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EDITORIAL

Es war nicht verwunderlich, dass
im Rahmen der vorgezogenen
Bundestagswahl vom September
2005 auch Person und Amt des
Beauftragten der Bundesregie-
rung für Kultur und Medien wie-
der in die öffentliche Diskussion
geraten sind. Auch bei den voran-
gegangenen Amtsinhabern gab es
immer wieder ähnliche Debatten.
Auch diesmal spekulierte man in-
tensiv über den künftigen Kultur-
staatsminister, es wurde eine Fül-
le von Namen öffentlich gehan-
delt und fast tagtäglich ausge-
tauscht, auch das Amtsverständnis
und die Funktion des Kultur-
staatsministers wurden wieder
einmal diskutiert, zumal die Föde-
ralismusreform ihre Schatten vor-
auswarf. Mit der Wahl von Bernd
Neumann, die von den Feuilletons
weithin begrüßt wurde, weil erst-
mals ein aktiver Politiker mit ent-
sprechend großer Erfahrung auch
im Tagesgeschäft in das Amt beru-
fen wurde, ist die Entscheidung
gefallen, und die Bilanz des ersten
Amtsjahres von Staatsminister
Neumann kann sich sehen lassen.
Der Kulturetat in Höhe von 1,06
Mrd. Euro hat für den Haushalt
2006 eine Steigerung erfahren,
was in Zeiten allgemeiner Einspa-
rungen ein großer Erfolg des Kul-
turstaatsministers ist und auch
vom Deutschen Kulturrat zurecht
entsprechend gewürdigt wurde.
Auch für 2007 konnte der Haus-
halt wiederum gesteigert werden.
Damit ist erneut der Beweis dafür
erbracht, dass Kunst und Kultur
im Rahmen der Unionspolitik ge-
genüber der Vorgängerregierung
einen deutlich erhöhten Stellen-
wert genießen, zumal auch das
CDU-geführte Nordrhein-Westfa-
len, wie angekündigt, seinen Kul-

turhaushalt erhöht hat. Nachhal-
tigkeit, Stetigkeit und Verläss-
lichkeit sind für die Kulturpolitik
wichtiger als Glanz, Glamour und
Event.

In einer großen Koalition ist der
Koalitionsvertrag maßgeblich,
und hier ist die Handschrift der
Union deutlich erkennbar. Der
Vertrag bekennt ausdrücklich da-
zu, dass der Bund „eine Reihe von
wichtigen Aufgaben zu erfüllen“
habe, um „Deutschlands Ver-
pflichtung als europäische Kultur-
nation gerecht zu werden“. Man
will bürokratische Hürden, etwa
im Steuerrecht, abbauen, auch mit
Blick auf die Förderung bürger-
schaftlichen Engagements und mit
Blick auf das Vereinsrecht, das
Stiftungsrecht weiter entwickeln,
die Rechtsstellung der Urheber
stärken und will auch bei einer
Überarbeitung von Hartz IV vor
allem bei Beschäftigungsverhält-
nissen freiberuflich Tätiger im
Kultur- und Medienbereich Ein-
schränkungen verhindern. Der
Vertrag bekennt sich zum Berli-
ner Stadtschloss, zur Fortschrei-
bung des Gedenkstättenkonzepts
der Bundesregierung, zu einem
„sichtbaren Zeichen“ in Berlin zur
historischen Aufarbeitung von
Zwangsmigration, Flucht und
Vertreibung und zur Stärkung der
auswärtigen Kulturarbeit. Und in
einem anderen Zusammenhang
auch zur Errichtung einer Stiftung
Baukultur des Bundes, die man
voranbringen wolle.

Erste Signale sind sichtbar:
Das UNESCO-Abkommen zum
Schutz des Kulturgutes von 1970
wird in Deutschland umgesetzt; am
Zustandkommen der UNESCO-
Konvention zum Erhalt der kul-
turellen Vielfalt war Deutschland
maßgeblich beteiligt, die Stärkung
der Deutschen Welle ist nach Jah-
ren der Kürzungen beschlossen,
gestärkt wird auch die Künstler-
sozialversicherung, die Förderung

des deutschen Films ist erheblich
aufgestockt worden, die Enquete-
Kommission „Kultur in Deutsch-
land“ arbeitet weiter, ein Unter-
ausschuss für die Auswärtige Kul-
turpolitik ist eingerichtet worden.
Dass auf der anderen Seite noch
vieles offen ist, wie etwa die an-
gestrebte Fusion der Kulturstif-
tungen des Bundes und der Län-
der oder die Frage, wie das „sicht-
bare Zeichen“ in Berlin auszuse-
hen habe, ist angesichts der kur-
zen Zeit, die der neuen Bundesre-
gierung zur Verfügung stand,
nicht verwunderlich. Aber schon
jetzt zeichnet sich ab, dass das im
Koalitionsvertrag für den Kultur-
bereich Vereinbarte mit Beharr-
lichkeit und Zielstrebigkeit in die
Tat umgesetzt wird.

Besonders zu begrüßen ist das
Engagement von Staatsminister
Bernd Neumann für die kulturel-
le Bildung insbesondere an unse-
ren Schulen. Markante Verbesse-
rungen, die angesichts des nach-
gewiesenen Zusammenhangs von
Bildung und Teilhabe an Kultur
dringend notwendig sind, werden
sich hier allerdings nur einstellen,
wenn wir uns wieder darauf be-
sinnen, dass die Bildungsinhalte
unserer Schulen das „Maßgeben-
de und Maßgebliche“ (Bundes-
präsident Horst Köhler) repräsen-
tieren müssen. Die Konrad-Ade-
nauer-Stiftung hat diese Debatte
in einem wichtigen Teilbereich
mit ihrem ganz konkret formulier-
ten Kerncurriculum zum Musik-
unterricht angestoßen. Sie ist da-
bei auf heftige Gegenrede gesto-
ßen. Aber immerhin: Die Debatte
hat begonnen, und die Stiftung
wird sich auch weiterhin intensiv
an ihr beteiligen.

Anton Pfeifer,
Staatsminister a.D.
Stv. Vorsitzender der
Konrad-Adenauer-Stiftung e.V.
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Der Beauftragte der Bundes-
regierung für Kultur und
Medien, Staatsminister
Bernd Neumann, MdB

Kultur- und Medienpolitik
selbstverständliche, integrale
Bestandteile unserer Regie-
rungsarbeit
Rede zur Regierungserklärung
(1. Dezember 2005; Auszug)

Die Bundeskanzlerin, Frau An-
gela Merkel, ist in ihrer.. Regie-
rungserklärung.. ausführlich auf
die Bedeutung der Kultur einge-
gangen. Sie hat damit der Kul-
turpolitik einen herausgehobe-
nen Stellenwert gegeben.
Sie hat unter anderem gesagt -
ich wiederhole dies -:
Unsere kulturelle Vielfalt ist ein-
zigartig. Unsere Kultur ist die
Grundlage unseres Zusammen-
haltes. Deshalb ist Kulturförde-
rung für diese Bundesregierung
keine Subvention. Sie ist eine In-
vestition, und zwar eine Investi-
tion in ein lebenswertes
Deutschland. Wann ist dies von
so hoher politischer Ebene hier
im Deutschen Bundestag so
deutlich gesagt worden? Die
Kanzlerin hat zudem betont,
dass der Bund neben den Län-
dern und Kommunen auch in
Zukunft eine Reihe ganz wich-
tiger Kulturaufgaben wahrneh-
men wird. Deutschland - und
nicht nur die Summe der 16 Bun-
desländer - ist schließlich eine

europäische Kulturnation. Das
ist wahr und in dieser Verantwor-
tung stehen wird. Kultur- und Me-
dienpolitik sind deshalb selbstver-
ständliche, integrale Bestandteile
unserer Regierungsarbeit. Die
Koalitionsvereinbarung von
Union und SPD ist dafür eine
gute Grundlage...

Im Übrigen hätte eine Koali-
ti onsvereinbarung zwischen
CDU/CSU und FDP im Bereich
von Kultur und Medien … nicht
viel anders ausgesehen.

Bevor ich zu einigen Sach-
punkten komme, eine kurze Be-
merkung zum Amtsverständnis
und zur Rolle des Bundesbeauf-
tragten für Kultur und Medien,
worüber in Verbindung mit der
Personalentscheidung ja viel ge-
schrieben wurde. Die Aussage
unter anderem vom Kulturrat,
durch die geplante Föderalis-
musreform würde der Kultur-
staatsminister geschwächt, ist
nicht haltbar.

Es wäre besser gewesen, die
Kritiker … hätten sich den vor-
gesehenen neuen Artikel im
Grundgesetz genau angesehen.
Nur dann, wenn in Brüssel ein
Thema ansteht, das im Schwer-
punkt der ausschließlichen Ge-
setzgebungsbefugnis der Länder
unterliegt, ist ein Vertreter des
Bundesrates Verhandlungsfüh-
rer. Er hat allerdings immer die
Verpflichtung, sich vorher mit
dem Bund abzustimmen und die
gesamtstaatliche Verantwortung

des Bundes zu wahren. So steht
es dort. Mit dieser Feststellung -
das ist selbst für Juristen ganz
interessant - bestätigen die Län-
der im Grundsatz die unge-
schriebene Kompetenz des Bun-
des für die Kultur. Das heißt, in
allen Fragen, die schwerpunkt-
mäßig nicht unter die ausschließ-
liche Gesetzgebungskompetenz
der Länder fallen, wird wie bis-
her der Bund die Verhandlungs-
führung in Brüssel wahrnehmen,
zum Beispiel beim europäischen
Urheberrecht, beim Folgerecht
und bei der Umsetzung von EU-
Richtlinien. Im Übrigen ist für
mich nicht so entscheidend, wer
gerade die Delegation leitet, son-
dern mehr, dass das Verhand-
lungsziel mit dem Bund abge-
stimmt sein muss. Sie können
deshalb davon ausgehen, dass
ich meine Rolle in Brüssel sehr
selbstbewusst wahrnehmen wer-
de … Sie kennen die Koalitions-
vereinbarung. Sie enthält einige
grundsätzliche und eine ganze
Reihe konkreter Aussagen. Ich
möchte mich deshalb auf einige
Anmerkungen beschränken.

Die wesentliche Aufgabe der
Kulturpolitik des Bundes liegt in
der Gestaltung und der mögli-
chen Verbesserung der Rahmen-
bedingungen für Kultur. Dazu
gehören unter anderem die Stär-
kung des bürgerschaftlichen En-
gagements, die Stabilisierung
der Künstlersozialversicherung,
ein künstler- und autorenfreund-

BERICHTE AUS DER KULTURPOLITIK
Berichtszeitraum 1. Oktober 2005 bis 30. September 2006

Kulturpolitik im Bund
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liches Urheberrecht, ein beson-
deres Engagement für die neuen
Länder sowie die Wahrnehmung
der besonderen Verantwortung
für die Kultur in der Hauptstadt
Berlin.

Auf europäischer Ebene und
darüber hinaus wollen wir Ver-
einbarungen, die unsere kulturel-
le Vielfalt schützen, die es ver-
hindern, dass Kultur zur bloßen
Handelsware herabgesetzt wird,
und die der nationalen Verant-
wortung, zu der auch die Eigen-
verantwortung von Kommunen
und Bundesländern gehört, den
Freiraum und die Autonomie be-
lassen, die überhaupt erst kultu-
relle Vielfalt ermöglichen.

Für den deutschen Film … ha-
ben wir nicht nur in der Koaliti-
onsvereinbarung, sondern be-
reits in der ersten Arbeitssitzung
des Kabinetts eine wichtige Wei-
chenstellung im Hinblick auf die
Mobilisierung privaten Kapitals
vorgenommen … Im Medien-
bereich wird die Deutsche Wel-
le im Zentrum unserer Aufmerk-
samkeit stehen. Sie muss in der
Wahrnehmung ihrer Aufgaben
gestärkt werden - so heißt es,
wenn auch nicht im Kapitel
„Medien“, im Kapitel „Außen-
politik“ -, damit Deutschland in
seiner ganzen Vielfalt als ver-
antwortungsbewusster Partner in
der Welt wahrgenommen wird.
Wir wollen eine enge Koopera-
tion mit ARD und ZDF, um die
Aktualität und Attraktivität des
deutschen Auslandsfernsehens,
Deutsche Welle TV, zu verbes-
sern …

Überzeugend für unsere
Werte werben
Gespräch mit der Deutschen
Welle, veröffentlicht in „Welt-
zeit-Magazin der Deutschen
Welle“ Nr. 1. März 2006
(9. März 2006; Auszug)

Deutsche Welle: Wo sehen Sie
den entscheidenden Mehrwert
von Auslandsrundfunk für unser
Land?

Bernd Neumann: Die Deutsche
Welle ist die Stimme Deutsch-
lands in der Welt. Wir brauchen
einen modernen Sender, der
Deutschland als Land der Frei-
heit des Geistes, der Musik, der
Literatur, der Wissenschaft und
der Wirtschaft darstellt. Unsere
1000jährige Kulturgeschichte ist
ein wirklicher „Standortvorteil“.

Deutschland hat gerade in den
osteuropäischen Ländern an Af-
finität gewonnen. Dies ist auch
Verdienst der DW. Die Integra-
tion der EU - besonders der neu-
en Mitglieder - ist eine bedeu-
tende Aufgabe auch für die Kul-
turpolitik …

Deutsche Welle: Die Deutsche
Welle soll in der Wahrnehmung
ihrer Aufgaben gestärkt werden
- so steht es im Koalitionsver-
trag. Was heißt das für Sie kon-
kret?

Bernd Neumann: … Im Frühjahr
dieses Jahres muss die DW nach
den Regularien des novellierten
DW-Gesetzes eine plausible
Aufgabenplanung für die näch-
sten vier Jahre vorlegen. Dies
ermöglicht dann eine kultur- und
medienpolitische Diskussion in

den Ausschüssen des Deutschen
Bundestages.

Mein Anliegen wird sein, dass
am Ende alle Fraktionen erken-
nen, dass die Deutsche Welle im
Rahmen der verfügbaren Haus-
haltsmittel Optimales leistet und
unsere Anerkennung und politi-
sche Unterstützung verdient.

Deutsche Welle: ARD, ZDF und
Deutsche Welle sollen stärker
zusammenarbeiten, um das deut-
sche Auslandsfernsehen attrak-
tiver zu machen - auch das steht
im Koalitionsvertrag. Wo sehen
Sie dabei Ihre Rolle?

Bernd Neumann: Die Deutsche
Welle ist integraler Bestandteil
der ARD und schon deshalb auf
Kooperation mit den anderen
ARD-Anstalten angelegt. Und
auch mit dem ZDF ist im Fern-
sehbereich eine Zusammenarbeit
geboten. Sie funktioniert ja über-
wiegend gut beim Einsatz der
Korrespondenten an Brenn-
punkten der Welt.

Ende 2005 ist nach vierjähri-
gen Erprobungsphase das For-
mat GERMAN-TV nicht weiter-
geführt worden. Ich bin froh,
dass der Intendant der Deut-
schen Welle, Erik Bettermann,
zusammen mit seinen Kollegen
von ARD und ZDF in intensive
Gespräche eingetreten ist, um
die gute Erfahrung bei
GERMAN-TV mit der Übernah-
me von Programmanteilen aus
ARD und ZDF auch bei DW-TV
zu nutzen.

Ich bin mit allen Intendanten
im intensiven Kontakt, um sie zu
ermutigen, zügig zu nachhalti-
gen Ergebnissen zu kommen.
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Kulturförderung zwischen
Bund, Ländern und
Kommunen
Interview mit dem „Kurier am
Sonntag“ (Bremen)
(23. April 2006; Auszug)

(Es) ist leider Realität, dass in
Zeiten knapper Kassen schnell
an der Kultur gespart wird, in
den Städten, in den Ländern.
Müssen Sie auch Kürzungen
befürchten?

Bernd Neumann:
Das ist in der Tat vielfach so.
Deswegen empfinde ich mich
hier als Anwalt der Kultur. Denn
gerade in einer Zeit der Globa-
lisierung, der zunehmenden
Orientierungslosigkeit, brau-
chen die Menschen Heimat und
Identität. Die Kultur, die ge-
meinsame Sprache und Ge-
schichte stiften genau dies, das
ist es doch, was uns als Gesell-
schaft zusammenhält. Ich bin
deswegen auch ein wenig stolz
darauf, dass es mir auf der Bun-
desebene gelungen ist, den Kul-
turbereich vor Kürzungen zu
bewahren. Das ist der einzige
Einzeletat im Bundeshaushalt,
bei dem nicht gekürzt wird und
das trotz des Zwangs, im näch-
sten Jahr wieder den Euro-Sta-
bilitätspakt einhalten zu müssen.
Der alte Haushaltsentwurf von
Rot-Grün sah noch Kürzungen
im Kulturbereich vor. Die habe
ich nicht nur abwehren können,
sondern sogar noch eine Erhö-
hung um 2,1 Prozent erreicht.
Ich weiß natürlich, dass das im-
mer wieder erkämpft werden
muss.

Ausgleichen kann der Bund

Kürzungen in Kommunen und
Ländern doch wohl kaum...

Bernd Neumann:
Nein, natürlich nicht. Denken
Sie an die Debatte über die Fö-
deralismusreform. Da legen die
Länder doch sehr viel Wert dar-
auf, dass Kultur primär Länder-
sache ist. Das ist zunächst auch
richtig. Aber es gibt auch eine
nationale Verantwortung, etwa
für die Hauptstadt Berlin oder
die vielen Einrichtungen in den
Ländern von nationaler Bedeu-
tung wie z. B. Gedenkstätten, wo
der Bund unbestritten natürliche
Zuständigkeiten hat. Wir wollen
auch gar nicht in die Kompeten-
zen der Länder eingreifen. Es
werden etwa acht Milliarden
Euro im Jahr für die Kultur aus-
gegeben, davon tragen Länder
und Kommunen 90 Prozent.
Aber natürlich sind beide immer
dankbar, wenn der Bund behilf-
lich ist, herausragende Einrich-
tungen oder Projekte von natio-
naler Bedeutung in den Ländern
mit zu finanzieren.

Aber die Kulturförderung
könnte es doch nächstes Jahr in-
direkt empfindlich treffen, wenn
der steuerliche Abzug von Spen-
den an Fördervereine von Bi-
bliotheken, Museen, Orchestern
oder Theatern gestrichen wird.
Können Sie den Finanzminister
da noch umstimmen?

Bernd Neumann:
Dieses Thema ist weniger dra-
matisch, als es auf den ersten
Blick erscheint. Der Sachverhalt
sieht nämlich wie folgt aus:
Spenden kann man auch künf-
tig von der Steuer abziehen.
Wenn man Fördermitglied einer

gemeinnützigen Einrichtung ist,
kann man in vielen Fällen auch
seinen Mitgliedsbeitrag steuer-
lich absetzen. Nun gibt es aber
bei einigen gemeinnützigen Ein-
richtungen im kulturellen Be-
reich für fördernde Mitglieder
Vergünstigungen wie Gratis-
Eintritt, also etwa den kostenlo-
sen Museumsbesuch. Dazu hat
der Bundesfinanzminister ver-
fügt, dass eine solche Vergünsti-
gung als geldwerter Vorteil ein-
zustufen ist und in Folge die
Mitgliedsbeiträge dann nicht
mehr absetzbar sind. Die Inter-
ventionen meines Hauses haben
dazu geführt, dass dies nicht für
einzelne Dankeskonzerte oder
ähnliche Veranstaltungen gilt.
Diese Neuregelung haben letzt-
lich auch die Kultusminister der
Länder akzeptiert. Wir haben
aber beim Finanzminister darauf
gedrungen, dass nach zwei oder
drei Jahren überprüft wird, ob
und welche Folgen das für die
Kulturförderung gehabt hat.

Kulturförderung des Bundes
Interview mit dem Darm-
städter Echo
(28. August 2006; Auszug)

Darmstädter Echo: Herr Neu-
mann, die Bundeskanzlerin hat
gesagt, sie verstehe Kulturförde-
rung nicht als Subvention, son-
dern als Investition. Bund und
Länder fördern den Film mit 200
Millionen Euro jährlich, sechzig
Millionen kommen ab 2007 aus
Ihrem Haus noch dazu als Pro-
duktionskostenerstattung nach
britischem Vorbild. Ist das nicht
eine jener klassischen Subven-
tionen, die doch eigentlich ab-
gebaut werden sollten?
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Bernd Neumann: Der Staat ver-
gibt Mittel, damit ein Prozess
stattfindet, den man sich
wünscht. Subvention ist nicht
immer negativ, trotzdem ist es
richtig, sie zu durchforsten und
abzubauen.

Der deutsche Film ist wettbe-
werbsfähig, aber die deutsche
Filmwirtschaft ist es nicht.
Deutschland ist das einzige
Land, das keine steuerlichen
oder sonstige Anreize für Produ-
zenten bietet. In allen Ländern,
auch in den USA, gibt es Anrei-
ze für Produzenten. Das Ergeb-
nis ist, dass zum Beispiel jetzt
die Verfilmung von Süsskinds
„Parfum“, 40 Millionen Euro
teuer, im wesentlichen in Spani-
en produziert wird, weil es dort
bessere Bedingungen gibt…

Darmstädter Echo: Welchen
Markt kann der deutsche Film
ausschöpfen? Er hat im Kino
zurzeit einen hohen Anteil von
20 Prozent.

Neumann: Das ist zu steigern. In
unseren Kinos sehen die Besu-
cher zu 70 Prozent amerikani-
sche Filme. Wir werden das
nicht umdrehen. Aber wir kön-
nen den Anteil deutscher Filme
deutlich erhöhen. Wir werden
immer nur eine Nische haben.
Aber diese Nische müssen wir
ausbauen, und damit einen wich-
tigen Wirtschaftszweig aus kul-
turellen und wirtschaftlichen
Gründen erhalten.

Darmstädter Echo: Millionen-
pakete für den Film – nimmt sich
die Literaturförderung dagegen
nicht sehr bescheiden aus?

Neumann: Man sollte nicht

Film-, Theater- und Literaturför-
derung gegeneinander ausspie-
len. Natürlich tun wir nie genug.
Die Literatur hat eine hohe Bedeu-
tung, nicht zuletzt hier in Darm-
stadt. Zum Beispiel unterstützen
wir den Deutschen Literaturfonds
neuerdings über die Kultur-
stiftung des Bundes mit einer
Million Euro jährlich. Im Jahr
2005 wurden aber nur 500.000
Euro ausgeschöpft, was einige
Kollegen im Bundestag zu kriti-
schen Fragen veranlasst hatte.
Entscheidend ist die Frage: Unter-
bleibt etwas, das kulturell wich-
tig ist, weil es nicht gefördert
wird? Und hier muss man sagen,
wir haben in Deutschland eine
in der Welt einzigartige kulturel-
le Vielfalt mit bemerkenswerter,
umfangreicher Förderung.. .

Darmstädter Echo: Welche Rol-
le kann eine Deutsche Akademie
im Kulturleben spielen?

Neumann: Es ist eine wichtige
Stimme, im Grunde ist es die
bedeutendste Einrichtung im
Hinblick auf die Pflege der deut-
schen Sprache und Literatur.

Darmstädter Echo: Tun wir ge-
nug für diese Pflege? Es gibt an-
dere Länder, die Sprachschutz-
gesetze erlassen haben beispiels-
weise gegen den Einfluss des
Englischen. Brauchen wir derlei
auch in Deutschland?

Neumann: Als Kulturstaatsmi-
nister sage ich: Wir können hier-
für nie genug tun.

Darmstädter Echo: Andere Län-
der treten in dieser Hinsicht aber
offensiver auf. Sind wir zu zu-
rückhaltend?

Neumann: Wir sind gewiss ein
Stück defensiv, und es gibt sicher
die Notwendigkeit, das zu än-
dern. Diese Reserviertheit ist wohl
auch durch unsere Vergangen-
heit zu erklären, von der ich glau-
be, dass wir sie in diesem Punkt
einmal überwunden haben
müssten.

Darmstädter Echo: Hat das
nicht auch etwas mit der konsti-
tutionellen Verfasstheit zu tun als
föderaler Staat? Fehlt uns ein
offenerer Zugang zur eigenen
Identität, kann das Ministerium
dazu beitragen?

Neumann: Zweimal ja. Wir ha-
ben hier ein Defizit, und ich
glaube, dass auch mein Ministe-
rium dafür mehr tun kann und
muss. Wir sind genötigt, uns
selbst zu definieren, zu fragen:
Was macht uns eigentlich aus als
Deutsche? Und wir können uns
nur über unsere eigene Sprache
und Kultur definieren. Ganz
wichtig ist dabei auch der Be-
reich der kulturellen Bildung in
den Schulen, die zunehmend
vernachlässigt wird. Ich habe
vor, mich ungeachtet der Län-
derkompetenzen diesem Thema
zu widmen. Das ist auch eine
nationale Aufgabe.

Darmstädter Echo: Hilft da ein
„Staatsziel Kultur“ im Grundge-
setz? Oder ist das nur ein Sym-
bol, das schwer zu definieren ist?

Neumann: Vieles lebt von Sym-
bolen. Als Kulturstaatsminister
würde ich es begrüßen. Nicht,
weil daraus direkt finanzielle
Forderungen abzuleiten wären.
Aber weil es deutlich machte,
dass wir uns als Kulturnation be-
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greifen. Dadurch hat zum Bei-
spiel das Theater in Frankfurt
oder Darmstadt nicht automa-
tisch mehr Geld. Aber wir brin-
gen zum Ausdruck, welche be-
deutende Rolle die Kultur in
unserem Lande haben muss.
Deshalb werde ich mich dafür
einsetzen …

Kultur ist so wichtig wie
Verteidigung
Interview in der
Braunschweiger Zeitung
(29. August 2006; Auszug)

Braunschweiger Zeitung:
Deutschland wird weltweit um
seine einzigartig dichte Theater-
landschaft beneidet. Ständige
Kürzungen bringen sie akut in
Gefahr. Welchen Einfluss kann
der Kulturstaatsminister darauf
nehmen?

Bernd Neumann: Mein Amt ist
wegen der Länderhoheit in Kul-
turfragen dafür natürlich nicht
direkt zuständig. Wir unterstüt-
zen die Bayreuther Festspiele,
geben auch etwas zur Sanierung
der Staatsoper Berlin als kultu-
rellen Aushängeschildern der
Bundesrepublik. Aber es gehört
auch zu meinen Aufgaben, mich
einzumischen, wo immer Kultur
bedroht ist. Ich bin ein Mahner,
wenn es darum geht, dass gern
zuerst bei der Kultur gespart
wird. Und ich gehe mit gutem
Beispiel voran: Von 2006 auf
2007 konnte ich meinen Haus-
halt sogar leicht steigern.

Braunschweiger Zeitung:
Wie sieht es mit den kleinen
Theatern aus?

Neumann: Gerade die kleinen
Theater in Deutschland sind ja
auch die Basis für die Spitzen-
kultur. Und auch die bekannten
Filmschauspieler haben oft in
Stadttheatern angefangen. Auch
die Städte müssen sich klar sein:
Theater ist nicht billig zu ma-
chen, aber wertvoll. Eine Stadt
ohne Theater ist ärmer. Ich sage
aber auch ganz klar: Theater
können heute unternehmerisch
nicht mehr so geführt werden
wie früher. Es muss Kooperatio-
nen, mehr Flexibilität geben,
gerade auch tariflich.

Braunschweiger Zeitung: Mu-
sisch-kulturelle Bildung fördert
die Intelligenz und das soziale
Klima, das ist unstrittig. Im
Koalitionsvertrag steht, dass die
Teilhabe von Jugendlichen am
Kulturangebot gefördert werden
soll. Wie?

Neumann: Es gibt eine nationa-
le Verantwortung für kulturelle
Bildung, unbeschadet der Län-
derkompetenz bei der schuli-
schen Bildung. Am meisten ge-
sündigt wird leider wohl bei der
Schulmusik. Die Rückgänge an
den Musikhochschulen sind be-
denklich. Wir unterstützen vom
Bund aus Konzepte, wie sich
kulturelle Einrichtungen anders
öffnen können für Jugendliche.

Das ist mit freiem Eintritt in
Museen eben nicht getan. Wenn
die Kulturnation Deutschland
nicht etwas Abstraktes werden
soll, ist ein direkter Bezug mög-
lichst vieler Menschen zu Kul-
tur nötig. Das fängt bei der Bil-
dung und Ausbildung an. Wir
müssen junge Leute frühzeitig
mit Kultur konfrontieren, wenn

wir wollen, dass sie später ins
Theater oder ins Konzert gehen.
Wir können nur ergänzende Pro-
gramme dafür auflegen, etwa zur
Laienmusik, die ja auch wieder-
um die Basis für Spitzenmusik
ist….

(In der) Frage des Urheber-
rechts war ich auf Frau Weiss’
Seite: Da sollte ins Gesetz von
vornherein eine Bagatellklausel,
wonach geringer Verstoß nicht
strafbar wäre. Diese Klausel ist
nun weggefallen. Und so konn-
te ich Rahmenbedingungen ver-
bessern und für die Künstler si-
cher mehr erreichen, als wenn
ich einen Aufsatz über die litera-
rische Entwicklung in Deutsch-
land im letzten Jahrhundert ge-
schrieben hätte.

Braunschweiger Zeitung: Wie
wollen Sie die Einhaltung des
Urheberrechts gewährleisten.
Meiner Meinung nach fehlt es in
unserer Gesellschaft an der Ach-
tung vor den kulturellen und gei-
stigen Leistungen anderer. No-
ten und Texte werden wahllos
kopiert. Kann man diese Men-
talität durch Gesetze beeinflus-
sen?

Neumann: Doch. In der Musik-
branche gab es einen Rückgang
von fast 40 Prozent, nur wegen
Raubkopien. Filmkopien sind
ebenfalls schon zu erhalten, be-
vor der Film angelaufen ist. Das
gefährdet die Existenz ganzer
Branchen. Dagegen kann man
etwas tun. Zum Beispiel muss
die Strafverfolgung erleichtert
werden, indem die Provider aus-
kunftspflichtig werden. Allein
mit Gesetzen geht es nicht, aber
ohne auch nicht. Urheberrechts-
verletzungen sind kriminell, und
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ich will auch, dass sie so emp-
funden werden.

Erfolge
Rede im Deutschen Bundestag
zur 1. Lesung des Haushaltsge-
setzes 2007
(6. August 2006; Auszug)

Ich sehe es als meine besondere
Aufgabe an, trotz der Notwen-
digkeit drastischer Sparmaßnah-
men im Gesamthaushalt, positi-
ve Rahmenbedingungen für Kul-
tur und Medien zu sichern und
dort, wo sie ungenügend sind,
sie zu verbessern. Hier konnte
die Bundesregierung in den ver-
gangenen Monaten Beträchtli-
ches erreichen.

Wir haben:

- die Beibehaltung des ermä-
ßigten Umsatzsteuersatzes für
Kulturgüter von 7Prozent be-
schlossen – trotz der generellen
Erhöhung der Mehrwertsteuer
von 16 auf 19 Prozent,

- wir haben mit dem Folge-
recht im Kunsthandel für Künst-
ler EU-weit vergleichbare Be-
dingungen geschaffen,

- wir haben mit der gesetzli-
chen Umsetzung der UNESCO-
Konvention zum Verbot der
rechtswidrigen Übereignung
von Kulturgut auch dem Kunst-
handel in Deutschland und dar-
über hinaus eine sichere Grund-
lage gegeben,

- wir haben mit der im Kabi-
nett beschlossenen Novelle des
Urheberrechts durch den Weg-
fall der unseligen Bagatell-

klausel ein wichtiges Signal für
den Schutz des geistigen Eigen-
tums von Künstlern und Auto-
ren gesetzt,

- wir haben der Deutschen Na-
tionalbibliothek mit der Novel-
lierung des Gesetzes eine zu-
kunftsfähige Grundlage gege-
ben,

- wir haben mit dem Entwurf
eines Telemediengesetzes eine
moderne Grundlage für die Re-
gulierung der Neuen Informa-
tions- und Kommunikations-
dienste (Telemedien) geschaf-
fen, die im Kern an die Inhalte
und nicht mehr an die Verbrei-
tungswege geknüpft ist,

- wir haben – gemeinsam mit
Baden Württemberg – mit dem
Neubau des „Literaturmuseums
der Moderne“ in Marbach einen
Ort geschaffen, an dem die deut-
sche Literatur des 20. Jahrhun-
derts umfassend präsentiert wird,

- und wir haben – nicht zuletzt
– bereits in diesem Jahr einen im
Vergleich zum Vorjahr erhöhten
Haushalt.

Mit dem Haushaltsentwurf
2007 und dem Finanzplan bis
2010 setzt die Bundesregierung
ihren Haushaltskonsolidierungs-
kurs fort. Gleichwohl konnte ich
den Umfang des Kulturhaushalts
steigern. Es konnten große Er-
folge erzielt werden ...

Unser Haushalt hat – im Re-
gierungsentwurf 2007 – einen
Gesamtumfang von rund 1,1
Milliarden Euro. Wir haben zwar
als Beitrag zur Haushaltskon-
solidierung rund 17 Millionen
Euro als „globale Minderausga-

be“ zu erbringen. Aber der Ge-
samtrahmen des Haushaltes
stellt sicher, dass wir auch in
Zukunft unser finanzielles Enga-
gement bei Einrichtungen und
Projekten von gesamtstaatlicher
Bedeutung fortsetzen können.
Das gilt für die „kulturellen
Leuchttürme“ in den neuen Bun-
desländern ebenso wie für die
bedeutenden Museen, die Ge-
denkstätten und die vielen inno-
vativen Projekte in Literatur,
Musik, darstellender und bilden-
der Kunst.

Erlauben Sie mir abschließend
ein Wort zu einem Vorgang, der
mich auch persönlich sehr be-
schäftigt:

Ich bedauere außerordentlich
die durch eine deplazierte Rede
meines Abteilungsleiters bei der
Eröffnungsveranstaltung des
Kunstfestes Weimar ausgelösten
Irritationen und die Betroffen-
heit, insbesondere bei Opfern
des KZ Buchenwald.

Es war unverzichtbar, bei ei-
nem solchen Anlass in jedem
Fall der Opfer von Buchenwald
würdig zu gedenken. Dies ist
Herrn Professor Schäfer klar,
sein Versäumnis war ein großer
Fehler. Wer Professor Schäfer
und seine Arbeit als Historiker
und langjähriger erfolgreicher
Direktor des Hauses der Ge-
schichte kennt, kann allerdings
keinen Zweifel an seiner poli-
tisch-moralischen Integrität ha-
ben …

Aus dieser Rede eine inhaltli-
che Veränderung der Gedenk-
stättenpolitik des Bundes im
Hinblick auf die Bewertung und
Aufarbeitung der NS-Diktatur
abzuleiten, ist völlig abwegig.
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Hier steht die Bundesregierung
in der Kontinuität ihrer Vorgän-
gerregierung. Die NS-Diktatur
und der durch sie verursachte
Holocaust sind in ihrer men-
schenverachtenden grausamen
Dimension einzigartig und durch
nichts zu relativieren.

Die Erinnerung hieran wach
zuhalten, bleibt eine herausra-
gende Aufgabe unserer Gedenk-
stättenpolitik. Hier gehe ich von
Ihrer aller Unterstützung aus.

„DDR-Alltag —das war
nicht nur die private Idylle“
(Interview in der Berliner
Zeitung (26. Mai 2006)

Herr Kulturstaatsminister, eine
Expertenkommission hat gerade
ein Konzept zum Umgang mit
der DDR-Geschichte vorlegt.
Die empfiehlt, sich mehr dem
Alltag in der SED-Diktatur zu-
zuwenden sowie eine stärkere
wissenschaftliche Durchdrin-
gung. Beides hat umgehend Kri-
tiker auf den Plan gerufen.

Ja, wir haben jetzt eine sehr er-
hitzte Debatte. Die einen fürch-
ten, wenn das normale Leben
mehr ins Blickfeld genommen
wird, würden die Schrecken der
Diktatur weichgespült. Andere
glauben, die bestehenden Ge-
denkstätten, Museen und Archi-
ve sollten nun alle hochwissen-
schaftliche, blutleere Einrichtun-
gen zur Wissensvermittlung
werden. Hier werden Widersprü-
che gesehen und eine Neuaus-
richtung der Aufarbeitung, die so
wohl gar nicht gemeint ist.

Wie soll das Erinnerungsbild
der DDR aussehen?

Vielschichtig. Es ist wichtig, die
politische Verantwortung der
Täter zu zeigen, ebenso - mit
dem zunehmenden Abstand –
die Geschichte weiter wissen-
schaftlich aufzuarbeiten und zu
erforschen, wie die Menschen in
dem Unrechtssystem gelebt ha-
ben. Beide Aspekte sind glei-
chermaßen wichtig, sie sollten
nicht gegeneinander ausgespielt
werden.

Was kann der zumeist triste
Alltag der Menschen in der DDR
an Erkenntnissen bescheren?

Ich glaube, den Alltag in der
DDR vertieft zu erforschen, bie-
tet die große Chance, noch nicht
ausreichend beantworteten Fra-
gen nachzugehen: Wie funktio-
nierten die Mechanismen der
SED? Wie konnte sich ihre Dik-
tatur über Jahrzehnte halten?
Warum und wie haben sich die
Menschen mit dem System ar-
rangiert? Warum haben so viele
mitgemacht und andere nicht?
Wie entwickelte sich die Bürger-
rechtsbewegung? Das alltägli-
che Leben einzubeziehen, heißt
ja nicht, nur eine private Idylle
zu zeigen.

Es geht doch gerade darum,
dieses Feld nicht denen zu über-
lassen, die verharmlosen und -
wie nach dem Zusammenbruch
jeder Diktatur – nostalgisch an
das vermeintlich normale Leben
erinnern nach dem Motto: „Was
war denn? Wir haben gelacht
und geweint, uns verliebt und
gefeiert.“

Dies ist eine Seite. Was soll mit
den Gedenk-Orten geschehen,
die für Verfolgung und Unter-
drückung stehen?

Es ist wichtig, diese Orte wie das
Stasi-Gefängnis Hohenschön-
hausen oder den Sitz von MfS-
Chef Mielke in der Normannen-
straße zu erhalten als das, was
sie sind - als Zeugnisse für eine
unselige Zeit. Hohenschönhau-
sen etwa steht für Unmensch-
lichkeit, Haft, Unterdrückung,
Folter. Das soll keine primär wis-
senschaftliche Einrichtung wer-
den und sicher auch kein Muse-
um für Alltagskultur. Es soll
nachfolgenden Generationen ein
anschauliches, authentisches
Bild geben über Repressionen in
einer Diktatur.

Sie haben das Papier der
Expertenkommission einen Ge-
dankenbaustein genannt für ein
Konzept zur Gedenkstättenför-
derung der beiden deutschen
Diktaturen.

Beschreiben Sie uns doch bit-
te die Umrisse dieses Gebäudes.

Es geht, was die DDR-Dikta-
tur betrifft, darum, die verschie-
denen Einrichtungen, die sich
mit dem SED-Unrecht beschäf-
tigen - wie Museen, Gedenkorte
in verschiedenen Bundesländern
sowie die Birthler-Behörde und
die Stiftung zur Aufarbeitung der
SED-Diktatur - in einen überge-
ordneten Gesamtrahmen zu stel-
len und sie zu vernetzen. Wir
wollen festlegen, welche Stätten
der Bund wegen ihrer besonde-
ren nationalen Bedeutung för-
dern soll, welchen Investitions-
bedarf es gibt, wie das alles kon-
zeptionell geordnet werden
kann, damit es langfristig Be-
stand hat.

Wie sehen Sie die Zukunft der
Birthler-Behörde?
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Irgendwann werden ihre Akten
durchforstet und archiviert, die
Regelanfragen und die Akten-
einsicht der Bürger abgearbeitet
sein. Es spricht vieles dafür, die
Akten dann dem Bundesarchiv
zu übergeben. Was mit dem For-
schungsteil und seinem beson-
deren Know how geschieht, ist
zu klären - einschließlich der
Rolle, die die Stiftung Aufarbei-
tung dabei spielen soll.

Ist also eine baldige Auflösung
der Stasi-Unterlagen-Behörde in
Sicht?

Das ist eine längerfristige Per-
spektive, über die ja gerade in
Verbindung mit dem Experten-
votum zu reden sein wird. Zu-
nächst setze ich mich für eine
Novellierung des Stasi-Unterla-
gen-Gesetzes ein, die eine An-
frage zur Stasi-Mitarbeit für be-
sondere Personengruppen wie
etwa Abgeordnete auch über das
Jahr 2006 hinaus ermöglicht.
Zum anderen unterstütze ich ein
Pilotprojekt, mit dem im Herbst
89 zerrissene Stasi-Unterlagen
aus zunächst 400 von insgesamt
16.500 Säcken mit einem Com-
putersystem rekonstruiert wer-
den sollen. Dafür sind insgesamt
sechs Millionen Euro im Haus-
halt für 2007 und 2008 bereits
vorgesehen.

Halten Sie eine Konzentrie-
rung der DDR-Aufarbeitung auf
drei Themengruppen mit jeweils
einem zentralen Ort für sinnvoll?

Es ist sicher richtig, dass Ein-
richtungen zusammenarbeiten
und ihre Erfahrungen austau-
schen. Aber es ist ein Unter-
schied, ob man zentralisiert oder

vernetzt. Für eine Vernetzung
bin ich. Aber die Absicht, etwa
einen authentischen Gedenkort
wie Hohenschönhausen in eine
Behörde zu integrieren, lehne
ich ab. Hohenschönhausen darf
man nicht unterpflügen.

Sie wollen Ende des Jahres ein
Gesamtkonzept vorlegen. Was
geschieht bis dahin?

Es wird noch diverse Anhö-
rungen geben, und ich möchte
alle mit der Aufarbeitung be-
fassten Gruppen an den Tisch
bringen, auch die Opferverbän-
de. Dann werden wir sehen, wel-
che der abgegebenen Vorschlä-
ge übernommen beziehungswei-
se welche Alternativen erarbei-
tet werden. Entscheiden wird am
Ende das Parlament.

Kulturelle Bildung stärken
(Beitrag unter dem Titel
„Schlüsselkompetenz“ in der
7. Ausgabe des Magazins der
Kulturstiftung des Bundes;
Auszug)

Ein … Thema für die nächste
Zeit ist die kulturelle Bildung.
Ungeachtet der Frage, auf wel-
che Weise die Kompetenzen im
Bildungsbereich geordnet sind,
wird der Bund hier weiterhin
und noch deutlicher einen Ak-
zent setzen. Dabei kann es für
die kulturelle Bildung im Ergeb-
nis nur gut sein, wenn Bund und
Länder sich beide dieses Themas
annehmen und - einander ergän-
zend - zusammenwirken. Ein
sehr gelungenes Beispiel für die-
se kooperative Zusammenarbeit
haben die Kulturstiftung des Bun-

des und die Kulturstiftung der
Länder in jüngster Zeit bereits
gegeben: Das Projekt „Kinder
zum Olymp!“.

Das Thema „kulturelle Bil-
dung“ hat viele Facetten. Erin-
nert sei an die Ergebnisse des 8.
Kulturbarometers des Zentrums
für Kulturforschung, die u. a. Fra-
gen aufwerfen, wer die künfti-
gen Rezipienten der traditionel-
len Kultureinrichtungen sein
werden, wenn das Bedürfnis
nach Konzerten oder Theater-
aufführungen nicht auch durch
die nachhaltige Vermittlung von
Wissen über Kunst und ein po-
sitives Erleben von Kunst ge-
weckt wird. Es muss in diesem
Zusammenhang aber auch ein
besonderes Anliegen sein, den
Stellen- und vor allem Eigenwert
der kulturellen Bildung in der
anzuerkennen und ihm mehr
Bedeutung beizumessen. Die
letztgenannten Stichworte lassen
bisweilen begriffliche Präzision
vermissen. Sie werden vor allem
verwandt, um die in den letzten
Jahren zweifellos erheblich ge-
stiegene Bedeutung des Wissens
zur Befähigung des Einzelnen
im Erwerbsleben hervorzuhe-
ben.

Wichtig ist es mir herauszu-
stellen, dass sich die Wissens-
gesellschaft nicht auf den Er-
werb von Spezialwissen im Sin-
ne einer fachlichen Ausbildung
beschränken darf. Es kann nicht
nur um Effizienz, um die Ver-
wertbarkeit von Wissen, ein „Fit-
machen“ für einen Zweck gehen.
Es sollte vielmehr jedem klar
sein, wie unerlässlich kulturelle
Bildung als eine Art „Schlüssel-
kompetenz“ ist. Sie ist die Basis
für das Selbstverständnis und die
individuelle Selbstvergewisse-
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rung des Einzelnen. Denn sie
erst kann, dadurch dass sie dem
Einzelnen seine Geschichtlich-
keit, auch seine Bedingt- und
Begrenztheit aufzeigt, vermit-
teln, wozu das angeeignete Wis-
sen letztlich dienen und wofür es
eingesetzt werden soll. Dieser
besondere Wert kultureller Bil-
dung lässt sich naturgemäß nicht
in finanziellem Gewinn und Ver-
lust ausdrücken.

Manche Aspekte der Wissens-
gesellschaft sind speziell für die
kulturelle Bildung nichts Neues.
Das globale Element der Wis-
sensgesellschaft z.B. muss uns in
diesem Zusammenhang, anders
als vielleicht auf anderen Gebie-
ten, nicht beunruhigen: Kultur
hat nur selten vor Grenzen halt
gemacht und konnte schon lan-
ge vor anderen Disziplinen be-
weisen, dass der wechselseitige
Austausch und die Berührung
mit dem Anderen bereichernd
wirkt. Diese Grunderfahrung
spiegelt sich auch in vielen Pro-
jekten der Kulturstiftung des
Bundes wider.

Auch das Postulat des lebens-
langen Lernens, welches der Be-
griff der Wissensgesellschaft zu-
meist in sich birgt, ist nicht neu.
Anders als Fähigkeiten, die man
zumeist allein des „Broterwerbs“
wegen erlernt, hat sich die kul-
turelle Bildung noch nie auf die
Vermittlung während der Kind-
heit und Jugend beschränkt und
auch nicht beschränken wollen.
Andererseits lässt die erwartete
demographische Entwicklung
auch neue Fragen entstehen, de-
nen sich Kulturelle und Bildungs-
einrichtungen stellen müssen.

Andere Aspekte der Wissens-

gesellschaft stellen dagegen
auch für die kulturelle Bildung
noch eine Herausforderung dar.
Welche Rolle für die Vermittlung
von Bildung spielen z. B. neue
Medien, insbesondere das Inter-
net? Häufig wird der Eindruck
erweckt, es handle sich beim
Internet um ein Allheilmittel, mit
dem ein Großteil des Wissens
erworben werden kann. Was
kann es auch für die kulturelle
Bildung leisten? Welche Quali-
tät haben die Informationen?
Welche Verluste entstehen? Wie
ergänzen sich verschiedene Me-
dien?

Zum Glück lassen sich Fähig-
keiten wie z.B. das Erlernen ei-
nes Instruments, des Theater-
spiels oder Tanzes nie durch der-
art isoliertes und mittelbares
Lernen ersetzen. Und während
das Miteinander im Lernen
manchmal schon fast überflüs-
sig erscheint, so fördert diese
Form der Wissensaneignung -
gleichsam nebenbei - kommuni-
kative Fähigkeiten. Kulturelle
Bildung schafft damit en passant
auch ein Gegengesicht zu uner-
wünschten Begleiterscheinun-
gen der globalen Wissensgesell-
schaft? Ein Grund mehr, sich für
Projekte der musischen Bildung
und Erziehung einzusetzen.

Das Idealbild der Wissens-
gesellschaft ist der mündige Bür-
ger, der sich eigenständig Zu-
gang zu allen Wissensquellen
verschaffen kann. Kulturelle Bil-
dung ist eine Voraussetzung für
die Teilhabe am kulturellen
Reichtum der Gesellschaft. Ich
bin auf die Ideen und Impulse
gespannt, die die Kulturstif-
tungen des Bundes und der Län-

der - ob allein, besser gemein-
sam und hoffentlich vereint - zu
diesem Thema geben werden
und will sie gerne unterstützen.

Weitere Reden, Interviews und
Namensartikel sind auf der
Homepage abzurufen:
www.bundesregierung.de

Information:
Der Beauftragte der Bundesregierung
für Kultur und Medien
Tel. (0188) 27 23 281
e-mail: pressestelle-M@bpa.bund.de

Aus der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion

Deutsche Welle durch Bun-
desregierung im Aufwind.
Die Trendwende ist geschafft
(Wolfgang Börnsen [Bönstrup]
MdB, kultur- und medien-
politischer Sprecher der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion, und
der zuständige Berichterstatter
Reinhard Grindel MdB;
6. Juli 2006; Auszug)

Die Trendwende ist geschafft:
Erstmals seit den drastischen
Kürzungen der Haushaltsmittel
für die Deutsche Welle in den
Jahren der rot-grünen Bundesre-
gierung um mehr als 30 Millio-
nen Euro wird die Finanzierung
der Deutschen Welle auf eine
stabile verlässliche Grundlage
gestellt. Nicht nur die Reduzie-
rungen sind beendet, der Bun-
deshaushalt 2006 sieht sogar ei-
nen Zuwachs der Mittel von ca.
3 Millionen Euro gegenüber
2005 vor, erstmalig seit 7 Jah-
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ren … (Es sind) auch die in der
Aufgabenplanung der Deut-
schen Welle 2007-2010 gesetz-
ten Schwerpunkte zu befürwor-
ten, insbesondere die Begleitung
des europäischen Integrations-
prozesses, ihre deutliche Präsenz
in Südost- und Osteuropa, Afri-
ka und Asien. Auch der Ausbau
des arabischsprachigen Fensters
und die Entwicklung zukunfts-
fähiger technischer Perspektiven
sind zu begrüßen.

Föderalismusreform bringt
Klarheit für Kultur
(Wolfgang Börnsen/
Prof. Monika Grütters, MdB,
Mitglied im Ausschuss für
Kultur und Medien;
28. Juni 2006; Auszug)

Nach wie vor unterliegen Kunst
und Kultur nicht einer alleinigen
Gesetzgebungskompetenz der
Länder. Es gibt keine Kulturho-
heit der Länder als solche. Es hat
sie bisher nicht gegeben und die
Föderalismusreform ändert an
diesem Grundansatz nichts. Viel-
mehr haben sowohl der Bund als
auch die Länder jeweils eigene
kulturelle und kulturpolitische
Zuständigkeiten.

Deshalb hat auch der neue Ar-
tikel 104 b GG keine negativen
Auswirkungen auf die Kultur-
förderung des Bundes. Er stellt
klar, dass der Bund das fördert,
was in die Zuständigkeit des
Bundes fällt und die Länder den
Teil finanzieren, der Angelegen-
heit der Länder ist.
Auch die Neufassung von Arti-
kel 23 Abs. 6 GG bezüglich der
Außenvertretung in Brüssel

sorgt für Eindeutigkeit und hat
auch keinen Bedeutungsverlust
der Bundes-Kulturpolitik zur
Folge … Die Länder haben sich
anerkennenswerterweise bereit
erklärt, ihre Außenvertretungs-
rechte auf bestimmte Bereiche
zu beschränken.

Dieser im Dienste der gesam-
ten Reform unvermeidliche
Kompetenzverlust der Bundes-
länder wird durch die beab-
sichtigte Neuregelung ausgegli-
chen. Das ist nur fair, denn die
Länder sind mit rund 3,4 Milli-
arden Euro neben den Kommu-
nen mit 3,6 Milliarden Euro der
zentrale Kulturförderer in
Deutschland. Allen Kritikern der
Neuregelung von Artikel 23 Ab.
6 GG sei auch ein Blick in das
Föderalismusreform-Begleitge-
setz empfohlen: Art. 2 Abs. 1
sieht vor, dass die Länder ihre
Rechte unter Teilnahme von und
in Abstimmung mit dem Vertre-
ter der Bundesregierung auszu-
üben haben. Dieses Verfahren
garantiert im Wettbewerb der
nationalen Kulturinteressen in
Brüssel ein abgestimmtes, ge-
meinsames Auftreten - mit einer
Stimme.

Der Artikel 23b unterstreicht
die Bedeutung des Amtes des
Kulturstaatsministers als ge-
meinsamer Repräsentant von
Bund und Länder. Die Kultur hat
bei der Föderalismusreform kei-
ne Federn gelassen, sondern an
gesetzlicher Klarstellung ge-
wonnen.

Neuer Künstler-Report kann
Perspektiven für das Kultur-
land Deutschland eröffnen
Unterredung mit dem Bundes-
vorstand des Bundesverbandes
Bildender Künstlerinnen und
Künstler (BBK)
(Wolfgang Börnsen;
13. Juli 2006; Auszug)

Verantwortungsvolle Kulturpo-
litik braucht eine solide statisti-
sche Basis und ein aktuelles Bild
von Qualität und Umfang der
Kulturlandschaft in Deutsch-
land. Dies ist notwendig, um im
europäischen Wettbewerb der
Kulturnationen mithalten zu
können.

Der erste „Künstler-Report“,
veröffentlicht 1974, hat trotz sei-
nes großen Erfolges bis heute
keinen Nachfolger gefunden. Er
behandelte die wirtschaftliche
und soziale Lage von Künstlern
aller Sparten, die rechtliche und
Marktsituation sowie Aspekte
der Selbst- und Fremdein-
schätzung von Künstlern. Sein
wichtigstes Ergebnis war die
Einführung der Künstlersozial-
kasse Anfang der 1980er Jahre.
Ein neuer „Künstler-Report“
könnte die Ergebnisse der der-
zeit tagenden Enquete-Kommis-
sion des Deutschen Bundestages
„Kultur in Deutschland“ … sinn-
voll ergänzen …

Kultur ist kein parteipoliti-
sches Kalkül
(Wolfgang Börnsen/Gitta
Connemann, MdB, Vorsitzende
der  Enquete-Kommission
„Kultur in Deutschland“;
10. März 2006; Auszug)

Staatszielbestimmungen sind er-
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fahrungsgemäß mit ernsthaften
und intensiven Diskussionen
verbunden, denn es geht um
nicht weniger als um eine Än-
derung unserer Verfassung. Sie
bedarf der seriösen inhaltlichen
und verfassungsrechtlichen Aus-
einandersetzung und der einge-
henden Erörterung mit den Bun-
desländern. Doch die Staatsziel-
bestimmung Kultur bleibt ein
zahnloser Tiger, wenn nicht ins-
gesamt der Stellenwert der ge-
samten Kulturpolitik im Ver-
bund neu bestimmt wird.

Klarheit für den Kulturgut-
schutz
(Wolfgang Börnsen/
Prof. Monika Grütters;
15. Februar 2006; Auszug)

Noch vor Ablauf der ersten hun-
dert Tage in seinem Amt hat der
Staatsminister für Kultur und
Medien, Bernd Neumann, eines
der zentralen Ziele seines Pro-
gramms verwirklicht: Der Ent-
wurf eines Vertragsgesetzes zum
UNESCO-Übereinkommen vom
14. November 1970 gegen den
illegalen Handel mit Kunstgü-
tern setzt einen längst überfälli-
gen Schlusspunkt unter eine
über dreißig Jahre dauernde Dis-
kussion.

Das Übereinkommen über
Maßnahmen zum Verbot und zur
Verhütung der rechtswidrigen
Einfuhr, Ausfuhr und Übereig-
nung von Kulturgut fordert von
den Vertragsstaaten, alles zu un-
ternehmen, um das eigene Kul-
turgut vor Raubgrabungen, Dieb-
stahl und unzulässiger Ausfuhr
zu schützen. Gleichzeitig sind
die Vertragsstaaten verpflichtet,
den Import von Kulturgütern hin-

reichend zu überwachen und für
die Rückgabe unrechtmäßig im-
portierten Kulturgutes zu sorgen.

Kulturpolitik nach § 96
Bundesvertriebenengesetz
erhält neuen Stellenwert
Besuch von Staatsminister
Bernd Neumann in der Gruppe
der ‘Vertriebenen, Flüchtlinge
und Spätaussiedler’ der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion
(Jochen-Karl Fromme, MdB;
8. Februar 2006; Auszug)

In einem Gespräch der Gruppe
der „Vertriebenen, Flüchtlinge
und Spätaussiedler“ mit dem
Staatsminister für Kultur und
Medien, Bernd Neumann MdB,
wurde deutlich gemacht, dass es
zu einer Weiterentwicklung im
Bereich der Kulturarbeit nach §
96 Bundesvertriebenengesetz
kommen soll. Dabei werden alle
Aspekte der Kulturförderung in
diesem Bereich in den Blick ge-
nommen.

Einig ist man sich vor allem
darin, dass eine Schwerpunkt-
setzung, neben der Pflege und
dem Erhalt des gemeinsamen
kulturellen Erbes in Deutschland
und in Heimatgebieten, auch
wieder auf der Förderung der
Weiterentwicklung der Kultur
liegen muss.

Große Einigkeit herrschte
auch bei der Feststellung, dass
die Organisationen der Heimat-
vertriebenen die Hauptadressa-
ten der Förderung nach § 96
Bundesvertriebenengesetz sind.
Große strukturelle Veränderun-
gen, wie zum Beispiel die Zu-
sammenlegung des Westpreu-
ßischen und des Ostpreußischen
Landesmuseums, die ausdrück-

lich gegen den Willen der Trä-
ger der Einrichtungen geplant
worden seien, sollten nicht durch-
geführt werden.“

Deutschland ist wieder
besonders im Kulturbereich
zu einem Land der Ideen
geworden
(Wolfgang Börnsen;
21. Juni 2006; Auszug)

Es ist gut um die Kulturnation
Deutschland bestellt, in Masse
wie Klasse.

Mit 110.000 Theater-, Opern-
und Musicalaufführungen jähr-
lich. Mit 7.000 Konzerten und
35 Mill. Zuhörern. Mit 6.500
Museen und Ausstellungen, die
über 100 Mill. Besucher ver-
zeichnen können. Die 1. Bundes-
liga kommt auf 10 Mill. Fans.
Und um im Bild dieser Tage zu
bleiben - in einigen Kulturberei-
chen sind wir dabei, weltmeister-
lich zu werden … Die Kultur ist
dabei nicht nur Kostgänger des
Staates. Sie ist zu einer prospe-
rierenden Wachstumsbranche
geworden. Fast 800.000 Men-
schen arbeiten in Kreativ-
berufen. Im Vergleich dazu be-
schäftigt der Automobilsektor
620.000 Mitarbeiter. Innerhalb
der letzen 10 Jahre ist die An-
zahl der Kulturschaffenden um
31Prozent gestiegen. Das bedeu-
tet ein jährliches Wachstum um
3,4 Prozent. Jeder zweite ist
selbständig. Kultur und Kunst
haben sich zu einem Job-Motor
gemausert. Die Wertschöpfung
des Kreativsektors betrug 2003
beachtliche 35 Milliarden Euro.
5 Milliarden mehr als der Ener-
giesektor auf die Beine brachte ...
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Ratifizierung des jüngsten
UNESCO-Übereinkommens
auf unserer Agenda mit
hoher Priorität verankert
(Prof. Monika Grütters;
1. Juni 2006; Redeauszug)

(Eines) ist den Verantwortlichen
in der Kulturnation Deutschland
besonders wichtig: dass bei Kul-
turgütern nicht der ausschließ-
lich wirtschaftliche Charakter
dieser Güter und Dienstleistun-
gen wichtig ist, dass der Libera-
lisierungsdruck in der globali-
sierten Welt nicht die Hand-
lungsspielräume der nationalen
Kulturpolitik einengen darf, dass
die Vertragsparteien in der
UNESCO ihre je eigene Kultur-
politik selbst definieren wollen,
dass sie also ihre eigenen kultur-
politischen Handlungsspielräu-
me selbstbewusst verteidigen
wollen, und dass der kulturellen
Vielfalt auf der Welt und im ei-
genen Land eine hohe Bedeu-
tung zukommt.

Deutschland misst seinem kul-
turellen Erbe und der Vielfalt
kultureller Lebensäußerungen
eine außerordentlich hohe Be-
deutung zu. Genau deshalb wird
in der Regierung an dem
Ratifizierungsprozess mit solch
einem Tempo gearbeitet …

Gesprächskreis „Geistiges
Eigentum“
Die Abgeordneten Dr. Günter
Krings, MdB, Berichterstatter
der CDU/CSU-Bundestagsfrak-
tion für das „Geistige Eigentum“
im Rechtsausschuss und der Be-
richterstatter für Kultur und Me-
dien im Haushaltsausschuss des
Deutschen Bundestages und Vor-

sitzende des Dialogforums
Musikwirtschaft der CDU
Deutschlands, Steffen Kampeter,
MdB, wollen den im Jahr 2003
gegründeten internen Gesprächs-
kreis „Geistiges Eigentum“ der
Unionsfraktion im Bundestag
auch in dieser Legislaturperiode
fortführen: „Wir wollen unseren
Fraktionskollegen anhand prak-
tischer Beispiele anschaulich ver-
mitteln, wie wichtig der Schutz
von geistigem Eigentum in der
Wissensgesellschaft ist“, so
Krings und Kampeter zum An-
liegen des Gesprächskreises.

Gesetzentwurf stärkt den
deutschen Kunsthandel
gegenüber dem britischen
Markt
(Dr. Günter Krings;
6. April 2006; Auszug)

Der beste Ort, um deutsche
Kunst zu verkaufen, ist London.
Mit diesem Werbespruch ging
einst das Londoner Auktions-
haus Christie’s auf Kundenfang.
Kein anderer Ausspruch könnte
wohl die Situation auf dem deut-
schen Kunstmarkt besser be-
schreiben … In London werden
mehr Bilder der klassischen deut-
schen Moderne als im gesamten
Bundesgebiet zusammen ver-
steigert. So macht derzeit nicht
zuletzt das deutsche Urheber-
folgerecht deutsche Kunst zum
Exportschlager wider Willen.

Der eigentliche Erfolg, den es
hier und heute zu vermelden
gibt, ist nicht im vorliegenden
Gesetzentwurf, sondern in der
Harmonisierung des Folgerechts
in der Europäischen Union zu

erblicken. Bislang haben die
unterschiedlichen Regelungen in
Europa zu einer Wettbewerbs-
verzerrung geführt. Deutsche
Galerien haben es schwer, gegen
eine internationale Konkurrenz
zu bestehen, die eben nicht 5
Prozent vom Erlös eines weiter-
verkauften Bildes auf den Kauf-
preis aufschlagen muss. Beson-
ders die Engländer haben diesen
Vorteil konsequent für sich zu
nutzen gewusst und stellen heu-
te neben den USA und der
Schweiz den weltweit wichtig-
sten Kunstmarkt …

Mit dem vorliegenden Gesetz-
entwurf ist es gelungen, eine
Regelung zu finden, die in den
wichtigsten Punkten auf der Li-
nie der englischen Umsetzung
der Richtlinie liegt. Der deutsche
Kunstmarkt wird so attraktiver
und kann verloren gegangenes
Terrain wieder gutmachen …
Eine zentrale Bestimmung der
Gesetzesvorlage ist die Anhe-
bung des Schwellenwertes für
die Anwendbarkeit des Folge-
rechts beim Verkaufspreis von
früher 50 Euro auf 1.000 Euro.
Hierdurch wird gewährleistet,
dass keine Kleinstbeträge von
wenigen Euro mehr ausgezahlt
zu werden brauchen, bei denen
der Verwaltungsaufwand den
Ertrag zu überwiegen droht.

Der Entwurf bleibt mit dem
Schwellenwert von 1.000 Euro
deutlich unterhalb des von der
Richtlinie zugelassenen Maxi-
malschwellenwerts von 3.000
Euro. Auf den ersten Blick sieht
es dennoch so aus, dass reihen-
weise Künstler von den Segnun-
gen des Folgerechts ausge-
schlossen werden könnten. Die
Zahlen der … Studie der Euro-
pean Fine Art Foundation spre-
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chen aber eine ganz andere Spra-
che. Diese Studie kommt zu dem
Ergebnis, dass über 90 Prozent
der weltweiten Kunstverkäufe -
jedenfalls im Bereich der moder-
nen und zeitgenössischen Kunst
- in die Preiskategorie von 3.000
bis 50.000 Euro fallen.

Dass wir den möglichen
Schwellenwert von 3.000 Euro
dennoch nicht voll ausgeschöpft
haben, ist ebenso richtig. Bei ei-
nem derartigen Schwellenwert
hätten es nämlich vor allen Din-
gen Fotografien zu schwer ge-
habt, von einer Folgerechtsver-
gütung überhaupt zu profitieren.
Es ist aber ein deutlicher Fort-
schritt gegenüber der bestehen-
den Regelung, dass nun auch
Fotografien in den Vergütungs-
tatbestand mit aufgenommen
werden…

Gegen den höheren Schwel-
lenwert von 1.000 Euro wird fer-
ner eingewandt, er sei ein Nach-
teil für junge Künstler, die noch
nicht so hohe Preise für ihre
Werke erzielen können. Betrach-
tet man hier wiederum ganz
nüchtern die Zahlen, dann lässt
sich aber schon nach der jetzi-
gen Rechtslage feststellen, dass
der Großteil der lebenden Künst-
ler von der Folgerechtsabgabe
ohnehin nicht profitiert. Kaum
10 Prozent der Künstler, die ihre
Ansprüche aus dem Folgerecht
über die VG Bild-Kunst wahr-
nehmen lassen, kommen in den
Genuss einer Auszahlung. 2004
waren es - um es einmal in den
relativ bescheidenen Zahlen aus-
zudrücken - gerade einmal 314
lebende Künstler, denen 256 Er-
ben gegenüber standen. Von die-
sen insgesamt 570 Personen sind
übrigens knapp die Hälfte aus-
ländische Künstler.

Lässt das Verhältnis zwischen
lebenden Künstlern und den Er-
ben zunächst wenigstens noch
ein kleines Übergewicht zugun-
sten der lebenden Künstler ver-
muten, zeigt eine wirtschaftliche
Betrachtung der Sache schon ein
ganz anderes Bild. Für das Jahr
2003 hat der Arbeitskreis Deut-
scher Kunsthandelsverbände
vorgerechnet, dass die Erben
deutscher Künstler gut 2,4 Mil-
lionen Euro aus der Folgerechts-
vergütung erhalten haben, wäh-
rend den in Deutschland leben-
den Künstlern zusammen ledig-
lich ein Betrag von etwas mehr
als 340.000 Euro ausgezahlt
wurde. Also: knapp zweieinhalb
Millionen Euro für Erben und
340.000 Euro für lebende Künst-
ler. Das zeigt mehr als deutlich,
dass das Folgerecht in erster Li-
nie ein Erbenrecht ist und schon
nach der heutigen Rechtslage
jungen Künstlern kaum dient.

Obwohl die deutsche Rege-
lung bereits seit 1965 existiert,
ist das Folgerecht auch bei uns
durchaus umstritten. Renom-
mierte Künstler wie Gerhard
Richter oder Georg Baselitz ha-
ben sich bereits vor geraumer
Zeit kritisch dazu geäußert. Es
würden eben nur die Stars der
Branche davon profitieren und
jungen Künstlern - da sind sie
ganz der Meinung ihrer engli-
schen Kollegen - bereite die gan-
ze Sache eher Schwierigkeiten.

Die Bedenken der etablierten
Künstler in dieser Frage sollte
man nicht einfach beiseite legen.
Trotzdem ist die These, das Fol-
gerecht schade jungen Künst-
lern, vielleicht doch etwas vor-
eilig. Der Erstverkauf eines Bil-

des ist und bleibt vergütungsfrei.
Die Eintrittskarte von Nach-
wuchskünstlern in den Kunst-
markt wird vom Folgerecht also
gar nicht betroffen.

Das Folgerecht hat danach
aber immer noch seine Berech-
tigung. Selten gelingt einem
Maler oder einer Malerin auf
Anhieb der Durchbruch. In der
Regel erzielen Bilder erst einige
Jahre nach dem Erstverkauf ei-
nen höheren Marktwert, an dem
die Künstler dann nicht mehr
beteiligt sind. Damit stellt sich
natürlich schon die Frage, war-
um alle von einer Gewinnsteige-
rung des Werkes profitieren sol-
len - mit Ausnahme desjenigen,
der die Ursache für die Wertstei-
gerung gesetzt hat.

Hierin liegt auch der grund-
sätzliche Unterschied zum Buch
oder zur Musik. In diesen bei-
den Fällen erhält der Urheber
nämlich üblicherweise eine er-
folgsabhängige Vergütung: Je
mehr Bücher verkauft werden,
desto höher fallen seine Einnah-
men aus; je mehr CDs verkauft
werden oder je öfter seine Mu-
sik im Radio gespielt wird, de-
sto höher fällt seine Beteiligung
aus. Der bildende Künstler kann
hingegen nicht auf eine Erfolgs-
beteiligung hoffen.

Ob sich junge Künstler am
Markt etablieren, dürfte aber
kaum vom Folgerecht abhängen;
denn das hieße, die Bedeutung
der rechtlichen Regelung über
die der ästhetischen Aussage ei-
nes Kunstwerkes zu stellen.
Letztere aber gibt zum Glück
den entscheidenden Ausschlag
für die Durchsetzung eines noch
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unbekannten talentierten Künst-
lers. Nicht zuletzt die Erfolge der
jungen deutschen Künstler, die
unter dem Begriff „Neue Leip-
ziger Schule“ zusammengefasst
werden, zeigen das Potenzial
auf, das in den Künstlern unse-
res Landes liegt. Selten war deut-
sche zeitgenössische Kunst in-
ternational so gefragt wie heute.

Der internationale Durchbruch
gelang diesen deutschen Künst-
lern aber nicht in Deutschland,
sondern in erster Linie auf
Kunstmessen in den Vereinigten
Staaten. Dieser Tatsache sollten
wir als deutsche Rechts- und Kul-
turpolitiker nicht ganz gleichgül-
tig gegenüber stehen. Wir soll-
ten vielmehr die nötigen Rah-
menbedingungen schaffen, da-
mit nicht nur die deutsche Kunst,
sondern auch der deutsche
Kunsthandel international wie-
der eine Spitzenposition einneh-
men kann.

Mit der EU-Richtlinie zur Har-
monisierung des Folgerechts
und mit unserem Umsetzungs-
gesetz tun wir einen entschei-
denden Schritt zur Schaffung
dieses Rahmens. Wenn wir da-
durch den Kunsthandel in
Deutschland stärken, so stärken
wir mittelbar auch die bildende
Kunst und die Künstler in unse-
rem Lande.

Filmstandort Deutschland
entscheidend gestärkt
(Wolfgang Börnsen und der
zuständige Berichterstatter
Philipp Mißfelder MdB;
5. Juli 2006; Auszug)

Staatsminister Bernd Neumann
ist ein großer Wurf gelungen:
Die Bundesregierung hat heute
mit der Verabschiedung des
Haushaltsentwurfs 2007 eine
bedeutsame Entscheidung zu-
gunsten der deutschen Film-
produktion getroffen:

Ab 2007 werden für die Dau-
er der Legislaturperiode 60 Mil-
lionen Euro jährlich für ein neu-
es Modell zur Filmfinanzierung
zur Verfügung gestellt. Für die
Herstellung eines Kinofilms be-
kommen Produzenten dann zwi-
schen 15 und 20 Prozent der
Produktionskosten erstattet, die
in Deutschland ausgegeben wor-
den sind. Damit wird es sowohl
für deutsche Produzenten als
auch für internationale Großpro-
duktionen wesentlich attraktiver
und lohnender, Filmproduktio-
nen in Deutschland durchzufüh-
ren. Für die deutsche Filmwirt-
schaft werden international wett-
bewerbsfähige Bedingungen ge-
schaffen…

Unter den 38 Kinofilmen, die
2005 die Einmillionengrenze an
Zuschauern durchbrachen, wa-
ren immerhin sieben deutsche
Filme… Die Bundesregierung
hat mit der heutigen Entschei-
dung, die auch ein zentrales Vor-
haben des Koalitionsvertrages
umsetzt, ihren Beitrag dazu ge-
leistet, dass der deutsche Film
seine Erfolgsstory weiterschrei-
ben kann. Dass auch alle Bun-
desländer das Fördermodell ein-

mütig unterstützen, verheißt für
die Zukunft des deutschen Kinos
nur Gutes.

Zum 25. Geburtstag des
Deutschen Kulturrats
am 14. September 2006
(Wolfgang Börnsen/Bernd
Neumann)

Seit nunmehr 25 Jahren setzt
sich der Deutsche Kulturrat mit
seinen 202 Bundesverbänden
aus den verschiedenen Berei-
chen des kulturellen Lebens für
die Interessen der Kultur und der
Kulturschaffenden mit großem
Engagement, Hartnäckigkeit
und Sachkompetenz ein. Als ge-
schätzter Ansprechpartner der
Politik verfolgt er kritisch, aber
auch konstruktiv die politischen
Prozesse im Bereich von Kunst
und Kultur. So war es bei der
alten Bundesregierung und ge-
nauso verhält er sich bei unse-
rem jetzigen Kulturstaatsmi-
nister Bernd Neumann.

Der Kulturrat ist sich über alle
Jahre immer treu geblieben. Zu
seinem 25. Geburtstag gratulie-
ren wir ihm herzlich und mit An-
erkennung für sein unermüdli-
ches Wirken im Dienste der Kul-
tur.

Anlass der Gründung des
Deutschen Kulturrates am 14.
September 1981 war die geplan-
te Erhöhung der Mehrwertsteu-
er für Kulturgüter. Im Jahr sei-
nes 25jährigen Bestehens be-
steht in dieser Hinsicht kein
Grund zur Klage: Während der
Regelsteuersatz um 3 Prozent-
Punkte auf 19 Prozent angeho-
ben wurde, ist der ermäßigte
Mehrwertsteuersatz von 7 Pro-
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zent für die Kultur unverändert
geblieben. Mit dem Kulturrat
sind wir uns einig, dass dieser
Beschluss als großer Erfolg der
Bundesregierung unter Führung
von Bundeskanzlerin Angela
Merkel für die Kulturförderung
in Deutschland zu werten ist.

Gemeinsam mit dem Kulturrat
freuen wir uns auch, dass der
Kulturetat 2007 nicht nur von
Kürzungen verschont geblieben
ist, sondern sogar um 3,41 Pro-
zent gewachsen ist. In einer Zeit
der Haushaltskonsolidierung ist
dies ein eindrucksvolles Zeichen
für den Stellenwert der Kultur
bei dieser Bundesregierung: Ab
2007 bis zum Ende der Legisla-
turperiode jährlich 60 Millionen
Euro für die Filmförderung, Ver-
stetigung der Mittel für die Deut-
sche Welle, Bereitstellung von
50 Millionen Euro zur Sanierung
der Staatsoper Unter den Linden
ab 2008, Erhöhung der Zuschüs-
se an die Bundesländer, um nur
einige Beispiele zu nennen. Kul-
turpolitik ist bei dieser Regie-
rung gut aufgehoben. Der Deut-
sche Kulturrat wird auch den jet-
zigen Kulturpolitikern ein wich-
tiger Dialogpartner sein.

Kulturstaatsminister Neumann
unterstrich in einer Grundsatz-
rede zu diesem Anlass am 20.
September 2006 sein Credo als
Kulturstaatsminister, die Rah-
menbedingungen für Kunst und
Kultur zu stabilisieren und zu
verbessern.

Auch nach der der Föderalis-
musreform habe der Bund „aus
der Natur der Sache“ heraus eine
besondere Verantwortung für die
nationale Dimension der Kultur.
Er erinnerte daran, dass er schon

als Parlamentarier für die Veran-
kerung des Staatsziels Kultur im
Grundgesetz war und dieses Ziel
weiter unterstützen wird.

Die Fusion der Kulturstiftung
des Bundes und der Kulturstif-
tung der Länder benannte Kul-
turstaatsminister Neumann als
wichtiges Ziel. Er erklärte zu-
gleich unmissverständlich, dass
er diese Fusion nicht um jeden
Preis will: „Die Fusion muss ei-
nen kulturellen und finanziellen
Mehrwert haben, so dass ich er-
warte, dass die Länder ihren
Anteil in einer gemeinsamen
Stiftung über die bisherige Sum-
me der Kulturstiftung der Län-
der deutlich erhöhen.“

Als weiteres zentrales Thema
nannte Neumann die Verbesse-
rung der sozialen und wirtschaft-
lichen Lage der Künstler; er si-
cherte zu, dass er sich intensiv
mit den Empfehlungen der En-
quete-Kommission „Kultur in
Deutschland“ des Deutschen
Bundestags in diesem Bereich
befassen wird. Mit Blick auf die
aktuelle Diskussion zu den
Künstlerdiensten der Bundes-
agentur für Arbeit unterstrich der
Kulturstaatsminister, dass sie
eine große Bedeutung für den
Abbau der Arbeitslosigkeit und
den Erhalt der künstlerischen
Vielfalt in Deutschland haben.

Er sagte: „Die Vorschläge ei-
ner drastischen Reduzierung die-
ser Dienste müssen vom Tisch.
Dafür werde ich mich engagie-
ren.“

Regierung setzt Parlaments-
wünsche zur Sanierung der
Staatsoper um
(Steffen Kampeter, MdB,
haushaltspolitischer Sprecher
der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion und zuständiger
Berichterstatter im
Haushaltsausschuss
Kulturpolitik; 6. Juli 2006)

Wir begrüßen die Entscheidung
des Bundeskabinetts, einen sub-
stantiellen Beitrag zur Sanierung
der Berliner Staatsoper zu lei-
sten. Damit greift das Kabinett
Anregungen und Vorgespräche
aus dem parlamentarischen Be-
reich auf, die eine Einigung in-
nerhalb der Bundesregierung zu
diesem notwendigen Sanie-
rungsvorhaben angeregt hatten.
Auch für Berlin ist dies ein gu-
tes Signal.

Die Einigung geht von einer
paritätischen Beteiligung des
Landes Berlin und des Bundes
sowie einem erheblichen Beitrag
privater Sponsoren aus. Dies ist
die Grundlage dafür, dass der
Haushaltsausschuss für die
Hauptbauzeit in den Jahren 2008
bis 2011 die notwendigen Mit-
tel bereitstellt. Es wurde verein-
bart, dass im Haushalt 2008 eine
Verpflichtungsermächtigung
über insgesamt 50 Millionen Eu-
ro für die Jahre ab 2009 ausge-
bracht wird. Als ein nächster
Schritt muss jetzt eine verbindli-
che Finanzierungsvereinbarung
zwischen privaten Geldgebern
und dem Land Berlin und dem
Bund erfolgen. Diese öffentliche
und private Partnerschaft zum
Erhalt eines zentralen Kultur-
denkmals ist beispielhaft dafür,
dass auch im kulturellen Bereich
eine fruchtbare Zusammenarbeit
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zwischen öffentlicher Hand und
privaten Sponsoren möglich ist.
Die Gesamtkosten der Sanierung
werden ca. 130 Millionen Euro
betragen. Die gesamte Planungs-
und Bauzeit wird auf fünfeinhalb
Jahre geschätzt.

Musik nationales Kulturgut
(Interview in der Zeitschrift
„Entscheidung“ mit Steffen
Kampeter)

Gerade für eine bürgerliche Par-
tei ist Musik nationales Kultur-
gut, für dessen Förderung die
Politik Rahmenbedingungen in
Bund, Ländern und Gemeinden
schaffen muss. Die unsägliche
Diskussion um eine Radioquote
für deutsche Musik ist infolge
des aktuellen Trends zu jungen
deutschen Künstlern zum Erlie-
gen gekommen. Beschäftigen
muss uns vor allem die musika-
lische Bildung von Kindern und
Jugendlichen. Hier herrscht ein
offensichtliches Defizit in Schu-
len und Elternhäusern, das zu
musikalischem Analphabetis-
mus auswachsen könnte. Es
muss bedacht werden, dass Mu-
sik beispielsweise wesentlich bei
der Bewältigung von Konflikten
hilft. Wer singt oder ein Instru-
ment beherrscht, kommt im
wahrsten Sinne des Wortes nicht
so leicht aus dem Takt – hat mehr
Gemeinschaftssinn und ist we-
niger gewaltbereit.

Geistiges Eigentum besser
schützen
Dass das geistige Eigentum in
China besser beschützt werden
müsse, haben die Abgeordneten
Günter Frings und Steffen Kam-

peter in einer gemeinsamen Er-
klärung vom 23. Mai 2006 ge-
fordert: „Eine dreistellige Mil-
liardensumme müssen Unter-
nehmen als Verluste durch Dieb-
stahl am geistigen Eigentum je-
des Jahr hinnehmen. Das wirkt
sich nicht nur negativ auf die
Geschäftszahlen der betroffenen
Unternehmen aus, sondern ko-
stet auch Arbeitsplätze … Bun-
destag und Bundesregierung
werden die angekündigten Ver-
besserungen in China sorgfältig
beobachten. Im Interesse der
deutschen Wirtschaft werden wir
nicht nachlassen die chinesische
Regierung zu Fortschritten bei
einem effektiven Schutz von
Patentmarken, Design und Urhe-
berrechten zu drängen.“

Banken-Optimismus für die
Musikbranche vermitteln
In der deutschen Banken-
landschaft setzt sich scheinbar
eine positive Bewertung des
deutschen Musikmarktes durch.
Darauf wies Steffen Kampeter
hin. Er bezog sich auf eine Un-
tersuchung der Deutschen Bank
zum Thema “Zukunft der
Musikindustrie: Vielklang der
Vertriebskanäle“.

Darin deuten Analysten verhei-
ßungsvolle Möglichkeiten an,
durch neue Auswertungsformen
von Musik die Talfahrt der
Musikbranche zu beenden. Die
Deutsche Bank wörtlich: “Der
Marktanteil von Online-Musik
am gesamten Musikmarkt liegt
zwar aktuell noch im Zehntel-
prozent-Bereich, wächst jedoch
rapide.“ Als neuen Hoffnungs-
träger im Musikvertrieb sieht die
Bank auch das Mobiltelefon. Die
Analysten: “Für die Musik-

industrie könnte sich ein zusätz-
licher attraktiver Vertriebskanal
öffnen, über den sie ihre Kun-
den in einer neuen Kaufsituation
erreichen kann, nämlich unter-
wegs.“ Neben den Präferenzen
der Kunden bezüglich des
Vertriebskanals sei zudem die
Entwicklung der inhaltlichen
Präferenzen der Kunden offen.
Seit Dekaden dominiere der
Megahit die Branche finanziell.
Die niedrigen Distributionskosten
im Onlineverkauf könnten je-
doch zu einer Renaissance der
wirtschaftlichen Bedeutung von
Nischenmusik führen. „Neue
Geschäftsmodelle, die Hits und
Nischenprodukte geschickt mi-
schen und den Nutzer von einem
zum anderen führen, könnten an
Charme gewinnen“, so die Bank.
Steffen Kampeter forderte die
Unternehmen des deutschen
Musikmarktes auf, diese verhei-
ßungsvollen Perspektiven, wie
sie die Deutsche Bank analysiert,
auch in Gesprächen mit den ei-
genen Hausbanken und den
Medien zu vermitteln, um so in
der Öffentlichkeit ein optimisti-
sches Bild der Branche zu zeich-
nen. Das sei umso wichtiger,
weil man besonders in der Ban-
ken-Landschaft kaum Erfahrung
habe, wie man die Musikbranche
einzuschätzen habe. Das werde
auch zum Schluss bei der Ein-
schätzung der Deutschen Bank
deutlich, die das Fazit zieht: „So
leicht überschau- und berechen-
bar wie in den vergangenen De-
kaden wird das Musikgeschäft in
den kommenden nicht wieder
werden.“

Der Text der Studie ist auf der
Homepage der Deutschen Bank
abrufbar.
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 „Wir sollten nicht die ganze
Welt belehren“
(Interview mit Peter Gauweiler
über das Goethe-Institut und
die Darstellung Deutschlands
im Ausland;
DIE WELT vom 31. Mai 2006)

DIE WELT: Das Goethe-Institut
ist wieder in der Diskussion: Es
muß sparen, neue Schwerpunk-
te setzen, globalisieren. Welche
Strategie empfehlen Sie?

Peter Gauweiler: Das Interes-
sante an dieser Diskussion ist,
daß die parlamentarischen Gre-
mien zunächst aus den Medien
erfahren, was im Goethe-Insti-
tut an Schließungen geplant
wird. So schafft man sich Freun-
de. Die Auswärtige Kulturpoli-
tik - zu deren wichtigsten Mitt-
lern das Goethe-Institut sich
zählt - nennt man gern die „drit-
te Säule“ der Außenpolitik, aber
viele sehen sie eher als fünftes
Rad am Wagen. Dabei sind es in
der Regel kulturelle Dinge, je-
denfalls sinnliche Empfindun-
gen, die entscheidend sind, wenn
von der Beurteilung fremder
Länder die Rede ist. Deshalb tut
jede Außen-Politik gut daran,
Auswärtige Kulturpolitik eben
nicht als fünftes Rad am Wagen
anzusehen. Und wenn man so
viel zu bieten hat wie Deutsch-
land, muß man mehr daraus ma-
chen.

Ein winziges Beispiel: Hier
gibt es jedes Jahr mehrere her-
vorragende Kunst-Ausstellun-
gen. Hier sollten Mittel fließen,
damit diese noch ein paar Wo-
chen in einer Metropole im Aus-
land gezeigt werden können.

DIE WELT: Caspar David Fried-
rich nach Peking - ist das die Lö-
sung?

Gauweiler: Zum Beispiel! Das
ist besser als die ewige Belehre-
rei über Multikulturalismus und
Globalisierung. Auch wenn sie
im Goethe-Institut heute nicht
mehr so schön links sind wie frü-
her, sondern nur noch pastell.
Uneigennützig, wie wir sind,
stellen wir immer noch viel zu
oft das zurück, was die eigene
Kulturnation zu bieten hat, kom-
men nicht so „naiv“ wie die Ita-
liener oder Franzosen mit der
„alten“ Kultur daher, sondern
sagen lieber, wie die anderen ihr
Land und die Welt ordnen
müssten, um heil zu sein - ge-
schlechtsneutrales Formulieren
und Datenschutzbeauftragte in-
klusive.

Wir sollten die Darstellung des
eigenen kulturellen Erbes im
Ausland nicht verplätschern las-
sen. Bei allem Respekt vor den
westlichen Verfassungswerten,
die ja nicht auf eine Nation und
eine Kulturform beschränkt
sind: Wir wollen uns doch nicht
verkaufen als europäische USA.
Im Wappen des US-Präsidenten
steht „Ex pluribus unum“ - aus
vielem eins: Einheitsessen,
Einheitsstraßen, Einheits-
kleidung.

Der kulturelle Wert Europas
besteht dagegen in seinen kultu-
rellen Unterschieden. Und wenn
die Leute in der geographischen
Mitte, die Deutschen, da nicht
mehr mitmachen, klafft dort ein
kultureller Riesenkrater.

DIE WELT: Das sehen doch auch
viele Alt-Linke inzwischen so.

Gauweiler: Durchaus. Ich hätte
nie gedacht, daß ich mal eine
gemeinsame Initiative starten
würde mit der Grünen-Politike-
rin Antje Vollmer für mehr
deutschsprachige Musik im hei-
mischen Radio: Vollmer wollte
sogar 40 Prozent Deutschanteil,
wogegen unsere Marktdogma-
tiker gleich protestiert haben.
Oder daß Jutta Limbach die Ak-
tion „Deutsch: Die Macht der
Sprache“ startet - früher hätten
wir uns Mut antrinken müssen,
um so etwas von uns aus vorzu-
schlagen.

DIE WELT: Der Generalsekre-
tär des Goethe-Instituts hält das
Sprachangebot seiner Häuser in
Europa für nicht mehr vertretbar,
weil es genug private Anbieter
gebe. Auch das Auswärtige Amt
will die Arbeit in Europa her-
unterfahren. Gibt es noch den
politischen Willen, da gegenzu-
steuern?

Gauweiler: Ja. Sollen denn in
Rom oder Kopenhagen oder Pa-
ris keine deutschen Bücher mehr
ausgeliehen werden dürfen, weil
das Goethe-Institut jetzt unbe-
dingt in den Golfstaaten eine Re-
präsentanz eröffnen will? Selbst-
verstümmelung ist kein Weg zur
Mehrung des Ansehens.

DIE WELT: Aber muß das auch
in Genua oder Bari sein?

Gauweiler: Jede Schließung ei-
nes bestehenden Goethe-Insti-
tuts ist eine Niederlage für
Deutschland als Kulturnation.
Reden wir doch einmal über die
Zahlen. Nach einer Statistik der
EU gibt es in der erweiterten
Union 81 Millionen Menschen
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mit Deutsch als Muttersprache
und 63 Millionen, die Deutsch
als Zweitsprache sprechen. Zu-
sammen sind das mehr als die
vergleichbaren Zahlen beim
Englischen. Es gibt im Bundes-
tag bei allen Parteien wieder den
Begriff der „Sprachsolidarität“.
Man findet doch heute von Alice
Schwarzer bis zur rechten „Jun-
gen Freiheit“ niemanden mehr,
der nicht fordert, daß Ausländer,
die zu uns wollen, besser
Deutsch lernen müssen. Das ist
die Stunde der Goethe-Institute.

DIE WELT: Aber wo kürzen,
wie umschichten?

Gauweiler: Wir reden beim Goe-
the-Institut über einen Jahresetat
von unter 110 Millionen Euro,
dazu kommen 40 Millionen Pro-
gramm-Mittel. Das ist weniger,
als ein Autobahndreieck kostet.
Der Bundeswehreinsatz im Kon-
go, über dessen Sinnhaftigkeit
kein Parlamentarier Erklärungen
abgeben will, kostet auf fünf
Monate fast 50 Millionen Euro.
Und Deutschland hat keine
20.000 Euro für den Erhalt der
vielbenutzten und traditionsrei-
chen deutschen Bibliothek in
Helsinki. Haben wir denn alle
politischen Maßstäbe verloren?
Am Ende geht es um die Grund-
satzfrage: Wie stellt sich das ver-
einte Deutschland in der Zukunft
wieder dar? Mit einem politolo-
gischen Konzept? Oder als eine
der ältesten und wichtigsten
Kulturnationen?

DIE WELT: Welche Schwer-
punkte würden Sie setzen?

Gauweiler: Wir sind nun einmal
ein Teil Europas, hier liegt un-

ser kulturelles Biotop, von dem
wir leben. Wir können nicht die
ganze Welt anmachen und das
unmittelbare kulturelle Umfeld
vernachlässigen. Das Goethe-
Institut ist keine Reserve-UN.
Und Stammkundschaft geht vor
Laufkundschaft.

Enquete-Kommission „Kul-
tur in Deutschland“

Am 13. Februar 2006 hat sich
die Enquete-Kommission „Kul-
tur in Deutschland“ erneut kon-
stituiert; der Abschlußbericht der
Enquete-Kommission vorange-
henden Legislaturperiode konn-
te wegen der vorgezogenen Bun-
destagswahl nicht mehr vorge-
legt werden. Auf der Grundlage
einer Bestandsaufnahme der ge-
genwärtigen Situation von Kunst
und Kultur in Deutschland sol-
len bis 2007 Ergebnisse und poli-
tische Handlungsempfehlungen
gewonnen werden, damit noch
in der 16. Wahlperiode erste Um-
setzungsschritte erfolgen kön-
nen. Schwerpunkte der Kom-
missionsarbeit werden u.a. sein:
öffentliche und private Förde-
rung von Kunst und Kultur
(Strukturwandel), die wirtschaft-
liche und soziale Lage der
Künstlerinnen und Künstler,
Kulturwirtschaft - Kultur als
Standortfaktor, kulturelle Bil-
dung - Kultur in der Informa-
tions- und Mediengesellschaft,
Kultur in Europa - Kultur im
Kontext der Globalisierung.

Vorsitzende der Kommission
ist die CDU-Abgeordnete Gitta
Connemann.

Zusammensetzung der
Kommission von Seiten
der CDU/CSU-Fraktion

Ordentliche Mitglieder
Gitta Connemann
Prof. Monika Grütters
Joachim Heinrich Krummacher
Dorothee Mantel

Stellvertretende Mitglieder
Wolfgang Börnsen
Marie-Luise Dött
Kristina Köhler
Stephan Mayer

Sachverständige:
Prof. Dr. Susanne Binas-
Preisendörfer
Lehrstuhl für Musik und Medi-
en, Universität Oldenburg
Helga Boldt
Beigeordnete der Stadt Münster,
Beraterin für Schule, Kultur und
Kommunalreform
Heinz Rudolf Kunze
Musiker und Songschreiber
Prof. Dr. Dieter Kramer
Dr. Oliver Scheytt
Präsident der Kulturpolitischen
Gesellschaft
Prof. Dr. Wolfgang Schneider
Direktor des Instituts für Kultur-
politik der Universität Hildesheim
Prof. Dr. Dr. Thomas Sternberg,
MdL
Direktor der Katholischen Aka-
demie des Bistums Münster,
Dr. Dieter Swatek
Staatssekretär a. D.
Dr. Nike Wagner
Intendantin der Kunstfest Wei-
mar GmbH
Dr. h.c. Johannes B. Zehetmair
Hanns-Seidel-Stiftung
Staatsminister a.D.
Olaf Zimmermann
Geschäftsführer des Deutschen
Kulturrats
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Außerdem liegen vor:

Rede von Wolfgang Börnsen,
MdB,
zum Abriss des Palastes der
Republik (19. Januar 2006)

Rede von Renate Blank, MdB,
zum Abriss des Palastes der
Republik (19. Januar 2006)

Rede von Prof. Monika
Grütters, MdB,
zum Kulturgüterabkommen
(1. Juni 2006)

Rede von Prof. Monika
Grütters, MdB,
zu „Erweiterung des
Sammelauftrags der Deutschen
Bibliothek: unstrittig - und
längst überfällig“
(19. Januar 2006)

Rede von Dorothee Bär, MdB,
zur Umsetzung der UNESCO-
Konvention; 1. Juni 2006)

Rede von Joachim Hörster,
MdB,
 zu „Einrichtungen der Aus-
wärtigen Kulturpolitik bün-
deln“ (29. März 2006)

Information:
Wolfgang Börnsen (Bönstrup), MdB,
Kultur- und medienpolitischer
Sprecher der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion
Tel.(030) 227-77 377
e-mail:
Wolfgang.Boernsen@bundestag.de

Grundsatzbeiträge
zu Kunst und Kultur

Nachdenken über Leitkultur.
Welche Verbindlichkeiten
brauchen wir?

von Dr. Norbert Lammert, MdB,
Präsident des Deutschen
Bundestages
(aus: „politik und kultur“,
hrsg. vom Deutschen Kultur-
rat, Ausgabe März/April 2006)

Die Debatte zum Thema
„Leitkultur“ ist leichter zu ver-
weigern als zu führen. Schon der
Begriff ist schwierig, ganz sicher
erklärungsbedürftig. Er sei „wie
ein Pudding, den man an die
Wand nageln“ wolle, kommen-
tierte der Politologe Peter Lö-
sche und schlussfolgerte fix, eine
solche Debatte habe mit den „tat-
sächlichen Problemen der Men-
schen“ nichts zu tun. Und über-
haupt verstehe jeder etwas ande-
res unter Leitkultur. Diese Be-
hauptung ist ganz sicher falsch.
Bei der Debatte geht es ganz of-
fensichtlich nicht um „kulturel-
le Folklore der Konservativen“
(Volker Beck), sondern um die
komplexen Probleme der Zu-
wanderung und Integration und
die Bedingungen, unter denen
sie gelöst werden oder miss-
lingen. Über der reflexartigen
Ablehnung des Begriffs wird
häufig übersehen, dass jede Ge-
sellschaft einen Mindestbestand
an gemeinsamen Überzeugun-
gen und Orientierungen braucht,
ohne die ihre Regeln und ihre
gesetzlichen Rahmenbedingun-
gen auf Dauer keinen Bestand
haben. Schon deshalb ist die

Debatte wichtig: Weil sie In Zei-
ten tiefgreifender Veränderun-
gen nach vorne weist und Binde-
kräfte entfalten kann, weil sie
sich mit der Frage auseinander
setzt, welche Verbindlichkeiten
eine moderne Gesellschaft in
Zeiten wachsender Unverbind-
lichkeiten braucht (Wolfgang
Clement).

Eine Debatte über Leitkultur
anstößig finden kann nur je-
mand, der kulturelle Differenzen
für irrelevant erklärt. Doch es
wäre nicht ehrlich, solche Dif-
ferenzen zu bestreiten, und nicht
sachgerecht, ihre Bedeutung zu
verniedlichen. Leitkultur bedeu-
tet, dass nicht alles, was kultu-
rell begründet oder begründbar
ist, in gleicher Weise gelten
kann: Der Anspruch auf Vorrang
des Mannes und der Anspruch
auf Gleichberechtigung der Frau
können ebenso wenig gleichzei-
tig gelten wie der Anspruch auf
körperliche Unversehrtheit und
der Anspruch auf Verstümme-
lung von Gliedmaßen als staat-
lich verhängte Strafe. Der An-
spruch auf unmittelbare Geltung
religiöser Gebote und der An-
spruch auf unabdingbare Durch-
setzung staatlicher Gesetze
schließen sich gegenseitig eben-
so aus wie die jeweils kulturell-
historisch begründeten Vorstel-
lungen auf weitgehende Verbin-
dung von Staat und Kirche be-
ziehungsweise umgekehrt der
weitgehenden Trennung von
Kirche und Staat. Um Fehldeu-
tungen vorzubeugen: Ich rede
ausdrücklich nicht von der
„deutschen“ Leitkultur. In dieser
Konnotation kann der Begriff
nur falsch sein. Deutsch ist in
diesem Kontext die Sprache,
nicht mehr und nicht weniger.
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Aber dass es eine historisch ge-
wachsene, das gesellschaftliche
und politische Leben prägende
„Leitkultur in Deutschland“ gibt,
ist offensichtlich und notwendig.

Kurt Biedenkopf hat es auf den
Punkt gebracht: Wenn Deutsch-
land multikulturell sein und den-
noch seine Identität nicht verlie-
ren soll, braucht es bei allen ver-
schiedenen kulturellen Ausprä-
gungen einen roten Faden, eben
eine Leitkultur. Die Integration
von Menschen anderer Her-
kunft, Religion und Kultur kann
nur in einem verbindlichen Rah-
men von Werten und Regeln ge-
lingen, die nicht zur Disposition
stehen.

Soweit die nötige Debatte
überhaupt geführt wurde, ist zu
Recht darauf hingewiesen wor-
den, dass die in Deutschland für
jedermann, keineswegs nur für
die deutschen Staatsbürger gel-
tenden Werte, Rechte, Pflichten
im Grundgesetz formuliert sind:
Menschenrechte, freie Entfal-
tung der Persönlichkeit, Gleich-
heit vor dem Gesetz, Gleichbe-
rechtigung der Frau, Freiheit von
Wissenschaft, Kunst und Kultur,
Toleranz für fremde Überzeu-
gungen, Freiheit religiöser Be-
tätigung.

Dennoch greift der offenbar
weniger anstößige Begriff des
Verfassungspatriotismus im Er-
gebnis zu kurz. Verfassungen
fallen nicht vom Himmel und
werden dort auch nicht konser-
viert, wenn die Zeiten auf Erden
turbulent sind.

Kultur ist die Voraussetzung
einer Verfassung: Letztere setzt
in rechtliche Ansprüche um, was
historisch-kulturell gewachsen
ist. Bestand können Rechte nur
haben, wenn ihre kulturelle

Grundlage nicht erodiert. Die im
Grundgesetz auf dieser Basis ge-
wachsenen Grundrechte sind Be-
dingungen für freiheitliches und
friedliches Zusammenleben. Das
Konzept einer multikulturellen
Gesellschaft, in dem alles neben-
einander und nichts wirklich gilt,
ist eine solche Grundlage nicht.
Es ist deshalb auch kein Kon-
zept, sondern ein Befund.

Tatsächlich leben wir in einer
multikulturellen Gesellschaft,
die ihre unvermeidlichen Kon-
flikte nur bewältigen kann, wenn
sie verbindlich weiß, was gilt -
auch und gerade bei unterschied-
lichen Orientierungen und Über-
zeugungen. Weit mehr als sieben
Millionen Ausländer leben ge-
genwärtig in Deutschland. Und
die meisten von ihnen leben des-
wegen in Deutschland, weil sie
sich hier nicht nur wirtschaftlich
besser stehen, sondern auch to-
leranter behandelt fühlen als in
ihren Herkunftsländern. Ein
Großteil von ihnen empfindet
gerade das, was sie über wirt-
schaftliche Verhältnisse und so-
ziale Regelungen hinaus in der
Bundesrepublik vorfinden -
nicht nur Verpflichtungen, son-
dern auch Rechtsansprüche, die
die Verfassung garantiert -, als
eine große Attraktion des Lan-
des, in dem sie leben. Deswegen
muss gerade im Interesse der
Aufrechterhaltung dessen, was
als unverzichtbar und unaufgeb-
bar erscheint, die Kultur als Vor-
aussetzung und Grundlage des
Zusammenlebens von Deut-
schen wie Ausländern verstan-
den werden.

Es gibt Regionen in Deutsch-
land, wie etwa das Ruhrgebiet,
die ohne den über Jahrzehnte

kontinuierlich stattfindenden
Zuwanderungsprozess über-
haupt nicht hätten entstehen kön-
nen, jedenfalls nicht zu der wirt-
schaftlichen Bedeutung gekom-
men wären, die sie seit Jahrzehn-
ten haben. Im Ruhrgebiet haben
die Menschen vielleicht stärker
als anderswo das Zusammenle-
ben von Menschen unterschied-
licher Herkunft, unterschiedli-
cher Nationalität, zum Teil auch
unterschiedlicher Kulturen über
Generationen trainiert. Deshalb
kann man hier zwei Erfahrungen
in gleicher Weise sehr gut bele-
gen: Zum einen, dass Zuwande-
rung keineswegs nur eine Bela-
stung, sondern eine erhebliche
Bereicherung für Gesellschaften
und für Regionen über die Wirt-
schaft hinaus darstellt, zum an-
deren, dass unbeschadet dieser
Bereicherung sich daraus Pro-
bleme, auch Belastungen erge-
ben. Es hat keinen Sinn, das eine
gegen das andere auszuspielen.

Schließlich gibt es auch Inte-
grationsgrenzen, die man nicht
übersehen darf. Wenn diejeni-
gen, die integriert werden sollen,
selbst dazu nicht bereit sind, oder
diejenigen, die dort leben, nicht
bereit sind, Zuwanderer aufzu-
nehmen, funktioniert trotz aller
Appelle ein solcher Prozess
nicht.

Integration erfordert offen-
sichtlich mehr als den selbstver-
ständlichen Respekt vor den Ge-
setzen des Landes: Sie setzt eine
wechselseitige Bereitschaft und
Aufgeschlossenheit für Traditio-
nen, Sitten, Gewohnheiten vor-
aus, die als Alltagskultur erlebt
und gelebt werden. Zentrales,
weil wichtigstes Integrations-
mittel ist die Sprache: Überall
lässt sich die Erfahrung machen,
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dass es zu Gruppenbildungen
kommt, bei denen die Homoge-
nität der Herkunftssprache zu
einer faktischen Abschottung
von Ausländern gegenüber der
Gesellschaft führt, in der sie le-
ben. Dies ist objektiv integra-
tionshinderlich.

Wer dauerhaft In Deutschland
leben will, muss die deutsche
Sprache erlernen. Über dieses
Mindestmaß an Leitkultur gibt
es bemerkenswerter Weise kei-
nen Streit mehr. Denn Sprach-
kompetenz bestimmt wesentlich
Erfolg oder Misserfolg in Aus-
bildung und Beruf und entschei-
det damit über die Lebens- und
Integrationschancen der hier le-
benden Ausländer.

Jedes Nachdenken über
Leitkultur ist immer auch ein
Nachdenken über Europa, seine
Kultur und seine Geschichte.
Wenn ein Europa der Vielfalt
nationale Identitäten bewahren
und dennoch eine kollektive
Identität entwickeln soll, braucht
es eine politische Leitidee, ein
gemeinsames Fundament von
Werten und Überzeugungen.
Eine solche europäische Leitidee
bezieht sich notwendigerweise
auf gemeinsame kulturelle Wur-
zeln, auf die gemeinsame Ge-
schichte, auf gemeinsame reli-
giöse Werte und Traditionen.
Dieses vereinende Fundament
bleibt konstitutiv für die europäi-
sche Identität: Europa ist mehr
als ein Kontinent, mehr auch als
ein Zusammenschluss von Na-
tionalstaaten und mehr als eine
Wirtschaftsgemeinschaft. Euro-
pa ist eine Idee, eine Gesinnung,
eine bestimmte Sichtweise vom
Wesen des Menschen, von Ge-
sellschaft und Welt, eine Werte-

gemeinschaft - trotz und wegen
der Krisen In seiner Vergangen-
heit und Gegenwart. Eine
schlüssige Antwort auf die Fra-
ge, was und wohin wir In einem
vereinten Europa wollen. Ist frei-
lich nur als gemeinsame An-
strengung zu haben. Und das
heißt, nicht nur die Herausfor-
derungen zu definieren, vor de-
nen Europa steht, sondern auch
Lösungsansätze auf Grundlage
der Ideellen Gemeinsamkeiten
zu entwickeln.

Die Bewahrung der einzigar-
tigen sozialen Dimension Euro-
pas durch Erneuerung und Wei-
terentwicklung des europäischen
Sozialstaatsmodells wäre in die-
sem Zusammenhang eine der
dringendsten Aufgaben, nicht
weniger als die Entwicklung ei-
nes demokratischen, transparen-
ten und funktionsfähigen politi-
schen Systems In der EU.

Die lange verdrängte Leitkul-
turdebatte in Deutschland und
die Suche nach einer europäi-

schen Leitidee sind eng mitein-
ander verbunden. Beide Diskus-
sionen haben eine entscheiden-
de Gemeinsamkeit: Sie zu füh-
ren und zu Ergebnissen zu brin-
gen, die eine hohe Verbindlich-
keit haben und breite Akzeptanz
finden, ist von überragender po-
litischer und sozialer Bedeutung.
In Deutschland geht es nicht nur
um die Sicherung von Wettbe-
werbsfähigkeit, sondern zu-
gleich um die Ermöglichung ei-
nes solidarischen Ausgleichs vor
dem Hintergrund der demogra-
phischen Entwicklung. In Euro-
pa geht es um die Frage nach
seiner Zukunft als ein Entwurf
für Freiheit, Gleichheit und Brü-
derlichkeit, als Hort des Wohl-
stands, des Friedens, der Sicher-
heit. Für eine solche Zukunft
lohnt sich jede Anstrengung,
schon gar eine breite und gründ-
liche Debatte darüber, was die-
ses Land und diese europäische
Gemeinschaft im Innern zusam-
menhält.

Erschienen ist: Norbert Lammert (Hrsg.), Verfassung, Patriotismus,
Leitkultur, Hoffmann und Campe, Hamburg 2006.
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Baden Württemberg

Kritik
Kritik an dem Film „Pope Town“
hat der medienpolitische Spre-
cher der CDU-Landesfraktion
Günther-Martin Pauli geübt. Die
christliche Religion solle mit der
gleichen Sensibilität behandelt
werden wie alle anderen Religi-
onsgemeinschaften in Deutsch-
land, so Pauli.

Information: Christoph Palm, MdL,
Kulturpolitischer Sprecher
der CDU-Landtagsfraktion
Baden-Württemberg
Tel.(07151) 51 525
e-mail: info@christoph-palm.de

Berlin

Kritik
CDU-Fraktion Berlin. Kritik hat
der kulturpolitische Sprecher der
CDU-Fraktion Uwe Lehmann-
Brauns an der Gedenkstätten-
konzeption des Berliner Senats
geübt (Presseerklärung vom
20.6.2006: „Gedenkstättenkon-
zept des Senats unvollständig,
unabgestimmt und in weiten Tei-
len unbrauchbar.“).

Anträge
Antrag der Fraktion der CDU
vom 20. Juni 2006: „Der Senat
wird aufgefordert, sich für die
weitere Förderung der Arbeiter-
gedenkstätte Bernauer Straße
einzusetzen und gegenüber dem
Bund auf eine dauerhafte insti-
tutionelle Förderung zu drän-
gen.“

Antrag der Fraktion der CDU
(25. April 2006): Kulturelle Ak-
tivitäten von Zuwanderern und
Bürgern aus Ländern der ehe-
maligen Sowjetunion.

Der Senat wird aufgefordert, für
die kulturellen Aktivitäten von
Zuwanderern und Bürgern aus
Ländern der ehemaligen Sowjet-
union Voraussetzungen zu schaf-
fen, die eine bessere Einbindung
in die Entwicklung des Kultur-
und Wirtschaftsstandortes Berlin
gewährleisten und hierüber bis
zum 30. August 2006 zu berich-
ten.

Der Bericht sollte darüber hin-
aus Auskunft geben, welche Vor-
stellungen osteuropäische Kul-
turschaffende gegenüber Politik
und Verwaltung Berlins hin-
sichtlich einer organisatorischen
und finanziellen Hilfe haben.

Begründung:

Seit der Wiedervereinigung Ber-
lins im Jahr 1990 wird die deut-
sche Hauptstadt immer mehr zu
einer europäischen Kulturmetro-
pole. Der Zuzug von Künstlern
und Kunstvermittlern hat zum
Ende des vergangenen Jahrhun-
derts deutlich zugenommen. Von
besonderem Interesse für die In-
teressen Berlins als traditionel-
ler Ost-West-Drehscheibe sind
die kulturellen Aktivitäten von
Menschen, die (auf Zeit oder für
immer) aus den Ländern der ehe-
maligen Sowjetunion und des
ehemaligen Sowjetblocks nach

Berlin kommen. Über den Um-
gang und die Qualität dieser
Aktivitäten sind wir nur sehr
unzureichend informiert. Wegen
der Sprachbarrieren ist die Be-
richterstattung in den Berliner
Medien nur sehr unbefriedigend.
Der erste Schritt zu einer Förde-
rung der freundschaftsstiftenden
Rolle derartiger Kulturaktivitä-
ten ist die Herstellung von Öf-
fentlichkeit. Die Senatsverwal-
tung für kulturelle Angelegen-
heiten ist aufgefordert, als ersten
Schritt eine Dokumentation über
die oben genannten Aktivitäten
zu erarbeiten und dem Kultur-
ausschuss vorzulegen. In dieser
Dokumentation sollte die ganze
Bandbreite der Kultur beleuch-
tet werden – von der Kulturar-
beit der diplomatischen Vertre-
tungen über die Institutionen und
Vereine bis hin zur privaten Ver-
anstaltungstätigkeit und zur Tä-
tigkeit einzelner Künstlerpersön-
lichkeiten.

Kulturelle Einrichtungen sind
ein bedeutender Wirtschaftsfak-
tor. Eine aktive staatliche Kul-
turpolitik ist ein Pluspunkt, um
Unternehmen anzuwerben. Kul-
turförderung ist dabei ein Ser-
vice public für die Gesellschaft
und Voraussetzung für eine star-
ke Kulturwirtschaft, die Wech-
selbeziehung zwischen dem pri-
vatwirtschaftlichen und dem öf-
fentlichen Bereich ist dabei neu
zu definieren. Der Bericht soll
hierfür gewichtige Argumente
liefern.

Information: Dr. Uwe Lehmann-
Brauns, MdA, Kulturpolitischer
Sprecher der CDU-Fraktion
im Berliner Abgeordnetenhaus
Tel. (030) 88 39 085
e-mail: anwaltskanzlei@bln.de

Aus den CDU-Landtagsfraktionen
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CDU-
Bürgerschaftsfraktion
Bremen

„Es lohnt sich für die Kultur
zu streiten und zu kämpfen!“
Podiumsgespräch zum Kultur-
masterplan

Etwa 80 Teilnehmer folgten am
2. März 2006 der Einladung der
CDU-Bürgerschaftsfraktion zu
einem Podiumsgespräch zum
Thema „Bremische Stadtkultur
— Kulturstadt Bremen“. Wäh-
rend der zweistündigen Veran-
staltung im Börsenhof diskutier-
ten der Direktor des Neuen Mu-
seums Weserburg, Carsten
Ahrens, der Intendant der Bre-
mer Philharmoniker, Christian
Kötter-Lixfeld, Kultursenator
Jörg Kastendiek und der CDU-
Fraktionsvorsitzende Hartmut
Perschau unter Leitung der Kul-
turpolitischen Sprecherin der
CDU-Bürgerschaftsfraktion, Dr.
Iris Spieß, über die Zukunftsper-
spektiven der Kulturpolitik in
Bremen.

Kultursenator Jörg Kastendiek
erläuterte in seinem Statement
„Der Masterplan für die Kultur-
entwicklung in Bremen“ die
Kernpunkte der Planung: „Der
Masterplan soll für die nächsten
Jahre eine verlässliche Grundla-
ge für eine lebendige und inno-
vative Kulturszene in Bremen
sein. Ich sehe den Masterplan als
großen Schritt in die richtige
Richtung. Der die Dynamik der
Kulturhauptstadtbewerbung
wieder aufgenommen und wei-
tergeführt hat.“

Carsten Ahrens betonte in sei-
nem Statement „Kulturförde-
rung zwischen staatlicher Aufga-

be und bürgerschaftlichen Enga-
gement“ das Konzept eines
Sammlermuseums als hervorra-
gende Verknüpfung bürger-
schaftlichen Engagements und
staatlicher Kunstförderung und
mahnte an, dass es auch künftig
nicht zu einem Konflikt zwi-
schen der freien und der institu-
tionellen Kultur kommen dürfe.
Christian Kötter-Lixfeld ging in
seinem Statement „Aufgaben
und Möglichkeiten urbaner Kul-
turpolitik“ auf die Notwendig-
keit einer Mischung zwischen
Bewährtem und Experimentel-
lem als Aufgabe urbaner Kultur-
politik ein und stellte fest: „Die
Kultur braucht eine professio-
nelle Kulturverwaltung.“

Das Podiumsgespräch befasste
sich im Folgenden mit den Mög-
lichkeiten und Grenzen staatli-
cher Kunst- und Kulturförde-
rung.

Der Fraktionsvorsitzende
Hartmut Perschau wies auf die
Notwendigkeit hin, Klarheit zu
der Frage zu erhalten, wo eigent-
lich die Ausgabenuntergrenze
liege, die Bremen als Stadtstaat
nicht unterschreiten können,
ohne Gefahr zu laufen, alles ka-
putt zu sparen. Und gab sich bei
der Beantwortung zugleich
kämpferisch: „Wir brauchen
eine attraktive Kulturlandschaft
in Bremen, nicht nur aber auch
weil sie ein wichtiger Standort-
faktor ist. Es lohnt sich für die
Kultur zu streiten und zu kämp-
fen.“

Auf die Frage der kulturpoli-
tischen Sprecherin der Fraktion,
Dr. Iris Spieß, welche Impulse
der Kulturmasterplan setzen
kann, betonte Kultursenator Jörg
Kastendiek: „Die geplanten Pro-
jektmittel dürfen nicht als Kür-

zungsinstrument verstanden
werden. Ich möchte Gestal-
tungsspielräume schaffen: Für
die Kulturhaushalte 2006 und
2007 haben wir jeweils 2,5 Mil-
lionen Euro mehr für die Kultur
bekommen. Projektmittel dürfen
aber auch nicht als Einstieg in
eine institutionelle Förderung
verstanden werden.“

Der Senator erläuterte das aus
seiner Sicht vielfach missver-
standene Thema der Ökonomi-
sierung: „Es geht nicht darum,
Kunst und Kultur mit ökonomi-
schen Kennzahlen zu messen.
Die Vergabe staatlicher Mittel ist
auch keine Präjudizierung von
Kunst und Kultur. Wir müssen
aber im Interesse der Kultur ei-
nen möglichst effizienten Ein-
satz der Mittel, die uns für
Kunst- und Kulturförderung zur
Verfügung stehen, erreichen. Ich
möchte durch Effizienz mehr
Kultur erreichen. Dazu ist ein
intensiver Dialog notwendig.
Dieser Dialog ist anstrengend,
aber er lohnt sich.“

Kulturmasterplan ist Meilen-
stein/Publikum und Kultur-
schaffende profitieren
Zu dem einstimmigen Beschluss
vom 25. April der Kulturdepu-
tation über den „Masterplan für
die Kulturentwicklung Bremens
2006-2011“ erklärte die kultur-
politische Sprecherin der CDU-
Bürgerschaftsfraktion, Dr. Iris
Spieß, u.a.:

Der Kulturmasterplan sei das
Fundament für Entwicklung der
Kulturszene in Bremen. Er die-
ne für Kulturschaffende, Verwal-
tung und Politik als Orientierung
und Handlungsrahmen für die
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Zusammenarbeit und die erfor-
derlichen Entscheidungen. „Der
Masterplan fordert zu Recht eine
effiziente Organisation der Kul-
tureinrichtungen und -projekte.
Dahinter steht die Überzeugung,
dass auch im Kulturbereich der
verantwortliche Umgang mit öf-
fentlichen Mitteln eine Selbst-
verständlichkeit sein muss.“,
fasste Iris Spieß die wesentlichen
Eckpunkte des Plans zusammen.
Nach jahrelangen Bemühungen
um einen Kulturmasterplan sei
es Senator Kastendiek zu ver-
danken, dass nunmehr ein trag-
fähiges Konzept vorliege. Iris
Spieß zeigte sich erfreut darüber,
dass frühere Blockade aufgege-
ben worden sind und die Depu-
tation ohne Gegenstimmen oder
Enthaltungen endlich dem Zu-
kunftskonzept für die Bremer
Kulturschaffenden zugestimmt
habe.

Eine wichtige und richtige For-
derung des Masterplans sei die
Stärkung der projektbezogenen
Kulturförderung, auf die Iris
Spieß abschließend besonders
hinweist: „Wir begrüßen die ge-
plante Verstärkung der Projekt-
förderung, weil sie den Gestal-
tungsspielraum eröffnet, den wir
brauchen, um die attraktive Kul-
turlandschaft in Bremen zu er-
halten und zu entwickeln. Pro-
jektetats sind die Voraussetzung
für einen Wettbewerb der Ideen,
der Innovationen in der Kultur
ermöglicht.“

Information:
Dr. Iris Spieß
kulturpolitische Sprecherin
der CDU-Fraktion
in der Bremer Bürgerschaft
Tel.(0421) 30 89 454
e-mail: peters@cdu-bremen.de

CDU-Landtagsfraktion
Hessen

„Keltenmuseum am
Glauberg ist bedeutendes
Stück Geschichte“
Die Entscheidung des Landes
Hessen zur Errichtung eines
Keltenmuseums am Glauberg
nannte der CDU-Abgeordnete
Hugo Klein (4. Juli 2006) eine
„ebenso richtige wie wichtige
Zukunftsinvestition“ … Klein,
zugleich Sprecher seiner Frakti-
on für den Bereich Boden-
denkmäler und Kelten, verwies
darauf, dass unter den Begriffen
Kultur und Denkmalpflege mehr
zu verstehen sei als die bloße
Auseinandersetzung mit der Ge-
schichte: „Der Archäologische
Park Glauberg wird einen wich-
tigen Beitrag dazu leisten, eine
spannende Epoche der Ge-
schichte für die Besucher erfahr-
bar zu machen. Die Ausstellung
der dort entdeckten Grabfunde
ist Beleg hierfür.“ Klein beton-
te, dass die Politik der CDU-
Landesregierung und der sie tra-
genden Mehrheitsfraktion dar-
auf abziele, die gesamte Band-
breite der vielseitigen hessischen
Kunst- und Kulturszene zu för-
dern.

Information:
Hans-Jürgen Irmer, MdL,
Kulturpolitischer Sprecher
der CDU-Landtagsfraktion Hessen
Tel. (06441) 97 170
e-mail: hj.irmer@t-online.de

CDU-Landtagsfraktion
Niedersachen

Gedenken
Antrag der Fraktion der CDU
und der FDP vom 4.5.2006: „Ein

ehrendes Gedenken bewahren –
zentrale Gedenkstätte einrich-
ten!“ „Der Landtag hält es für
angemessen in der Bundesrepu-
blik Deutschland ein zentrales
Ehrenmal zum Gedenken an die-
se Opfer (von Polizei, THW
u.a.m.) zu errichten. Daher be-
grüßt der Landtag die Initiative
von Bundesverteidigungsmini-
ster Jung, nach einem geeigne-
ten Ort für eine solche Gedenk-
stätte zu suchen. Wir bitten die
Landesregierung, die Suche des
Bundesverteidigungsministers
nach einem Ort für eine zentrale
Gedenkstätte zu unterstützen.
Das Ehrenmal soll aber all jenen
gewidmet sein, die sich im Auf-
trag der Bundesrepublik Deutsch-
land in Auslandseinsätzen befan-
den und dort einsatzbedingt ihr
Leben lassen mussten.“

Information:
Karin Trost, MdL,
Kulturpolitische Sprecherin
der CDU-Landtagsfraktion
Niedersachsen
Tel.(0541) 97 73 720
e-mail: trost-os@t-online.de
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KULTURPOLITIK IN DER PRESSE
Berichtszeitraum 30. September 2005 bis 15. Oktober 2006

Deutschland/AllgemeineTrends

Was ist Kunst, was Kultur?
Das meistbehandelte Thema in
diesem Zusammenhang war ein-
deutig Günter Grass. Dabei ging
es freilich weniger um Literatur,
niemand bestreitet ja den Rang
der „Blechtrommel“ in der deut-
schen Nachkriegsliteratur, bei
den anderen Produkten kann
man sehr geteilter Meinung sein,
es ging v.a. um die Frage nach
dem Intellektuellen, seinem
(Vor-)Leben und seiner morali-
schen Autorität, zumal dann,
wenn man sie wie eine Mon-
stranz vor sich herträgt. Denn
dass auch Schriftsteller nicht
davor gefeit sind, Unsinn zu re-
den, lässt sich am Fall Jostein
Gaarder („Sophies Welt“) bele-
gen, der in einem Essay ge-
schrieben hatte: „Wir erkennen
Israel nicht mehr an“, was auf
große Empörung nicht nur in den
dänischen Feuilletons stieß (FR
vom 12. August 2006).

Nachdem die FAZ vom 12.
August 2006 berichtet hatte,
Günther Grass sei „Mitglied der
Waffen-SS“ (konnte man da
Mitglied werden?), haben sich
die Feuilletons fast nur noch mit
diesem Thema beschäftigt: in-
tensive Diskussionen sowohl
über die persönlichen Motive –
Geständnis zu spät oder PR-Gag,
um das neue Buch zu promoten
– wie auch über das Problem des
Moralisten, der selbst Leichen
im Keller hat, die Kritik an Bit-

burg als verpasste Gelegenheit
sich zu outen, ob freiwillig oder
gezogen, oder ob das alles über-
haupt so stimmt, was Grass er-
zählt (siehe WamS vom 27. Au-
gust 2006: Grass und Freiwillig-
keit, Oliver Storz in SZ Wochen-
ende vom 26. August 2006),
über all das wurde intensiv spe-
kuliert. Die FAZ vom 23. August
2006 versucht sogar die Kämp-
fe um Spremberg zu rekonstru-
ieren; s. weiter (in Auswahl): GA
vom 18. August 2006; WamS
vom 20. August 2006 (2 x); FAZ
vom 18. August 2006; Leserbrie-
fe in der SZ vom 19. August
2006; FR vom 19. August 2006;
Thomas Steinfeld in der SZ vom
19. August 2006 („Grass ist
Deutschland“); SZ vom 19. Au-
gust 2006 (2 x); FAZ vom 16.
August 2006 (2 x); Bams vom
13. August 2006.

Die BILD-Zeitung machte
dann gleich eine ganze Serie
über die Waffen-SS daraus (12.
August 2006ff.). Wir gestehen
offen, dass wir gerne etwas mehr
über den „Kumpel Josef“ ge-
wusst hätten, aber leider schweigt
der Vatikan.

Dass sich Berlins Akademie-
präsident Klaus Staeck für Grass
und gegen Handke ausgespro-
chen hat, verwundert nicht, al-
lerdings beachte man den Kom-
mentar in der SZ vom 25. Au-
gust 2006 über die Akademie-

gespräche am 23. August 2006:
„Skandalöser aber konnte man
sich in diesem Amt nicht vorbei
bewegen als Staeck an diesem
Abend. Er demonstrierte, dass
einer Akademie schlimmeres
zustoßen kann als ein miss-
mutiger Präsident: Ein peinlicher
Präsident.“ Und dass Oskar Negt
in dieselbe Kerbe haute, verwun-
dert ebenfalls nicht: „Handke ist
kein substantieller Schriftsteller
wie der jetzt diskutierte.“

Damit sind wir beim zweiten,
wenn auch keineswegs so inten-
siv diskutierten Thema, dem
„Fall Handke“.

Entsprechende Beachtung in
den Feuilletons fand die Absage
Peter Handkes an die Verleihung
des Heinrich-Heine-Preises
durch die Stadt Düsseldorf. Die
Schuld bei der Jury sucht die
FAZ vom 9. Juni 2006: „An sei-
nem Anfang steht eine Jury, die
einen schweren Fehler nach dem
anderen begangen hat. Sie trägt
den größten Teil der Verantwor-
tung für das Debakel. Die Ent-
scheidung für Peter Handke war
falsch und angreifbar, aber sie
wurde vor allem angegriffen,
weil die Begründung nur zwei
knappe Sätze umfasste, die ge-
zielt den Eindruck erweckten,
Handke solle für seine politische
Haltung zu Serbien und dem
Diktator Milosewitch ausge-
zeichnet werden.“ Als blinde
Provokation moniert das die
FAZ vom 27. Mai 2006. Auch
die SZ vom 27./28. Mai 2006
äußert sich negativ: „Sich in de-
monstrativer Weise zu Milose-
witch zu bekennen, ist eine sym-
bolische Geste, die Handkes
Engagement für die Serben des-
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avouiert.“; s. weiter den Beitrag
des ehemaligen Kulturstaats-
ministers Julian Nida-Rümelin
in der SZ vom 7. Juni 2006:
„Mein Vorschlag anlässlich die-
ses Skandals und aufgrund lang-
jähriger Erfahrung: Jurys sollten
immer reine Fachjurys sein un-
ter Leitung des jeweiligen Mi-
nisters oder Dezernenten oder
seiner Vertretung, ohne die üb-
liche Beteiligung der Stadträte.
Zweitens: Die Entscheidung der
Jurys sind Empfehlungen aller
kulturpolitischen Verantwortli-
chen“; er plädiert für Listenvor-
schläge, denen dann die politi-
sche Entscheidungsinstanz folgt,
falls nicht Gravamina dagegen
steht;

SZ vom 9. Juni 2006 kritisiert:
„Wie konnte das geschehen? Der
Skandal ist eingetreten, weil es
in Deutschland einen morali-
schen Konsens gibt, der sich mit
einer Bereitschaft zum hem-
mungslosen Selbstgenuss selbst
dann für unwidersprechlich hält,
wenn er von den Gegenständen,
über die er urteilt, viel zu wenig
weiß. Das gilt in erster Linie für
diejenigen Stadträte, die Mit-
glied der Jury waren – wie un-
angemessen, wie peinlich war
es, als sie inmitten der öffentli-
chen Auseinandersetzung um
den Preis erklärten, sie hätten nie
ein Buch von Peter Handke ge-
lesen.“; weiter SZ vom 3. Juni
2006; WamS vom 4. Juni 2006.
Gegenüber diesen beiden „Fäl-
len“ ist alles andere abgeschla-
gen, zumal es immer wieder
Reprisen gibt, das Thema „Ekel-
theater“ etwa:

In der FAZ vom 30. Januar
2006 schlägt Gerhard Stadel-
maier wieder zu: „Wir Geschän-
deten“: „Sex, Blut und Gewalt:

Ein Wochenende im Theater“
und kommt nach Aufführung be-
merkenswerter Beispiele zu dem
Schluss: „Theater ist Fantasie.
Blut muss nicht Sirup, Gier und
Pein und Sex müssen nicht
Fleisch sein. Theater ist nicht
Natur. Es ist nicht das wirkliche
Leben. Es ist das wirklichere Le-
ben. Wer, wenn einer blutet, nur
Sirupüberschüttet auf der Büh-
ne herumliegt, wie ein x-belie-
biger Kriegs- oder Verkehrstoter,
blutet nicht wirklich. Wer, wenn
einer vor Liebe rast, nur seinen
mehr oder minder mensurierten,
in der kalten Bühnenluft meist
zuverlässig zusammen geschnurr-
ten Privatpimmel herzeigt, rast
nicht wirklich. Man muss nicht
alles zeigen. Aber man muss al-
les spielen. Ein Theater, das sich
mit dem ‚Leben’ (meist nichts
weiter als ein Synonym für
Nacktheit) verwechselt, schän-
det die Fantasie. Ein Verbre-
chen.“; über den „Ekelskandal“
anlässlich des Düsseldorfer
„Macbeth“, siehe die WamS
vom 13. November 2005, auch
als „Sudel-Macbeth“ bezeichnet
(Express vom 1. Oktober 2005:
„Übrigens. Der Steuerzahler be-
zahlt den Theater-Skandal auch
noch mit.“); hier ist auch die
BILD-Zeitung wieder dabei, sie
moniert das „Ekeltheater – wie
hält eine Schauspielerin das
aus?“ über die Berliner Auffüh-
rung eines Theaterstückes von
Botho Strauß (BILD vom 18.
März 2006). Oder: „Irrer Künst-
ler köpft Kaninchen auf der Büh-
ne!“ in der BILD vom 21. Fe-
bruar 2006.

Immerhin wollte Monika
Ferres nicht dauernd das be-
rühmte F-Wort in einem Stück
von Wilhelm Genazino in den

Mund nehmen und sagte ihre
Beteiligung an den Ruhrfestspie-
len ab.

In diesem Kontext passt auch
der Streit um den Theaterkriti-
ker Gerhard Stadelmaier bei
„Das große Massakerspiel oder
Triumph des Todes“ nach Eu-
gene Ionesco im Schauspielhaus
Frankfurt (vgl. auch FR vom 25.
Februar 2006): Schauspieler
Lawinky zu Stadelmaier, dem er
den Notizblock entrissen hatte:
„Jetzt geht er! Hau ab, du Arsch!
Verpiss dich! Beifall für den Kri-
tiker!“, BILD vom 18. Februar
2006, die entsprechend nachlegt
(Bild von 22. Februar 2006:
„Darum ist unser Theater so ver-
saut“).

Das Verbot des „Kannibalen-
films Rohtenburg“ führte die FR
vom 4. März 2006 wieder ein-
mal zu entsprechenden Betrach-
tungen über die Kunstfreiheit;
die FR weist auch darauf hin,
dass zwar schlechter Geschmack
gottlob nicht verboten sei, aber
schwerer als die Freiheit der
Kunst der Eingriff in das Persön-
lichkeitsrecht wiege, und wertet
das Aufführungsverbot mit „gut
so“.

Eine Aktion von Hermann
Nitsch: Menschen am Kreuz, die
mit Tierblut übergossen werden,
rief BILD auf den Plan (7. Fe-
bruar 2006), die gleich auch
noch mehrere Kunstprodukte die-
ser Art auflistet. Oder die „Pro-
vokation“ des „Künstlers“ Sier-
ra, der im März/April 2006 aus
sechs Autos Gas in die Synago-
ge in Pulheim leiten lassen woll-
te. Besucher bekommen Gas-
masken. Der Künstler dazu: „Ich
will auf die Banalisierung der
Erinnerung an den Holocaust hin-
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weisen.“ Dazu Ralph Giordano:
„Den Ermordeten und Überle-
benden des Holocaust bleibt in
Deutschland nichts, aber auch
gar nichts erspart“ (Express vom
14. März 2006).

Bisher nicht gewohnt war man
allerdings, dass Opern wie Mo-
zarts „Idomeneo“ abgesetzt*
oder Filme („Mut“) auf das
Abendprogramm verlegt, weil
man religiös motivierte Proteste
fürchtet. Zum „Idomeneo“s. den
Kommentar in der FAZ vom 27.
September 2006: ein „Akt vor-
auseilender Hysterie“. Zu begrü-
ßen ist, dass die Politik klar rea-
gierte (s. Zitate); zu „Mut“
WDR-Intendant Fritz Pleitgen lt.
BILD vom 27. September 2006:
„Der Film zeigt eine Realität,
wie sie vielen Kindern und Ju-
gendlichen begegnet, die wir
Erwachsenen aber nicht wahrha-
ben wollen.“

Dass die Breker-Ausstellung
in Schwerin auf Schwerin auf
Protest stieß, war zu erwarten:
Der Bundesverband bildender
Künstlerinnen und Künstler
(BBK) hat die Schließung gefor-
dert; Klaus Staeck war dagegen,
Günther Grass und Kultur-
staatsminister Neumann dafür,
die Feuilletons gespalten. Kul-
turdezernent Hermann Junghas
(CDU) sah keinen Grund zur
Schließung der Ausstellung (FR
vom 5. August 2006).

Auch der Film blieb nicht ver-
schont: Ob allerdings die Zei-
chentrickserie „Popetown“, ge-
gen die die katholische Kirche
energisch protestierte, diesen
Protest wert war (DIE WELT
vom 11. April 2006), bleibe
ebenso dahingestellt wie es Tat-

sache ist, dass trotz aller Prote-
ste der katholischen Kirche und
trotz schlechter Kritiken der
Film „Da Vinci Code“ Besucher-
rekorde verzeichnete: Schon
Ende Mai 2006 dürften es 1,5
Millionen Besucher in Deutsch-
land gewesen sein (FAS vom 21.
Mai 2006).

Schließlich wollte der bayeri-
sche Ministerpräsident Edmund
Stoiber den umstrittenen türki-
schen Film „Tal der Wölfe“ aus
den Kinos verbannen, allerdings
erfolglos. Die Frage, ob Bernd
Eichingers „Das Parfum“ nach
Süskind ein echter Wurf ist, be-
schäftigte alle Feuilletons, aller-
dings eher unfreundlich (vgl. nur
FAS vom 10. September 2006),
was aber die Besucherzahlen
eher nach oben treibt (Spiegel
39/2006: „Geld stinkt nicht“).

Walsers „Antisemitismus“
blieb ebenso im Gespräch (Spie-
gel 36/2005: „Der ewige Flak-
helfer“ s. auch das Interview in
der WamS vom 4. September
2005) wie Maxim Billers „Esra“,
den wir wohl niemals mehr zu
lesen bekommen, wenn jetzt so-
gar eine Schadensersatzforde-
rung von 10.000 Euro gegen Au-
tor erhoben wird (FAZ vom 31.
Juli 2006). Auf den Zivilprozess
in München am 8. November
2006 darf man gespannt sein.

Die FAZ vom 24. Juli 2006 hat
wenig Hoffnung: „Nach welcher
Logik sollte ein Gericht Scha-
densersatz ablehnen, wenn doch
zuvor die Verletzung des Persön-
lichkeitsrechts als schwerwie-
gender nur erachtet wurde, um
das Kunstwerk zu verbieten? Es
ist die Logik der Liberalität: eine
Verurteilung Billers hätte unkal-
kulierbare Folgen für zahllose

geschriebene, aber mehr noch
für unendlich viele ungeschrie-
bene Bücher. Jetzt geht der Fall
Esra uns alle etwas an.“

Dass Hermann Schäfer, Abtei-
lungsleiter bei Kulturstaatsmi-
nister Bernd Neumann, eine an
sich gute Rede am falschen Platz
hielt, ist offensichtlich, falsch ist
hingegen die sofort lautgewor-
dene Unterstellung, etwa von
Seiten der Grünen, man wolle
hier eine neue deutsche Ge-
schichtspolitik einleiten. Dazu
Klarheit in der SZ vom 1. Sep-
tember 2006: „Der Dauer-
verdacht, wir stünden vor einem
gefährlichen Wandel der Ge-
schichtspolitik, hat Belege bis-
her nicht beibringen können, nur
Insinuationen, so überzeugend
wie jene, die in dem roten Jahr-
zehnt begründet wurde, dass die
Bundesrepublik kurz davor sei,
eine faschistische Diktatur zu
werden.“ Um diesen Vorgang
gibt es, was die Einladungs-
politik angeht, noch einige Un-
klarheiten, s. FAZ vom 30. Au-
gust 2006: „Gute deutsche Sät-
ze“.

Über die Rechtsschreibreform
lassen wir uns hier auch nicht
mehr weiter aus, aber verweisen
doch wenigstens auf Theodor
Icklers beeindruckende „Chro-
nik eines fortlaufenden Schwach-
sinns“ (FAZ vom 25. Februar
2006) und auf das Eingeständ-
nis der brandenburgischen Kul-
turministerin Johanna Wanka:

„Die Kultusminister wissen
längst, daß die Rechtschreibre-
form falsch war … Aus Grün-
den der Staatsräson ist sie nicht
zurückgenommen worden.“ (Zi-
tat lt. FAZ vom 27. Februar 2006).
Auch die bis zum Aufruhr füh-
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rende Frage, inwieweit Karika-
turen, wie in Dänemark erschie-
nen, Meinungsfreiheit und Kunst
repräsentieren oder religiöse
Gefühle beleidigen, ein Streit der
uns im Februar 2006 intensiv
beschäftigte (siehe etwa FR vom
11. Februar 2006), wollen wir
hier nicht weiter verfolgen.

Und natürlich war bei der vor-
gezogenen Bundestagswahl
auch die „Kultur“ wieder vertre-
ten; dass Günther Grass für
Schröder war, ist klar (s. auch SZ
vom 14. September 2005: „Man
muss den Kapitalismus zivilisie-
ren“), aber auch Iris Berben,
Robert Atzorn, Senta Berger
oder Hannelore Elsner waren für
ihn (SZ vom 15. September
2005), die CDU bot u.a. Volker
Schlöndorff, HA Schult, der sich
als Merkel-Fan outete, Freya
Klier und Charles Huber auf, die
FDP Wolfgang Joop, die Grünen
Hella von Sinnen (Spiegel 36/
2005). Jetzt trommelte Günter
Grass wieder für Berlins Regie-
renden Bürgermeister Wowereit
(SZ vom 26. August 2006),
„weil er ein würdiger Nachfol-
ger von Ernst Reuter und Willy
Brandt ist“, so die Botschaft
(FAS vom 10. September 2006);
auch Thomas Gottschalk und Al-
fred Biolek wollten für „Wowi“
Reklame machen, wurden aber
von ihren Sendern zurück-
gepfiffen.

Auch die damals intensiv dis-
kutierte Frage, wer denn nun
neuer Kulturstaatsminister wer-
den würde – gehandelt Norbert
Lammert, aber auch Maria
Böhmer (FR vom 5. November
2005), Annette Schavan, Moni-
ka Grütters, Günter Nooke und

Karin von Welck, (DIE WELT
vom 12. Oktober/4. November
2005, ja sogar Wolfgang Thierse,
DIE WELT vom 10. Oktober
2005) incl. diverser Spekulatio-
nen über dessen Rolle (vgl.
Patrick Bahners in der FAZ vom
9. November 2005: „Bloß kei-
nen Dichter!“; Jens Bisky, FAZ
vom 11. November 2005: „Ver-
waltung der Schwäche“; Hein-
rich Wefing in der FAZ vom 19.
November 2005: „Das Amt ist
kein Egotripp“) oder gar dessen
Abschaffung (Patrick Bahners,
„Gescheitertes Experiment“,
FAZ vom 25. Oktober 2005) –
sind zum Glück mit der Wahl
von Bernd Neumann beendet:
positiv ermunternd Eckhard
Fuhr, DIE WELT vom 23. No-
vember 2005: „Ein richtiger
Berufspolitiker“, was bei der
Erhöhnung des Kulturhaushalts
Früchte getragen hat. Damit mag
auch die Befürchtung von Elke
Heidenreich, die sie in der Neu-
en Osnabrücker Zeitung zum
Ausdruck brachte, obsolet ge-
worden sein: „Diese Regierung
ist kulturlos bis in die Knochen.
Wir werden es spüren, und es tut
mir jetzt schon weh; ... sie fürch-
tet, dass das Amt des Staatsmi-
nisters für Kultur demontiert
wird“ (FAS vom 30. Oktober
2005).

Eine harsche Kritik an der der-
zeit üblichen „Kunst im öffent-
lichen Raum“ formuliert Ger-
hard Matzig in der SZ vom 28.
Januar 2006: „Das zirzensische
Moment solcher Kunst verdankt
sich häufig einer glücklosen Ver-
bindung von stiftenden, sich pro-
filierenden Stadtsparkassen, ei-
frigen sich profilierenden Kunst-
referenten und tatsächlichen oder

vermeintlichen Künstlern, die
vermutlich einfach nur hungrig
sind.“ In 90 von 100 Fällen sei
Kunst im öffentlichen Raum
„schlicht miserabel, beliebig leb-
los, irrelevant – ja: Stören nur
einfach, überflüssig.“

Zum Schluss noch eine erfreu-
liche Nachricht zur kulturellen
Bildung: Heino will in den Schu-
len Volkslieder singen: „Der
Mond ist aufgegangen – das ist
ein Stück unseres Kulturgutes,
das wir uns erhalten müssen“
(BILD vom 7. September 2005).

Kulturpolitik im
Bund

Bundeskulturstiftung:
Vorhaben
Die Kulturstiftung des Bundes
will erstmals ein Programm zur
Sicherung und Restaurierung
gefährdeter Kulturgüter in Mu-
seen, Bibliotheken und Archiven
auflegen. 7 Millionen Euro wer-
den dafür bis zum Jahre 2011 zur
Verfügung gestellt. Eine Jury,
die gemeinsam mit der Kultur-
stiftung der Länder besetzt wer-
den soll, soll die Schwerpunkte
des Programms definieren und
einzelne Projekte ausschreiben.
Außerdem werden kunsthistori-
sche Ausstellungen und wissen-
schaftliche Tagungen von der
Stiftung mit finanziert. Zudem
will die Bundesstiftung ver-
gleichbar dem groß angelegten
Tanzprojekt, mit 12 Millionen
Euro in den nächsten Jahren die
Vermittlung neuer Musik för-
dern. Und sie wird auch einen
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internationalen Kongress über
europäische Rechtskulturen fi-
nanzieren (FAZ vom 13. Juni
2006). Nach Angaben aus dem
Dezember 2005 hat die Bundes-
kulturstiftung 20 Millionen Euro
an Projektmitteln vergeben, da-
von 5,6 Million en für Einzel-
vorhaben.

Bundeskulturstiftung
Gegen Überlegungen, die
Bundeskulturstiftung von Halle
nach Berlin zu verlagern, haben
sich März 2006 neben den Grü-
nen und der FDP auch Günter
Grass (SZ vom 11. März 2006)
und Hans-Dietrich Genscher
(Mitteldeutsche Zeitung vom 3.
April 2005) ausgesprochen; für
Berlin plädierte hingegen DIE
WELT vom 11. März 2006. Laut
Kulturstaatsminister Neumann
soll über den Standort nach der
angestrebten Fusion mit der Kul-
turstiftung der Länder entschie-
den werden, deren Abschluss al-
lerdings derzeit nicht absehbar
ist. Neumann hatte die Fusion als
sein Ziel in seinem „100-Tage
Programm“ besonders betont
und hat im September 2006 die
Gespräche mit den Ländern wie-
der aufgenommen (DIE WELT
vom 22. September 2006), nach-
dem Ende März 2006 die Mini-
sterpräsidenten der Bundeslän-
der zum viertenmal (zuletzt
2003) die Entscheidung darüber
aufgeschoben hatten, um die Fö-
deralismusreform abzuwarten.

Es gab zwar immer wieder ein-
mal Signale, so auch in der FAZ
vom 22. Juni 2006, dass die Fu-
sion von Kulturstiftung der Län-
der und der Bundeskulturstif-
tung nahe bevorstehe. Trotzdem
scheint dem Vorhaben noch kein
rascher Erfolg beschieden zu

sein (vgl. auch SZ vom 3. No-
vember 2005; „Tagesspiegel“
vom 15. Dezember 2005; DIE
WELT vom 24. März 2006). Der
Deutsche Kulturrat hat sich ge-
gen eine Fusion der Kulturstif-
tung des Bundes und der Län-
der ausgesprochen weil dies
„keinen Mehrwert für das kul-
turelle Leben in Deutschland“
bringe. Noch im Jahr 2003 hatte
der Kulturrat allerdings für eine
Fusion plädiert. Von diversen
Landesministern wie dem Thü-
ringischen Kultusminister Jens
Goebel und Brandenburgs Kul-
turministerin Johanna Wanka
wird positiv zur Fusion Stellung
genommen. Nach einem Bericht
des „Tagesspiegel“ vom 13. Juni
2006 arbeiten die beiden Stiftun-
gen bereits jetzt großflächig bei
der Bewahrung des kulturellen
Erbes in Deutschland zusam-
men.

Staatsziel Kultur
Auch im vergangenen halben
Jahr gab es wieder Anläufe, ein
„Staatsziel Kultur“ im GG (Art.
20b ergänzt: „Der Staat schützt
und fördert die Kultur“) zu ver-
ankern: Die Enquete-Kommissi-
on „Kultur in Deutschland“ setzt
sich dafür ein, die FDP hatte
schon im Januar 2006 einen ent-
sprechenden Antrag einge-
bracht, der aber ohne Chance
war, weil die erforderliche Zwei-
drittelmehrheit nicht in Sicht ist,
daher wurde an den Rechtsaus-
schuss überwiesen (SZ vom 11.
März 2006; FR vom 19. Januar
2006).

Dazu Heinrich Wefing in der
FAZ vom 27. Februar 2006:
„Allein Angela Merkel hat sich
noch nicht von der grassieren-
den Staatszieleuphorie anstek-

ken lassen, sondern leise Zwei-
fel an der Sinnhaftigkeit des Un-
ternehmens signalisiert. Zu
Recht. Die Kultur muß nicht ins
Grundgesetz.“ Auch der vorma-
lige Präsident der Akademie der
Künste Adolf Muschg hatte sei-
ne Zweifel: „Die Kultur ist kein
Staatsziel, so wenig wie die Re-
ligion“ (DIE WELT vom 17. De-
zember 2005).

Architektur

Nicht einleuchtend
Als „zweifelhaft“ bezeichnete
die SZ vom 23. November 2005
die geplante „Stiftung Baukul-
tur“ und kommt zu dem Schluss:
„Viele, vor allem junge Archi-
tekten, setzen in erster Linie auf
kommunale wie regionale Netz-
werke. Die Forderung einer über-
greifenden nationalen Stiftung
wird regelmäßig mit dem Hin-
weis auf Einrichtungen benach-
barter Länder verknüpft ... Muss
bei uns eine Bundesstiftung nur
deswegen ins Leben gerufen wer-
den, um solche regionalen und
lokalen Aktivitäten anzustiften,
zu unterstützen und fortzufüh-
ren? Einleuchtend ist das nicht.“

Buch

Hamm
Nach einem Bericht in der
WamS vom 23. Oktober 2005
hat die Stadtbücherei Hamm
den Preis „Bibliothek des Jah-
res“ des Deutschen Bibliotheks-
verbandes und der ZEIT-Stif-
tung erhalten.

Beirat
Kulturminister Jan-Hendrik
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Olbertz hat einen 7köpfigen Li-
teraturrat für Sachsen-Anhalt
berufen, der das Ministerium
berät.

Umfragen
Frauen lesen mehr als Männer.
Die 6 bis 13jährigen Kinder ge-
ben zu 57 Prozent an, mindest
einmal pro Woche in einem
Buch zu lesen. Aber auch hier
lesen Mädchen mit 67 Prozent
lieber als Jungen. Dass Harry
Potter das am häufigsten gelese-
ne Buch darstellt, wundert natür-
lich nicht (FAS vom 19. März
2006).

55 Prozent der Deutschen ab
10 Jahren haben nach Angaben
des Börsenvereins im Jahr 2005
durchschnittlich 11 Bücher ge-
kauft, die relative Mehrheit der
Deutschen (40 Prozent) kann auf
50 bis 200 Bücher im Haushalt
zurückgreifen, nur jeder vierte
Deutsche verfügt über 200 bis
500 Bücher.

Die FAZ vom 17. Oktober
2005 („Der Kampf um die Bü-
cher“) kommt zu dem Schluss:
„Das Buch lebt.“ Die FAZ macht
allerdings auch darauf aufmerk-
sam, dass der Zuwachs auf die
Zeitungseditionen der „SZ“ und
der „Bild-Zeitung“ zurückzu-
führen sei und auch fast alle an-
deren Zeitungsverlage Reihen
nachgeschoben haben, um an die-
sen Erfolg anzuknüpfen. Außer-
dem stehe der Buchhandel unter
Druck, weil sich im Handel im-
mer stärker die Buchhandels-
ketten breit machten, die mit
niedrigen Preisen locken wie
etwa die Buchhandlungskette
„Weltbild-Plus“, die demnächst
ihr 300. Geschäft in Deutschland

eröffnen wird. Das Buchgeschäft
werde eben vom Preis dominiert.

Der Trendbericht Kinder- und
Jugendbuch 2006, vorgestellt
auf der Leipziger Buchmesse
moniert, es gebe bei den deut-
schen Kinder- und Jugendbuch-
verlagen viel zu wenige Themen
für Jungen in ihren Programmen.
Befördert werde diese Entwick-
lung u.a. durch die starke weib-
liche Dominanz im Verlags- und
Bibliothekswesen (DIE WELT
vom 18. März 2006).

In der ganzen Welt werden
jährlich rund 1,2 Millionen Bü-
cher veröffentlicht, davon
375.000 in englischer und
80.000 in deutscher Sprache.
Der Weltumsatz mit Büchern
beläuft sich auf knapp 60 Mil-
liarden Euro.

Nach einem Bericht der FAZ
vom 19. Oktober 2005 ist eine
Steigerungsrate von 30 Prozent
bei Hörbüchern zu beobachten.

Anna Amalia
Die FAZ vom 2. September 2005
erinnert an den Brand in der
Anna Amalia Bibliothek 2004
und verweist auf die Spen-
denfreudigkeit der Deutschen:
„Es sind viele Unternehmen, die
für den Wiederaufbau der Anna
Amalia und die Restaurierung
ihrer bedrohten Bestände spen-
deten, die noch nie einen Fuß in
diese Bibliothek gesetzt hatten
und es vielleicht auch nie tun
werden ... Tief verwurzelter Bür-
gersinn, es gibt ihn vielerorts, wo
anderenfalls noch mehr Bücher
zum irreparablen Schadensfall
geworden wären.“

Buchbranche optimistisch
Zu Beginn der Leipziger Buch-

messe 2006 gab sich die Buch-
branche für 2006 optimistisch,
60 Prozent der Buchhändler ge-
hen von einem guten Jahr aus.
Im Trend liege die Belletristik
mit 1,3 Prozent plus, mit 55,1
Prozent sei die fremdsprachliche
Literatur außergewöhnlich stark
gewachsen. Der Kinder- und
Jugendbuchsektor verbuchte ei-
nen Umsatzzuwachs von 5,7
Prozent. Das Hörbuch legte um
14,1 Prozent zu, der Anteil am
gesamten Buchmarkt stieg auf
3,4 Prozent (WELT vom 16.
März 2006). Nach einem Bericht
des Tagesspiegels zeigte sich der
Börsenverein des Deutschen
Buchhandels über die Geschäf-
te des letzten Jahres zufrieden
und zugleich besorgt angesichts
der kulturpolitischen Aussichten
für das laufende Jahr. Vier Jahre
lang war der Umsatz der Buch-
branche gesunken. 2005 stieg er
wieder um 0,9 Prozent auf 9,2
Milliarden Euro. Der Versand-
buchhandel hat Dank des On-
line-Geschäfts ein Plus von 13,7
Prozent auf 633 Millionen Euro
zugelegt, wobei allerdings im-
mer noch mehr als die Hälfte der
Bücher noch in Buchhandlungen
verkauft wird (-0,9 Prozent auf
5,2 Milliarden Euro).

Buchhandlungsketten sind auf
dem Vormarsch, die Zahl der
mittelgroßen Buchhandlungen
nimmt ab. Die Umsätze der deut-
schen Verlage stiegen um 1,9
Prozent, vor allem durch Lizenz-
verkauf ins Ausland. Sorgen be-
reitet dem Börsenverein das
neue Urheberrecht.

Börsenvereinsgeschäftsführer
Alexander Skipis spricht von
„enteignungsgleichen Eingrif-
fen“. Da Bibliotheken und Ar-
chive Bücher, die sie nicht mehr
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in gedruckter Form vorrätig ha-
ben müssen, digitalisieren und
an beliebig vielen Bildschirmen
zugänglich machen dürfen (Ta-
gesspiegel vom 23. Mai 2006).

Nationalbibliothek
Die deutsche Bibliothek in
Frankfurt und Leipzig soll nun
doch Deutsche Nationalbiblio-
thek heißen (FAZ vom 12. Fe-
bruar 2006). Kritik an der Ent-
scheidung des Bundestages äußer-
te neben FDP und Linkspartei
auch der Bundesrat. Aber das
Gesetz ist zustimmungspflichtig.

Kritisch dazu die SZ vom 11.
Januar 2006; die FR vom 21.
Januar 2006 („großspurig“):
„Lasst uns doch statt Paris, Lon-
don oder Washington, einfach
Berlin, München, Frankfurt,
Leipzig, Weimar oder Wolfen-
büttel und ein wenig geschichts-
bewusster sein.“;

die FAZ vom 19. Januar 2006:
„Das ist eine der Ideen, die den
Betrachter staunend fragen las-
sen, ob die Kulturpolitiker denn
sonst nichts zu tun haben … Man
muss schon sehr kleindeutsch
denken, wenn man auch die we-
nigen halbwegs intakten Tradi-
tionen dieses Landes mit einer
Mischung aus Ahnungslosigkeit
und selbst erzeugtem Globali-
sierungsdruck auf dem Müllhau-
fen der Geschichte wirft.“ S.
auch den Bericht in DIE WELT
vom 21. Januar 2006.

Erinnerungskultur

Was Geschichte wert ist
Was Geschichte in diesem Lan-
de wirklich wert ist, lässt sich
ablesen am Ende des Max-
Planck-Instituts für Geschichte,

das wohl durch eine Art Kon-
fliktforschungsinstitut ersetzt
werden soll (FAZ vom 11. Fe-
bruar 2006) und die (angedroh-
te? aufgeschobene?) Schließung
des Historischen Kollegs in
München. Zum Göttinger Max-
Planck-Institut siehe auch SZ
vom 10. Februar 2006. Der Göt-
tinger Kasus sei „geradezu ein
Testfall für die Frage nach der
künftigen Stellung der Geistes-
und speziell der historischen
Wissenschaften“.

Topographie des Terrors
Mit dem Neubau des Berliner
NS-Dokumentationszentrums
„Topographie des Terrors“ soll
nach Angaben der Bundesregie-
rung noch 2007 begonnen wer-
den. (Einweihung 1. September
2009). Der Bund und Berlin tei-
len sich die Kosten für den auf
22 Millionen Euro veranschlag-
ten Bau (DIE WELT vom 9.
März 2006).

„Gedächtnis erneuern“
Die tschechische Stadt Usti nad
Labem (Aussig) plant die Errich-
tung eines Museums und einer
Forschungsstätte für die Ge-
schichte der Deutschen in Böh-
men. Damit versuche die nord-
böhmische Stadt, „ihr Gedächt-
nis zu erneuern“, so Oberbürger-
meister Petr Gandalovic (DIE
WELT vom 6. Oktober 2005).

Gutachten
Heftig umstritten war das im Mai
veröffentlichte Gutachten zur
Neuordnung der DDR-Gedenk-
stätten, der Stasi-Unterlagen-
behörde und der Stiftung Aufar-
beitung (Sabrow-Gutachten).
Harsche Kritik an den Kritikern
übte Regina Mönch in der FAZ

vom 11. Mai 2006, dazu siehe
auch das Interview mit Kultur-
staatsminister Bernd Neumann
(S. 11ff.).

Zentrum gegen Vertrei-
bungen
Nach einem Bericht der SZ vom
27. Dezember 2005 hat sich Kul-
turstaatsminister Bernd Neu-
mann für eine Stätte der Erinne-
rung an Flucht und Vertreibung
in Berlin ausgesprochen. Es sol-
le eine „feste Einrichtung“ ge-
ben. Nach dem Koalitionsver-
trag soll in Berlin ein „sichtba-
res Zeichen“ für das Unheil von
Vertreibungen errichtet werden.

Die FAZ vom 13. Mai 2006
berichtete, Neumann wolle die
in Bonn erstmals gezeigte Aus-
stellung „Flucht, Vertreibung
und Integration“ zum Herzstück
einer künftigen Dauerausstel-
lung“ machen: „Die Realisie-
rung im Zentrum Berlins berei-
ten wir vor.“ Neumann kündig-
te zudem an, die Ausstellung sol-
le um „weitere Aspekte“ erwei-
tert werden. Wobei besonderer
Wert auf die Darstellung aus den
Ländern zu legen sei, „die im eu-
ropäischen Netzwerk Erinne-
rung und Solidarität partner-
schaftlich zusammenarbeiten –
Polen, Ungarn und der Slowa-
kei.“ Allerdings sei derzeit noch
unklar, so die FAZ weiter, in
welchem Verhältnis die verste-
tigte Ausstellung zum Zentrum
gegen Vertreibungen stehen soll.
Die Stiftung hat im August 2006
im Berliner Kronprinzenpalais
eine eigene Ausstellung mit dem
Titel „Erzwungene Wege“ eröff-
net.

Heinrich Wefing kommentiert:
„Sollte es also auf dem einen
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oder anderen Weg tatsächlich
gelingen, eine wissenschaftlich
überzeugende Ausstellung über
die Geschichte der Vertreibun-
gen in der Hauptstadt zu etablie-
ren – ein Ort der Information,
Reflexion, keine Stätte der Kon-
frontation, Aufrechnung – , dann
erhielte die heute hoch differen-
zierte Berliner Gedenkstätten-
landschaft eine bedeutende zu-
sätzliche Qualität. Neben dem
Holocaust-Mahnmal, der Topo-
graphie des Terrors, der Wann-
seevilla, der Gedenkstätte Deut-
scher Widerstand und der Neu-
en Wache auch einen Raum für
die Erinnerung an das Schicksal
der Vertriebenen zu schaffen,
hieße ja keineswegs zwangsläu-
fig das Singuläre des Völkermor-
des an den europäischen Juden
in Zweifel zu ziehen oder Un-
terschiede einzuebnen. Es wür-
de dem Gegner nur noch deutli-
cher zeigen, welch beispielloses
Leid die Verbrechen der Natio-
nalsozialisten über Europa ge-
bracht haben. Blinke Flecken
fördern nicht die Erinnerung,
sondern nur das Ressentiment.“

Trivialisierung
Über die „Trivialisierung“ von
Gedenkstätten vgl. die treffliche
Glosse in der FAZ vom 16. Juni
2006: „Berliner Bärensaison:
Der Eifer, mit dem man in Ber-
lin über ein würdiges Gedenken
an die Opfer des Nationalsozia-
lismus debattiert, wird nur vom
Eifer übertroffen, mit dem Ge-
denkstätten nach ihrer Errich-
tung trivialisiert werden“. Zuerst
die ‚Terrassen am Mahnmal’
(Holocaust), jetzt 42 buntbe-
malte ‚Buddy-Bären’ um das
Mahnmal zur Bücherverbren-
nung am 10. Mai 1933.

Wobei die FAZ erwähnte, dass
noch ein Mahnmal „trivialisiert“
werde, nachdem schon die „Ter-
rassen am (Holocaust-)Mahn-
mal“ für eine „Gedenkpause“
zwischen Weißbier und Kartof-
felsalat im „Löwentreff“ und
Sushi im Asiashop genutzt wer-
den kann.

Streit um Aufschrift
Weiter geht der Streit um die
Aufschrift auf dem Mahnmal für
die ermordeten „Zigeunervöl-
ker“ auch nach einem Einigungs-
versuch am 16. Mai 2006 zwi-
schen dem Zentralrat deutscher
Sinti und Roma und der Sinti-
Allianz (Bericht in der FAZ vom
11. Mai 2006).

Die Sinti Allianz lehnt die zu-
letzt vorgesehene Widmung:
„Wir gedenken aller Roma“ ab,
weil damit nicht alle Opfer-
gruppen erfasst seien. Gefordert
wird zudem eine Bundestagsab-
stimmung über die inhaltliche
Gestaltung der angegliederten
Dokumentation. Möglicherweise
wird es jetzt gar keine Aufschrift
geben.

Ehrenmal
Verteidigungsminister Jung ver-
folgt seinen Plan weiter, ein zen-
trales Ehrenmal der Bundeswehr
in Berlin errichten zu lassen, das
dem Gedenken aller getöteten
Soldaten und zivilen Angehöri-
gen der Bundeswehr gewidmet
sein soll. Seit Gründung der Bun-
deswehr seien mehr als 2.600
Angehörige im Dienst ums Le-
ben gekommen. In Deutschlands
Partnerstaaten, in NATO und
EU, gehöre „das ehrende Geden-
ken an Soldaten, die für ihren
Einsatz mit ihrem Leben bezahlt
haben, zur kulturellen Identität“.

Film

Schlechte Zahlen
2001 lagen die Umsätze der Ki-
nos noch bei 987 Millionen Eu-
ro, 2004 nur noch bei 893 Mil-
lionen; 2005 werden 732 Millio-
nen vermutet; Grund: Der DVD-
Boom mit 1,6 Milliarden Umsatz
2004 (Steigerung um 9,7 Pro-
zent), aber auch das schlechte
Filmangebot; s. DIE WELT vom
13. Oktober 2005 und den Be-
richt in der FAS vom 13. No-
vember 2005: „Rettet Harry
Potter die Kinobranche?“

Ging ein Deutscher in 2001
noch 2,16mal im Jahr ins Kino,
trat er den Weg in 2005 nur
1,45mal an. Der durchschnittli-
che Kinoumsatz pro Einwohner
sank von 12 Euro in 2001 auf
nur noch 9,03 Euro. Dabei ka-
men deutsche Produktionen
nicht schlecht weg. Erzielte der
deutsche Film 1998 nur 13,5
Millionen Zuschauer, waren es
2005 bereits 21,5 Millionen
(WamS vom 3. September
2006).

Dennoch im Aufwind
Nach einem Bericht der FAZ
vom 31. August 2006 sieht sich
die deutsche Kinobranche nach
dem desaströsen Jahr 2005 mit
7,8 Prozent mehr Besuchern im
ersten Halbjahr wieder im Auf-
wind. Der Umsatz stieg um 8,9
Prozent, der Marktanteil deut-
scher Filme lag bei 19 Prozent,
also immerhin 12,8 Millionen
Zuschauer für einen deutschen
Film. Allerdings hat sich mit 106
Schließungen gegenüber 45
Neu- bzw. Widereröffnungen
der bundesweite Kinosaalbe-
stand drastisch verringert.
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Internet

Digitale Bibliothek
Nach einer Ankündigung der
EU-Kommission vom März
2006 sollen 2007 zwei Millionen
Bücher, Filme, Fotos etc. über
die Europäische Digitale Biblio-
thek zugänglich sein; bis 2010
soll sich die Zahl verdreifachen.
Allerdings gibt es Probleme
beim Urheberrecht.

Kulturhauptstadt

Essen
Es ist entschieden, Essen wird
die Kulturhauptstadt 2010 (11.
April 2006; neben dem ungari-
schen Pecs), das sich gegen
Görlitz durchsetzte; s. die Bei-
lage im „Weltreport“ vom Früh-
jahr 2006.

Die FAZ vom 13. April 2006
weist darauf hin, dass nach ei-
ner Studie im Auftrag der Euro-
päischen Kommission der Titel
Kulturhauptstadt auch mit stei-
gendem Tourismus verbunden
wird. So hatte Weimar in 1999
einen Besucherzuwachs von
mehr als 50 Prozent und im Jahr
darauf einen Rückgang um 22
Prozent. Essen hofft darauf, dass
im Jahr 2010 mindestens eine
halbe Million Menschen zu-
sätzlich die Kulturhauptstadt
Essen und das Ruhrgebiet besu-
chen werden. Bei jeweils 100
Euro Ausgabe sind die geplan-
ten Investitionen von 78 Millio-
nen Euro schon wieder als Ge-
winn zu verbuchen: „Die Insze-
nierung von Bedeutung könnte
ein Zukunftsrezept für den
Städtetourismus werden“, so die
FAZ. Der nordrhein-westfäli-

sche Ministerpräsident Jürgen
Rüttgers sieht eine riesige Chan-
ce für die Menschen in Essen
und im gesamten Ruhrgebiet:

„Ganz Europa wird 2010 auf
Essen und das Ruhrgebiet schau-
en.“

Kultur und Beruf

Verbesserungen beim
 Arbeitslosengeld gefordert
Der Deutsche Kulturrat hat am
9. Juni 2006 die Abgeordneten
des Deutschen Bundestags und
die Bundesregierung aufgefor-
dert, die Rahmenfristregelung
für den Bezug des Arbeitslosen-
geldes I (§ 123 SGB III) für
kurzfristig im Film- und Theater-
bereich Beschäftigte zu verän-
dern.

Seit dem 01.02.2006 müssen
Antragsteller für das Arbeitslo-
sengeld I 360 Tage sozialver-
sicherungspflichtige Beschäfti-
gung innerhalb der letzten zwei
Jahre nachweisen. Zuvor galten
drei Jahre. Die Verkürzung die-
ser Frist bedeutet für kurzfristig
beschäftigte Theater- und Film-
schaffende, dass sie de facto vom
Bezug des Arbeitslosengeldes I
ausgeschlossen werden, da sie
die Anspruchsvoraussetzungen
nicht erfüllen können. Die neue
Regelung würde für kurzfristig
beschäftigte Film- und Theater-
schaffende bedeuten, dass sie für
jeden zweiten Tag eine sozial-
versicherungspflichtige Be-
schäftigung nachweisen müss-
ten. Dieses können selbst sehr
gut Beschäftigte aus diesen
Branchen nicht erbringen. Im
April 2006 waren, wie die Bun-
desregierung auf eine Kleine
Anfrage der Grünen mitteilte, ca.

27.000 Kulturschaffende ar-
beitslos gemeldet. Geplant sind
keine Sonderregelungen in der
Arbeitslosenversicherung für
diese Berufsgruppe.

Der Deutsche Kulturrat
schlägt vor, sich bei einer even-
tuellen Neuregelung im Rahmen
der jetzt anstehenden gesetzge-
berischen Fortentwicklung der
so genannten Hartz-Gesetze an
der gesetzlichen Regelung in der
Schweiz zu orientieren. Danach
sollten die ersten 30 Tage einer
Beschäftigung in diesen Kultur-
berufen doppelt angerechnet
werden, um den unständig Be-
schäftigten die Möglichkeit ein-
zuräumen, die Anwartschaft von
360 Tagen in zwei Jahren zu er-
reichen. Diese Regelung sollte
für Kulturberufe wie Musiker,
Schauspieler, Sänger, Tänzer
wie auch freie künstlerische Mit-
arbeiter bei Radio, Fernsehen
oder Film, Film- oder Ton-
techniker gelten, sofern sie un-
ständig und kurzfristig beschäf-
tigt werden. Diese Beschäfti-
gungsverhältnisse unterliegen
der Sozialversicherungspflicht
und begründen somit einen An-
spruch auf Leistungen, der nicht
durch Anspruchsvoraussetzun-
gen ausgeschlossen werden darf,
die wegen der berufstypischen
Besonderheiten nicht zu erfüllen
sind.

An den Nagel
Die meisten freiberuflichen
Künstler sehen auch für die Zu-
kunft die Freiberuflichkeit als
den richtigen Weg für ihre künst-
lerische Entfaltung. Bemerkens-
wert ist, dass immerhin 21,1 Pro-
zent der befragten freiberufli-
chen Künstlerinnen und Künst-
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ler die Sicherheit einer Festan-
stellung anstreben und 8,4 Pro-
zent mit dem Gedanken spielen,
ihren Beruf ganz aufzugeben.
Diese Ergebnisse gehen aus der
Studie „Selbstständige Künstle-
rinnen und Künstler in Deutsch-
land - zwischen brotloser Kunst
und freiem Unternehmertum?“
hervor, die vom Deutschen Kul-
turrat, der Rheinischen-Fried-
rich-Wilhelms-Universität Bonn
und der Vereinigten Dienst-
leistungsgewerkschaft ver.di
herausgegeben wurde (Presse-
mitteilung Deutscher Kulturrat,
3. August 2006).

Weiter verschlechtert
Die soziale Lage der selbständi-
gen Künstler in Deutschland hat
sich weiter verschlechtert. Die in
der Künstlersozialkasse versi-
cherten Künstler haben für das
Jahr 2006 ein durchschnittliches
Jahreseinkommen von 10.814
Euro gemeldet, so der Deutsche
Kulturrat. Das bedeutet einen
Rückgang von 3 Prozent gegen-
über dem Vorjahr mit einem
Durchschnittsverdienst von
11.091 Euro (vgl. FAZ vom 20.
Juli 2006; Pressemitteilung
Deutscher Kulturrat, 20. Juni
2006).

Künstlersozialversicherung
stabilisiert sich weiter
Der Abgabesatz zur Künstler-
sozialkasse soll im Jahr 2007
voraussichtlich auf 5,1 Prozent
gesenkt werden. Durch diese
Absenkung werden Auftragge-
ber von freiberuflich arbeitenden
Künstlern und Publizisten um
bis zu 12 Millionen Euro im Jahr
entlastet werden.

Die KSK will künftig verstärkt
gegen Unternehmen vorgehen,

die ihre Künstlersozialabgaben
nicht zahlen. Daher wird die
KSK jetzt Unternehmen an-
schreiben, die aufgrund ihres
Unternehmens zwecksabgabe-
pflichtig sein müssten. Jedes
Jahr stoßen rund 7.949 neue Ver-
sicherte zur KSK, was auch eine
Belastung für den Bundeshaus-
halt darstellt: 1991 lag der Bun-
deszuschuss bei 26,56 Millionen
Euro, für das laufende Jahr be-
trägt er 105,15 Millionen Euro.

Bemessungsgrundlage für die
Künstlersozialabgabe sind alle in
einem Kalenderjahr an selbst-
ständige Künstler und Publizi-
sten gezahlten Honorare. Z. Zt.
liegt der Abgabesatz der Verwer-
ter bei 5,5 Prozent der Honorar-
summe, 0,3 Prozent weniger als
im Vorjahr. Davor aber war der
Satz deutlich gestiegen: von 3,8
Prozent 2002 und 2003, auf 4,3
Prozent 2004 und schließlich auf
5,8 Prozent 2005 (FAZ vom 23.
Mai 2006).

Wachsende Konkurrenz
Der wachsenden Konkurrenz für
Absolventen der Musikschulen
und ihren schwindenden Berufs-
aussichten widmet sich der Ge-
neral Anzeiger vom 17./18. Juni
2006. Mit gut 500 Absolventen
im Bereich Orchestermusik sei
pro Jahr zu rechnen, frei werden
aber nur um die 150 Stellen.

Auch die Perspektiven im Aus-
land sind schwierig. Die SZ vom
15. April 2006 weist darauf hin,
dass sich zwar keine 10 Prozent
der Deutschen für klassische
Musik interessierten, es aber 80
Opernhäuser und 135 öffentlich
finanzierte Symphonie- und
Kammerorchester gebe und dass
dafür in 2005 1,6 Milliarden Eu-

ro an öffentlichen Mitteln geflos-
sen seien. Daher scheint es mehr
als fraglich, ob die an 23 Musik-
hochschulen derzeit fast 17.000
ausgebildeten Studenten Anstel-
lungen finden. Es bedürfe daher
der Neuorientierung wie es auch
die „Empfehlung der Experten-
kommission Musikhoch-
schullandschaft Bayern“ vor-
geschlagen hätte, denn der
Markt im Musik-Deutschland
schrumpft. Die Anzahl der Kul-
turorchester ist in den vergange-
nen 14 Jahren von 169 auf 135
gesunken. 17 Prozent der Plan-
stellen wurden abgebaut. Ande-
rerseits legten 2004 bundesweit
4000 Studenten eine Abschluss-
prüfung ab, immerhin mehr als
700 mehr als 1995. Im Moment
sind 360 freie Orchesterstellen
ausgeschrieben und in der Re-
gel kämen höchstens 10 Prozent
eines Absolventenjahrganges im
Orchester unter.

Aber auch der Markt im Lehr-
amt, im Bereich Schulmusik,
Musikerziehung und Musik-
schulen und der Privatmusik-
lehrer, wird enger. Allein in Bay-
ern reduziert sich in den kom-
menden Jahren der Bedarf an
Musiklehrern um 50 Prozent,
bedingt durch die Verkürzung
der Gymnasialzeit, durch die
Wahlmöglichkeit zwischen
Kunst und Musik, aber auch
durch die Erhöhung der Wo-
chenstundenzahl.

Kultur und Bildung

Zwei Kulturbarometer
Über das 8. Kulturbarometer des
Zentrums für Kulturforschung
und der Deutschen Orchester-
vereinigung berichtet DIE
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WELT vom 26. November 2005:
Rund zwei Drittel haben nie

eine Oper, Operette, Theaterauf-
führung, Veranstaltung der
Kunst oder Literatur besucht.
Nur Museen und Ausstellungen
mit 42 bzw. 17 Prozent durch-
brechen diesen Trend. Seit 1965
hat sich die Zahl der bis zu
40jährigen, die mindestens ein-
mal pro Jahr die Oper besuchen,
mehr als halbiert.

Dazu auch die SZ vom 26. No-
vember 2005: „Die Gesellschaft
spaltet sich zunehmend in die
Mehrheit, die ohne Hochkultur
auskommt, und eine Minderheit,
die das Angebot in ihrer ganzen
Breite nutzt.“

Nach dem am 4. Juli 2006
durch das BMBF vorgestellten
„Jugend-Kultur-Barometer“, für
das 2.625 Jugendliche zwischen
14 und 24 Jahren befragt wur-
den, hängt das Kunst- und
Kulturinteresse der Jugend von
der Bildung ab: das betrifft so-
wohl die Schulbildung wie auch
die familiäre Umgebung und das
ganze soziale Umfeld.

Deutscher Bühnenverein für
mehr kulturelle Bildung
Der Deutsche Bühnenverein
setzt sich für einen wesentlich
höheren Stellenwert der ästheti-
schen Bildung in unserer Gesell-
schaft ein. Die Vermittlung von
Sachverstand und Expertenwis-
sen sowie die Bewertung von
Bildung unter dem Kriterium
technisch-industrieller Nutzbar-
keit reichen nicht aus. Bei einem
Symposium, das der Deutsche
Bühnenverein am 8. Mai 2006
zusammen mit dem kultur-
wissenschaftlichen Institut Es-
sen veranstaltet hat, formulierte
dessen Präsident Jörn Rüsen:

„Ohne Kunst fehlt der Bildung
der geistige Atem, den sie zur
Bewältigung unserer Zukunft-
saufgaben braucht.“ Wie andere
Institutionen, z. B. der Deutsche
Städtetag und die Kulturstiftung
der Länder, aber auch mit Blick
auf Initiativen wie „Kinder zum
Olymp“ oder Projekte wie
„Rhythm is it“, betrachtet der
Deutsche Bühnenverein die
Förderung der ästhetischen Bil-
dung in allen Schulformen und in
enger Zusammenarbeit mit den
Theatern und Orchestern als zen-
trale Aufgabe der kommenden
Jahre.

Für Musikschulen
Nach einem Bericht der SZ vom
22. September 2006 hat sich
Bundestagspräsident Norbert
Lammert für die Musikschulen
eingesetzt. Dort dürfe nicht „vor-
schnell“ gespart werden, Musik-
schulen solllten nicht als „Lu-
xusposten“ eingestuft werden.
„Recht so“, kommentiert die SZ.

Studiengang Tanzwissen-
schaften
Im WS 2007/8 können sich Stu-
dierende am Institut für Theater-
wissenschaften der FU Berlin
erstmals für einen Masterstu-
diengang Tanzwissenschaften
einschreiben (duz-nachrichten 6/
2006).

Musiktheaterpädagogik
Der Präsident des Deutschen
Bühnenvereins Klaus Zehelein
forderte im April 2006 spezielle
Aus- und Fortbildungsmöglich-
keiten für Musiktheaterpäda-
gogik und an allen Spielstätten
entsprechende Stellen. Als künf-
tiger Präsident der Bayerischen
Theaterakademie will Zehelein

ab dem WS 2007 einen entspre-
chenden Aufbaustudiengang
schaffen.

NRW: „Tanz in Schulen“
Im Rahmen des NRW-Projekts
„Tanz in Schulen“ wird derzeit
an 62 Grundschulen Tanz unter-
richtet; ab Sommer 2006 soll die
Aktion auf weiterführende Schu-
len ausgedehnt werden.

Europas Seele
„Europa braucht eine Seele“, so
überschrieb die FAZ vom 30.
Januar 2006 einen Bericht über
die Tagung „The Sound of Eu-
rope“, bei dem namhafte Kultur-
experten und Kulturschaffende
beklagten, dass die Kultur in Eu-
ropa immer mehr zu kurz kom-
me. Der griechisch-armenische
Schriftsteller Petros Markaris
wies darauf hin, nur Wissen über
die gemeinsame Kultur sei in der
Lage, den gefährlichen Nationa-
lismus in dem immer größer
werdenden Europa zu bekämp-
fen. Der italienische Literat Tos-
cani forderte, Europa brauche
eine Renaissance der Kultur und
des Wissens, als vorrangig an-
gesehen wird u.a. eine Verviel-
fachung der ERASMUS-Stipen-
dien, damit angehende Akade-
miker die kulturelle Vielfalt Eu-
ropas begreifen und über die
Vielfalt zur Einheit kommen
könnten.

Kultur und Wirtschaft

„Geist und Geld“
Unter der Überschrift „Geist und
Geld“ plädiert die SZ vom 1.
April 2006 für ein enges Zusam-
mengehen von Kultur und Wirt-
schaft; denn nicht nur leben bei-
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de Lebenskreise von der Kreati-
vität, viele Unternehmen pflegen
das „klassische Mäzenatentum“,
engagieren sich aber auch um
des Geschäfts willen (Kultur-
sponsoring): „Wenn Kunst die
Kraft hat, Wirklichkeit zu beein-
flussen, soll sie das gerade auch
dort tun, woher das Geld kommt.
Der ganzheitliche Ansatz ge-
winnt derzeit in Deutschland an
Gewicht … Gerade in orientie-
rungslosen Zeiten wie heute, da
eine große Koalition in Berlin
Tatkraft vorspiegelt, die sie gar
nicht hat, da die öffentlichen
Kassen leer sind, kommt dem
Kunst- und Kulturengagement
von Unternehmen in Deutsch-
land eine wachsende Bedeutung
zu.“

Wertschöpfung durch Kultur
Mit der Überschrift „Kultur als
Wirtschaft“ weist DIE WELT
vom 3. Dezember 2005 darauf
hin, dass mit 35 Milliarden Euro
Wertschöpfung und einem An-
teil von 1,6  Prozent am Brutto-
inlandsprodukt die Kulturwirt-
schaft 2003 zwischen der chemi-
schen Industrie und der Energie-
wirtschaft lag. Diese Zahlen, so
DIE WELT weiter, machten
deutlich, dass „der Kulturwirt-
schaft, zu der das Verlagsge-
werbe, die Filmwirtschaft, priva-
ter Hörfunk und Fernsehen, die
Musikbranche und die darstel-
lenden Künstler zählen, auch in
Deutschland langsam eine Be-
deutung zukommt, die sie in Län-
dern wie Großbritannien längst
hat“.

Für 2003 wurde auf der 2. na-
tionalen Jahrestagung der Kul-
turwirtschaft der Anteil der Kul-
turwirtschaft in Höhe von 1,6
Prozent am Bruttoinlandspro-

dukt (= 35 Milliarden Euro) her-
ausgestellt: im Vergleich: 1,4
Prozent (= 30 Milliarden Euro)
für die Energiebranche. Nach
einer Studie des NRW-Wirt-
schaftsministeriums und des
Regionalverbandes Ruhr arbei-
ten in NRW nur noch 39.000 im
Bergbau, hingegen 42.000 im
Kulturbereich, nicht einge-
schlossen die etwa 10.000 ne-
benberuflichen Kreativen (DIE
WELT vom 29. November
2005).

Museen

Tag des offenen Denkmals
S. die kritische Bewertung in der
FAZ vom 9. September 2006
(„Altern verboten“).

Wiener Tagung
Über eine Wiener Tagung zur
Rettung für kleine Museen be-
richtet die SZ vom 24. Januar
2006: „Zukunft lokaler Kunst-
museen“.

„Deutsch-Russischer
Museumsdialog“
Im November 2005 wurde von
den von Kriegsverlusten betrof-
fenen öffentlichen deutschen
Museen eine Arbeitsgemein-
schaft „Initiative Deutsch-Russi-
scher Museumsdialog“ gegrün-
det, um die „Fachebene stärker
in den Klärungsprozess einzu-
binden“, nachdem die Beute-
kunstverhandlungen vor allem
mit Russland seit Jahren auf der
staatlichen Ebene nicht entschei-
dend vorangekommen sind (s.
ergänzend auch den Bericht in
der FAZ vom 22. November
2005: „Die Geduld der Erben ist
erschöpft“).

Ca. 70 Museen setzen sich für
eine gemeinsame Erschließung
der bisher verschlossenen De-
pots von nach dem Krieg nach
Russland verbrachten Kunstob-
jekten ein; davon soll die „Ei-
gentumsfrage“ getrennt bleiben.
Kulturstaatsminister Neumann
wertete die Initiative als eine
„sinnvolle Ergänzung“ der staat-
lichen Aktivitäten.

Neuer Rekord
Das Bonner Haus der Geschich-
te hat mit 670.000 Besuchern in
der Dauerschau und 360.000
Interessenten für die Wechsel-
ausstellungen 2005 einen neuen
Rekord erzielt. Das Museum
selbst spricht von gut einer Mil-
lion ‚Besuchern’, gegenüber
863.000 im Vorjahr.

Übernommen
Aus den 1990 übernommenen
Denkmallisten der ehemaligen
DDR wurden von 2.000 Ost-
Berliner Denkmälern und Bau-
denkmalen aus der DDR-Zeit
nur 50 Positionen gestrichen.

Kinder
Einen Testbericht über Kinder in
Museen veröffentlichte die
WamS vom 5. März 2006, die
darauf hinweist, dass gerade
kleine Museen sich besonders
gut für jüngere Kinder eignen
würden.

Schlesisches Museum
In Görlitz hat das schlesische
Museum eröffnet, s. den Bericht
in der FAZ vom 13. Mai 2006.
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Musik/Oper

Musikwirtschaft
Die Musikwirtschaft befindet
sich in einem leichten Auf-
schwung. Nach einer Meldung
der SZ vom 26. August 2006 sei
mit einem Umsatzvolumen von
etwa 5 Milliarden Euro 2004 ein
Umsatzplus von 2,4 Prozent, er-
zielt worden, so der Kölner Kul-
turwirtschaftsforscher Michael
Söndermann.

Klassik steigt
Zumal es um die Klassik so
schlimm auch nicht stehen kann,
wenn man sich die Steigerungs-
zahlen beim Klassik Radio an-
sieht: Für den Zeitraum der letz-
ten 12 Monate steigerte sich die
Reichweite des Senders um 29,4
Prozent, der Topwert unter allen
deutschlandweit sendenden Ra-
dios. Die Zahl der Hörer stieg
um 7,7 Prozent auf knapp 1,3
Millionen pro Tag (SZ vom 2.
September 2006). Auch die FAS
vom 10. September 2006 sieht
„Hoffnungszeichen“: „Ist die
Krise der Klassik vorbei?“: „An
Kreativität und ambitionierten
Projekten ist der deutsche Markt
so reich wie kein anderer.“

Opernwelt
DIE WELT vom 24. September
2005 verbindet den von der
Fachzeitschrift „Opernwelt“ ver-
gebenen Titel „Deutschlands
Theaterhauptstadt“ für Hamburg
mit einer allgemeinen Betrach-
tung der Szene: „Kultur in Ham-
burg, das war bislang nicht un-
bedingt ein erfreuliches Thema.
Den Ersten Bürgermeister inter-
essiert es so wenig wie eine
Opernpremiere, die Vorgängerin
der jetzigen Kultursenatorin war

eine Lachnummer. Das Thalia-
Theater und die Staatsoper sind
nicht wegen, sondern trotz der
Hamburger Kulturpolitik über-
regional aufgefallen.“

Sprache*

Im VDS
Als erste Stadt ist Mühlhausen
(Thüringen) in den Verein Deut-
sche Sprache (VDS) eingetreten.
Man wolle ein „pflegliches Sig-
nal beim Umgang mit der Mut-
tersprache setzen“, so OB Hans-
Dieter Dörbaum.

Gleichberechtigung
für Deutsch
Bundestagspräsident Norbert
Lammert hat im Namen aller
Fraktionen in einem Brief an
EU-Kommissionspräsident Bar-
roso angekündigt, der Deutsche
Bundestag werde sich nur noch
mit EU-Texten in deutscher
Übersetzung beschäftigen.

Auch der Deutsche Kulturrat
hat sich im April 2006 für die
Gleichberechtigung der deut-
schen Sprache eingesetzt; im-
merhin sprächen die meisten
EU-Bürger als erste Sprache
Deutsch. Deutsch ist in der EU
die meistgesprochene Fremd-
sprache nach Englisch (DIE
WELT vom 24. September
2005).

Im Grundgesetz
Für den Schutz der deutschen
Sprache durch das Grundgesetz
spricht sich auch Gerhard Hölzle
im „Rheinischen Merkur“ vom
22. Dezember 2005 aus
(„Deutsch ins Grundgesetz!“)
analog zu Österreich, der
Schweiz und in Liechtenstein.

Tanz

Ständige Konferenz
Am 12. März 2006 haben sich
13 Vereine, Verbände und Orga-
nisationen mit insgesamt 2.000
Mitgliedern des professionellen
deutschen Tanzes zu einem bun-
desweiten Netzwerk Ständige
Konferenz Tanz als „Stimme des
Tanzes“ und als Ansprechpartner
für die Politik zusammenge-
schlossen (DIE WELT vom 13.
März 2006; FAZ vom 28. März
2006).

Mehr Förderung
für den Tanz
Auf einem „Tanzkongress“ in
Berlin diskutierten im April
2006 Fachleute das Verhältnis
von Tanz zu Kultur, Gesellschaft
und Wissensvermittlung. Der
Tanzkongress ist Teil der Initia-
tive „Tanzplan Deutschland“,
die von der Kulturstiftung des
Bundes initiiert wurde. Kultur-
staatsminister Neumann freute
sich bei der Eröffnung über die
große Resonanz des Tanzkon-
gresses. Seit den 1920er und
1950er Jahren habe es keinen
vergleichbaren Kongress mehr
gegeben. Ein deutschlandweites
Forum dieser Art mit internatio-
nalem Zuspruch sei deshalb seit
langem überfällig.

Gleichzeitig unterstrich der
Kulturstaatsminister die Bedeu-
tung des Projekts „Tanzplan
Deutschland“. Mit ihm habe die
Kulturstiftung des Bundes einen
gewichtigen kulturpolitischen
Akzent gesetzt.

Dabei gehe es nicht in erster
Linie um die Förderung heraus-
ragender Einzelprojekte, son-
dern um einen nachhaltigen struk-
turellen Impuls für die Tanz-
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szene. „Schon jetzt wird der
‚Tanzplan Deutschland’ unter
den Beteiligten als entscheiden-
der Schritt zur Förderung der
Situation des Tanzes in Deutsch-
land gesehen: er hat bereits für
eine entscheidende Aufbruch-
stimmung gesorgt“, sagte Neu-
mann am 20. April 2006 in Ber-
lin.

Die Initiative „Tanzplan
Deutschland“ hat das Ziel, die
strukturellen Bedingungen für
den Tanz als eigenständige
Kunstsparte zu stärken. Außer-
dem sollen bestehende und sich
entwickelnde Initiativen unter-
stützt werden. Für den „Tanz-
plan Deutschland“ stellt die Kul-
turstiftung des Bundes über die
Dauer von fünf Jahren insgesamt
12,5 Millionen Euro zur Verfü-
gung. Von diesen 12,5 Millionen
Euro, die aus Mitteln der Kultur-
stiftung des Bundes für die Tanz-
förderung im Rahmen des
„Tanzland Deutschland“ für die
nächsten fünf Jahre vorgesehen
sind, sind 6,4 Millionen Euro
verteilt worden (FAZ vom 30.
Januar 2006). Im Zentrum der
Initiative stehen zwei Projekte:
„Tanzplan vor Ort“ und „Tanz-
plan Ausbildungsprojekte“. Mit
„Tanzplan vor Ort“ werden bis
2010 in insgesamt acht Städten
Deutschlands nachhaltige Koope-
rationsprojekte zur Tanzent-
wicklung umgesetzt. Gefördert
werden die Projekte allerdings
nur, wenn Stadt oder Land für
die Hälfte der Kosten aufkom-
men.

Mit „Tanzplan Ausbildungs-
projekte“ unterstützt die Kultur-
stiftung des Bundes in engem
Zusammenhang mit den Städte-
projekten Modelle zur Verbesse-
rung und Aktualisierung der

Ausbildung in den Bereichen
Tanz, Choreografie und Pädago-
gik.

Gefördert werden außerdem
das „Nationale Performance
Netz“, Künstleraufenthalte im
Rahmen der „Tanzplattform
Deutschland sowie zwei Inter-
netportale zum Tanz in Deutsch-
land.

Theater*

Theaterkrise
„Das deutsche Theater ist mal
wieder in der Krise“ titelt die
FAS vom 26. Februar 2006,
nicht nur bezogen auf den Streik
im öffentlichen Dienst, sondern
auch mit Hinweis auf ökonomi-
sche Studien als „traditionelle
Lieblingsgegner des Kulturbe-
triebs“, für die die Subvention
für das deutsche Theaterwesen
eine massive Umverteilung von
untern nach oben darstellen. Es
sei nach wie vor die gehobene
Mittelschicht aus der sich die
Theatergänger rekrutierten –
„aber jede Theaterkarte (wird)
auch von den Steuergeldern je-
ner Leute bezuschusst, die lie-
ber unsubventionierte DVDs
oder Kinotickets kaufen“. Jede
verkaufte Theaterkarte in Bay-
ern werde mit 8 Euro subventio-
niert, in Berlin sind es mehr als
100 Euro.

Und natürlich auch der Hin-
weis auf das Theater als Gegen-
stand der Boulevardpresse (sie-
he v.a. die BILD-Zeitung): „So-
bald also auf irgendeiner Bühne
eine halbe Brustwarze enthüllt,
ein halber Liter roter Farbe ver-
gossen oder Shakespeares Titus
Andronicus aufgeführt wird,
brüllt der Boulevard ‚was für ei-

ne Sauerei und das mit unseren
Steuergeldern’, und zum Beleg
zeigt man dann gern das nackte
Fleisch, das Blut – am besten
über eine ganze Seite. Das ist
natürlich zynisch und ein biss-
chen schmutzig – und trägt wo-
möglich doch zu Wahrheitsfin-
dung bei. In Zeiten, die reicher
als die unsrigen waren, haben
der Theaterbetrieb und unsere
Kulturpolitiker ganz vergessen,
dass jenes Volk das sie bezahlt
eines Tages fragen könnte ‚was
macht ihr da? Und warum?’ Die
Antwort darf ruhig ein bisschen
komplizierter sein.“

Dass die Zahl der Aufführun-
gen von Theatern und Orche-
stern in der Spielzeit 2004/5 um
1,9 Prozent gesunken ist, geht
aus der vom Deutschen Bühnen-
verein veröffentlichen 40. Thea-
terstatistik hervor; die Zahl der
Besucher sank um 2,4 Millionen
auf rund 33,2 Millionen (SZ vom
16. September 2006). Ebenfalls
verringert haben sich die öffent-
lichen Zuschüsse: Die Länder-
Zuweisungen stiegen zwar um
knapp 4 Millionen, die Kommu-
nen-Zuschüsse verringerten sich
aber um 40 Millionen Euro (GA
vom 16. September 2006).

Zirkus

Zirkus als Kulturelement
In einem von dem Europaparla-
ment in Straßburg verabschiede-
ten Bericht wird gefordert, den
Zirkus als Bestandteil europäi-
scher Kultur anzuerkennen und
die Freizügigkeit von Zirkus-
unternehmen in der EU zu er-
leichtern, um nicht bei Auftrit-
ten in verschiedenen EU-Staaten
die jeweils anderen nationalen
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Auflagen erfüllen zu müssen. Strittig war, ob Tiervorführungen als
Teil der europäischen Zirkuskultur bezeichnet werden können (DIE
WELT vom 14. Oktober 2005).

Kulturpolitik in Ländern und Kommunen

Föderalismus
Inwieweit Bundestagsvizepräsi-
dent Wolfgang Thierse und der
Vorsitzende des Kulturausschus-
ses im Bundestag Hans Joachim
Otto (FDP) recht behalten wer-
den, dass mit der Föderalismus-
reform auch das Ende der Kul-
turpolitik des Bundes gekom-
men sei, falls die geplante Än-
derung des Grundgesetzartikels
104b Wirklichkeit werde, wird
man abzuwarten haben (SZ vom
3. Juni 2006).

Baden-Württemberg

Beirat
Die Baden-Württembergische
Landesregierung hat einen
Kunstbeirat mit 15 Experten ge-
gründet. Den Vorsitz hat der In-
tendant vom Deutschlandfunk/
Deutschland Radio Kultur Ernst
Elitz. Der Beirat soll die Landes-
regierung vor allem bei der Auf-
gabe unterstützen, die Kunstför-
derung bei gleichbleibendem
Etat weiter zu entwickeln und
Impulse für neue Fördernotwen-
digkeiten zu geben (DIE WELT
vom 23. März 2006).

Verkauf geplant
Der zunächst geplante Verkauf
von 70 Handschriften der Badi-
schen Landesbibliothek (s. noch
FAZ vom 27. September 2006:
„Beutekunst“) ist nach massiven

auch ausländischen Protesten
gestoppt. Eine neue Lösung mit
dem Haus Baden ist angedacht.*

Bayern

Regensburg als Weltkul-
turerbe?
Die Regensburger Altstadt soll
2006 der UNESCO als neues
Weltkulturerbe vorgeschlagen
werden, wie das bayerische Kul-
tusministerium im November
2005 mitteilte (FAZ vom 23.
November 2005).

Berlin /
“Hauptstadtkultur“

Berliner Opern
Michael Schindhelm, Generaldi-
rektor der Berliner Opernstif-
tung, warnte im Juli 2006 vor
einem finanziellen „Crash“,
wenn die Zuschussabsenkungen
wie 2003 beschlossen bestehen
blieben, nämlich Kürzungen von
112 Millionen Euro 2006 auf 99
Millionen Euro 2009 (s. auch
DIE WELT vom 8. März 2006;
SZ vom 16. September 2006:
„Nimm drei, zahl zwei“). Bis
2009 sollen auch noch die Erlö-
se um 7,2 Millionen Euro stei-
gen, was eine Zunahme der Be-
sucherzahl von derzeit 687.000
auf 900.000 erfordert.

Schindhelm plädierte für eine

Übernahme der Staatsoper durch
den Bund (s. auch SZ vom 7.
April; FAZ vom 19. September
2006), aber das wird es nicht ge-
ben, s. FAZ vom 15. September
2006: „Hungern bis zum Tod“.

Der Bund wird allerdings die
Sanierung der Berliner Staats-
oper Unter den Linden mit 50
Millionen Euro unterstützen.
Voraussetzung dafür ist, dass das
Land Berlin sich in gleicher Hö-
he beteiligt und der private För-
derverein 30 Millionen Euro zur
Verfügung stellt, so Kulturstaats-
minister Bernd Neumann (FAZ
vom 7. Juli 2006).

Der Deutsche Kulturrat hat
„gratuliert“.

Palast der Republik
Im Januar 2006 hat der Bundes-
tag mit 431 Stimmen gegen die
Stimmen der Grünen und der
Linkspartei das Aus für den Ber-
liner Palast der Republik besie-
gelt. Nach dem Parlamentsbe-
schluss soll an dessen Stelle ein
Humboldt-Forum mit den barok-
ken Fassaden des 1950 gespreng-
ten Berliner Stadtschlosses er-
richtet werden (dazu s. den Bei-
trag von Richard Schröder, „Und
jetzt das Berliner Schloß“, DIE
WELT vom 1. November 2005;
oder: „noch lange kein Schloss
in Sicht“, NZZ vom 14. Januar
2006); Kommentar in der SZ
vom 19. Januar 2006 („Das
Luftschloss“); gegen den Abriss
hingegen Niklas Maak:
„Deutschland deine Löcher“ in
der FAS vom 22. Januar 2006.

Hauptstadtkulturfonds
Nach einem Bericht der SZ vom
17. Juni 2006 will die Bundes-
regierung am Hauptstadtkultur-



IM GESPRÄCH Heft 18 - Oktober 2006

42

fonds festhalten, nachdem der
vom Bund jährlich mit 10 Mil-
lionen Euro finanzierte Haupt-
stadtkulturfonds zeitweise in die
Kritik geraten war, etwa im Rah-
men einer Ausstellung über die
terroristische RAF. Die Grünen
im Berliner Abgeordnetenhaus
bezeichneten die Entscheidung
Neumanns als einen „Segen für
die freie Szene in Berlin“.

Brandenburg

Vertrag gekündigt
Der OB von Neubrandenburg
hat den Vertrag der Stadt mit dem
Literaturzentrum zum 31. De-
zember 2007 gekündigt. Das
Literaturzentrum verwaltet unter
anderem den Nachlass von Hans
Fallada und Brigitte Reimann
und wird durch einen Verein be-
trieben. Neubrandenburg zahlt
dafür in 2006 137.000 Euro an
das Zentrum. Das 1971 gegrün-
dete Literaturzentrum war 2005
in die Schlagzeilen geraten,
nachdem eine Studie die Ver-
strickung mit der Staatssicher-
heit nachgewiesen hatte (FAZ
vom 3. Juli 2006).

Bremen

Theaterkrise
Zum 16. November 2005 berich-
tet DIE WELT, dass die Finan-
zierungskrise um das Bremer
Theater durch einen Kompro-
miss zwischen der Landesregie-
rung und dem Intendanten Klaus
Pierwosz gelöst sei. Das Thea-
ter erhält vom Senat einen Kre-
dit von 4 Millionen Euro, der in
den kommenden zwei Jahren
samt Zinsen vom Theater zu-

rückgezahlt werden soll (s. auch
SZ vom 17. Oktober 2005; FAZ
vom 16. November 2005).

Hamburg

Experten
Ehrenamtliche Experten aus der
Wirtschaft stehen projektbezo-
gen und zeitlich begrenzt als
„KulturPaten“ den Hamburger
Kultureinrichtungen beratend
zur Seite: Ziel: Förderung des
Wissensaustausches zwischen
Wirtschaft und Kultur.

Hessen

Kulturregion Frankfurt
Rhein-Main
Im Dezember 2005 haben 20
Kommunen von Aschaffenburg
bis Frankfurt (allerdings ohne
Darmstadt und Wiesbaden) die
„Kulturregion Frankfurt Rhein/
Main“ mit dem Ziel gegründet,
gemeinsam überregionale und
international bedeutsame Kul-
turprojekte zu organisieren. Die
Hessische Landesregierung, die
den Rhein-Main-Kommunen
mit der Gründung eines Pflicht-
verbandes gedroht hatte, wenn
sie sich nicht auf die gemeinsa-
me Finanzierung wichtiger, v.a.
aber in Frankfurt befindlicher
Kultureinrichtungen einigen
könnten, bemängelte, die Initia-
tive werde den kulturpolitischen
Vorgaben des Ballungsraum-
gesetzes mit 10 Cent pro Ein-
wohner Einlage nicht gerecht.

Zum hessischen Kulturraum-
gesetz siehe auch die Beiträge in:
Kultur.Politik. Diskurs-Heft 7/
2005, hg. vom Institut für Kul-
turpolitik der Universität Hildes-

heim 7/2005 S. 7ff.; „Kulturpo-
litische Mitteilungen“ 3/2005 (S.
11 ff.).

Nordrhein-Westfalen

Sehenswerte Kirchen
NRW-Bauminister Oliver Wittke
hat im Februar 2006 angekün-
digt, sich für den Erhalt von Kir-
chen einzusetzen: „Von entschei-
dender Bedeutung wird sein, die
Wartung und Pflege der aus
denkmalpflegerischen und ande-
ren Gründen erhaltenswerten
Kirchen tragfähig zu gestalten.“
Allerdings unterstrich Wittke
auch, „dass nicht alles, was der
Sache nach wünschbar ist, finan-
ziert werden kann, insbesonde-
re nicht vom Land“.

Marketing verbessern
NRW-Wirtschaftsministerin
Christa Thoben hat gemeinsam
mit dem Vorsitzenden der
Intendantengruppe NRW, Jens
Pesel, am 3. Februar 2006 das
Projekt „Treffpunkt Theater-
marketing“ vorgestellt, das
Theatern helfen soll, ihre Mar-
ketingmethoden zu verbessern.
„Auch Theater müssen moder-
ne Marketingmethoden nutzen“
so die Ministerin. (WamS vom
5. Februar 2006).

Kultur und Schule
Zum Projekt NRW „Kultur und
Schule“ siehe den Bericht im
„General-Anzeiger“ vom 20.
April 2006.

Köln: Hochhauspläne
gestoppt
Der Kölner Stadtrat hat am 16.
Dezember 2005 die umstrittenen
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Hochhauspläne gestoppt und
damit den Weltkulturerbestatus
des Kölner Doms erhalten (SZ
vom 26. November 2005).

Rheinland-Pfalz

Chaos
Unter der Unterschrift „Mit dem
Rücken zur Wand. In der
rheinland-pfälzischen Denkmal-
Pflege herrscht Chaos.“, berich-
tet die FAZ vom 3. Mai 2006
über die aktuellen Zustände im
Mainzer Landesamt für Denk-
malspflege.

Positive Bilanz?
Kulturminister Zöllner hat eine
positive Bilanz der Orchester-
strukturreform (Einsparungen
1,9 Millionen ab 2006; festge-
legtes Personalkostenbudget) in
Rheinland-Pfalz gezogen. Die
Zukunft der drei Landesor-
chester in Ludwigshafen, Ko-
blenz und Mainz sei gesichert.
Der Stv. Vorsitzende der CDU-
Fraktion hält dagegen (19. Juli
2006): „Wer eine ehrliche Be-
standsaufnahme erwartet hatte,
sieht sich enttäuscht“, so Dr. Jo-
sef Rosenbauer, zur Bilanzpres-
sekonferenz des Kulturmini-
sters. Zöllner habe vor der Pres-
se ein vollkommen undifferen-
ziertes Bild der Abläufe gezeich-
net und gehe über nach wie vor
bestehende substantielle Kritik
in einer Weise hinweg, die nur
Kopfschütteln hervorrufen kön-
ne; der Minister habe erst nach
massivem Widerstand der Or-
chester in Koblenz, Ludwigsha-
fen und Mainz, der Öffentlich-
keit und der CDU-Landtagsfrak-
tion gegen seine Pläne überhaupt
sich bereit gefunden, Gespräche

zu führen: „Der Minister hat ver-
sucht, den Orchestern eine hin-
ter verschlossenen Türen erar-
beitete Struktur aufzuzwingen
und ist damit gescheitert. Nicht
er hat dann ‚ergebnisoffene Ge-
spräche’ angeboten. Vielmehr
wurde er durch massivsten Pro-
test an den Verhandlungstisch
gezwungen.“ Bedauerlich sei, so
Rosenbauer weiter, dass Mini-
ster Zöllner kritische Stimmen
vollkommen ausblende. So wer-
de aus den Orchestern selbst her-
aus von maßgeblicher Seite ge-
äußert, dass die Strukturverän-
derungen eine Qualitätseinbuße
nach sich ziehen. Zudem seien
nachteilige Auswirkungen auf
das spielbare Repertoire zu ver-
zeichnen, die auch durch die sog.
innere Kooperation nicht ausge-
glichen werden können: „Wenn
sich zudem ein so angesehener
Pianist und Dirigent wie Tamas
Vasary nach einem Gastspiel bei
der Staatsphilharmonie in Lud-
wigshafen schriftlich an den zu-
ständigen Minister wendet und
sich über die angebotene Or-
chesterbesetzung beklagt, dann
gehört auch das in eine ehrliche
Bilanz.“ Tamas Vasary hatte u.a.
an Minister Zöllner geschrieben:

 „ ... Ich war allerdings erstaunt
und auch enttäuscht, dass die mir
angebotene Orchesterbesetzung,
konkret: die Größe des Streich-
apparates, nicht dem üblichen
Standard derjenigen Orchester
entspricht, die in punkto Lei-
stungsstand wie auch Repertoire
der Staatsphilharmonie ver-
gleichbar sind ... Dies hat fatale
Konsequenzen. Für den norma-
len Konzertbesucher entsteht ein
unbefriedigendes Klangerlebnis,
weil dieses Repertoire nicht mit

der gewohnten und notwendigen
Streicherstärke dargeboten wird.
Obwohl von einem ausgezeich-
neten Orchester gespielt, entsteht
so der Eindruck eines qualitati-
ven Mangels. In Wahrheit han-
delt es sich aber um einen Man-
gel an Quantität ...“

Sachsen

Kampf um die
Waldschlösschenbrücke
Nachdem das Regierungspräsi-
dium einen sofortigen Baube-
ginn verlangt hatte, darf nach
einem Spruch des Dresdener
Verwaltungsgerichts mit dem
Brückenbau doch nicht sofort
begonnen werden. Dabei beton-
ten die Richter, das UNESCO-
Votum sei sehr wohl verbindlich
für die Stadt, denn auch der Frei-
staat Sachsen sei gehalten völ-
kerrechtlich Verpflichtungen des
Bundes nicht zu verletzen; jetzt
will sich der Bundestag vermit-
telnd einschalten (DIE WELT
vom 22. September 2006; SZ
vom 1. September 2006; FAZ
vom 10./18. August 2006: „Auf
der roten Liste“); vor dem Brük-
kenbau hatte auch die Sächsi-
sche Akademie der Künste ge-
warnt (FAZ vom 27. Juni 2006).

Im Februar 2005 hatten die
Dresdener über den Brückenbau
abgestimmt. Etwa 68 Prozent
davon stimmten für die Elbque-
rung. Allerdings war das Thema
Weltkulturerbe damals kein The-
ma. Gegen den Beschluss des
Dresdner Stadtrates, die Bauver-
gaben für die umstrittene Wald-
schlösschenbrücke zu vertagen
und damit der Drohung der
UNESCO zu begegnen, im Fal-
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le des Baus den Titel „Welterbe“
für das Elbtal zu entziehen, hat-
te die Stadtverwaltung Wider-
spruch eingelegt.

Ob es wirklich gelingt die
Brückenfrage den Bürgern aber-
mals zur Abstimmung vorzule-
gen und dann ein neues Votum
zu erreichen, steht dahin (siehe
auch die Beiträge in der FAZ
vom 13. Juli 2006: „Ihr Väter der
Stadt, schaut auf dieses Tal“; SZ
vom 20. Juli 2006: „Ein weltbe-
rühmter Strebergarten“; FAZ
vom 24. August 2006: „Über ei-
nem bodenlosen Abgrund“).

Thüringen

Weimar: Investitions-
programm
Die Stiftung Weimarer Klassik
will bis 2010 ein Investitionspro-
gramm von 28 Millionen Euro
auflegen, u.a. durch Trennung
von Immobilien; der Investi-
tionsbedarf in den kommenden
Jahren wird auf insgesamt 60
Millionen Euro veranschlagt;
der Vertreter des Bundes im Stif-
tungsrat Hermann Schäfer kün-
digte eine baldige neue Finanzie-
rungsvereinbarung an.

Weimarer Klassik:
Bundesförderung
Die Kulturstiftung des Bundes
fördert das Kunstfest Weimar
von 2007 an mit jährlich bis zu
einer halben Millionen Euro.

Kulturfonds
Durch die Auflösung der ost-
deutschen Stiftung Kulturfonds
erhält die Thüringer Kultur-
stiftung 7,75 Millionen Euro.
Damit ist es nach Aussage von
Ministerpräsident Dieter Althaus

möglich, das Stammkapital be-
reitzustellen und die Stiftung
dauerhaft zu sichern (DIE WELT
vom 8. März 2006).

Finanzierung/
Sponsoring

VW
Der VW-Konzern bleibt für wei-
tere drei Jahre Sponsorpartner
der Internationalen Filmfestspie-
le Berlin (seit 2003).

Verkauf
Auf scharfe öffentliche Kritik ist
das Vorhaben der Stadt Krefeld
gestoßen, zur Sanierung des
maroden Museumsgebäudes –
u.a. undichtes Dach – das Mo-
net-Gemälde „Parlamentsgebäu-
de in London“ (1904) zu verkau-
fen; das Bild könnte 20 Millio-
nen Euro einbringen. Damit wer-
de „die Büchse der Pandora ge-
öffnet“, kritisiert der Deutsche
Kulturrat.

Derzeit bemüht sich die Stadt
beim NRW-Innenministerium
um eine Ausnahmegenehmi-
gung, um die Einkünfte komplett
für die Sanierung einsetzen zu
können (FAZ vom 20. Septem-
ber 2006).

Rückgabe
Ebenfalls Kritik hat die Rückga-
be des Kirchner-Gemäldes „Ber-
liner Straßenszene“ an die Erben
des jüdischen Unternehmers Al-
fred Hess ausgelöst, dazu s. al-
lerdings die SZ vom 15. Septem-
ber 2006: „Hand drauf. Die De-
batte wird anrüchig“.

Umsatzeinbruch
Der Umsatz mit CDs, Platten,
Kassetten und Musik-DVDs ist
2005 in Deutschland abermals
um 1,75 Milliarden Euro ge-
schrumpft; 2000 waren es noch
2,5 Milliarden Euro. Gewachsen
sind die Zahl der legalen Down-
loads und das Geschäft mit Han-
dy-Klingeltönen (WamS vom
17. September 2006).

„Kultur managen“
Die SZ vom 11. August 2006
berichtet über eine Studie: „Die
Kunst, Kultur zu managen“ des
Beratungsunternehmens AT
Kearney, die nicht ganz so er-
folgreichen Kultureinrichtungen
wie z.B. das MoMa oder das
Metropolitan Museum rät, ihre
Einnahmen künftig auf drei Säu-
len aufzubauen, zu 50 bis 60 Pro-
zent aus dem unmittelbaren Ge-
schäft mit Besuchern, 20 bis 30
Prozent über Sponsoren und et-
wa 20 Prozent, für die der Staat
einspringen müsste. Das Pro-
blem liegt der Studie zufolge in
der mangelhaften Selbstdarstel-
lung vieler Einrichtungen; vor
allem in Deutschland und Öster-
reich wird der Erfolg der Kunst
sich selbst überlassen und nicht
ausreichend vermarktet.

Haushalt gestiegen
Der Haushalt von Kulturstaats-
minister Neumann steigt 2006
um 2,1 Prozent auf 1,067 Milli-
arden Euro. Bei der Einbringung
des Haushaltsgesetzes 2007 in
den Deutschen Bundestag be-
tonte Neumann, dass die Bun-
desregierung der besonderen
Stellung der Kultur in unserer
Gesellschaft auch mit dem näch-
sten Kulturetat in hohem Maße
gerecht werde. Dabei gelte vor-
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rangig, dass Kulturförderung
keine Subvention sei, sondern
eine Investition in die Zukunft.
Dies sei im Koalitionsvertrag
vereinbart worden und so wer-
de auch gehandelt.

Der Entwurf sieht einen Ge-
samtumfang für BKM im näch-
sten Jahr von rund 1,108 Milliar-
den Euro vor. Mit dem Haus-
haltsentwurf 2007 und dem Fi-
nanzplan bis 2010 setzt die Bun-
desregierung ihren Haushalts-
konsolidierungskurs fort. Gleich-
wohl konnte der Kulturhaushalt
um 3,4 Prozent gesteigert wer-
den.

Spende
Die Chemnitzer Kunstsammlun-
gen haben 2005 von einem Un-
bekannten eine Spende von 1,16
Millionen Euro erhalten mit der
Auflage, moderne Kunstwerke
aufzukaufen (FR vom 5. No-
vember 2005).

Filmförderung drastisch
erhöht
Derzeit gibt der Bund jährlich
30,5 Millionen Euro für Filmför-
derung aus, nach einem Be-
schluss des Bundeskabinetts
vom 5. Juli 2006 sollen von 2007
an in Deutschland hergestellte
Kinofilme mit jährlich zusätzli-
chen 60 Millionen bis zum Ende
der Legislaturperiode gefördert
werden; Kulturstaatsminister
Neumann bewertete dies als ei-
nen „Durchbruch für die Film-
wirtschaft“ in Deutschland.

Zu den 60 Millionen Euro im
Jahr für die Filmförderung des
Bundes äußert sich die SZ vom
11. Juli 2006: „Es war ein star-
kes Stück, ein großer Coup, den
der Kulturstaatsminister Bernd
Neumann vorige Woche ge-

schafft hat. 60 Millionen Euro im
Jahr hat er dem Finanzminister
abgerungen für die neue Film-
förderung des Bundes – so war
es versprochen, so steht es im
Koalitionspapier. Schon das ist
durchaus sympathisch heutzuta-
ge im schrill gewordenen Partei-
engezeter, im hektischen Hin
und Her um Positionen und Zu-
sagen und Zugeständnisse – das
ist ein Punkt, dass dieses Papier
so schnörkellos und effizient
verwirklicht werden konnte ...

Es ist vielleicht kein wirklich
dynamisches Modell das hier
präsentiert wurde, keins das fu-
rios vorprescht, sondern eins,
das aufholt. Das Anreiz bieten
soll und Standortnachteile und
Positionshandycaps ausgleichen
die seit Jahren die Produktion
hierzulande bremsen.“ Siehe
auch das Interview mit Kultur-
staatsminister Bernd Neumann
in der SZ vom 11. März 2006.
Neumann sieht allerdings keine
Möglichkeit, Fernsehfilme ähn-
lich zu fördern, s. auch das In-
terview mit der SZ vom 7. Sep-
tember 2006: Es geht „mir dar-
um, den kinoorientierten Film zu
fördern“.

Für nationale Regelungen
Kulturstaatsminister Neumann
und der französische Kulturmi-
nister Renau Donnedieu de
Vabres wollen sich gemeinsam
dafür einsetzen, dass nationale
Regelungen für die Filmförde-
rung auch EU-rechtlich weiter
möglich sind.

Mehrwertsteuer bleibt
Nach einem Beschluss des Bun-
deskabinetts vom 11. Januar
2006 bleibt der ermäßigte Mehr-
wertsteuersatz von 7 Prozent für

Kulturgüter auch nach 2007 er-
halten.

Stiftung Kulturfonds
aufgelöst
Im März 2006 wurde die Stif-
tung Kulturförderung zur Förde-
rung zeitgenössischer Künste in
den neuen Ländern endgültig
aufgelöst. Das Stiftungsvermö-
gen von 33,4 Millionen Euro
wird auf die fünf neuen Länder
und auf Berlin verteilt. Zuletzt
waren Sachsen, Thüringen und
Sachsen-Anhalt ausgeschieden
(DIE WELT vom 6. März 2006).

NRW hält Versprechen
In einer Mitteilung der FAZ vom
19. Mai 2006 hat die schwarz-
gelbe Landesregierung in NRW
ihrem Versprechen, den Kultur-
etat innerhalb einer Legislatur-
periode zu verdoppeln, Rech-
nung getragen. Die Mittel von
bisher 70,6 Millionen Euro wur-
den auf 84,1 Millionen Euro an-
gehoben und damit um fast 20
Prozent. Im wesentlichen wer-
den damit Kürzungen, welche
die rot-grüne Vorgängerregie-
rung 2004 verfügt hatte, zurück-
genommen. Schwerpunkte lie-
gen bei der Substanzerhaltung
von Archivgütern und dem Pro-
jekt „Schule und Kultur“, das im
Herbst anlaufen soll. Um fast 2,5
Millionen auf 9,6 Millionen Eu-
ro gekürzt werden hingegen die
Mittel für die Filmstiftung NRW,
die allerdings bei den Medien re-
sortiert. Die Kulturförderung
macht bei einem Haushaltsum-
fang von 48,5 Milliarden Euro
weniger als 0,2 Prozent aus.

Denkmalpflege gekürzt
Nach einem Bericht der FAZ
vom 14. Januar 2006 will Bay-
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ern die Denkmalpflege kürzen.
Aus Haushaltsmitteln bezieht
das Landesamt für Denkmalpfle-
ge bislang 8,5 Millionen Euro.
Um mehr als 3 Millionen sollte
diese Summe sinken. Von den
verbleibenden 5,5 Millionen
Euro sind aber mehr als 4,5 Mil-
lionen fördergebunden verplant.
Da bleibe für 2006 ein operati-
ver Etat von unter 1 Millionen
Euro.

Der Entschädigungsfonds,
dessen 23 Millionen Etat sich
Kommunen und Land teilen, so-
wie die Mittel aus der Landes-
stiftung sind Kommunen mit
sehr bedeutenden Förderprojek-
ten vorbehalten, für private An-
tragsteller taugen sie nicht, die
aber in Bayern in der Mehrheit
seien.

Urheberrecht I:
Massive Kritik
Massive Kritik übt der Börsen-
verein des Deutschen Buchhan-
dels an der Verlängerung der ge-
setzlichen Erlaubnis für Bil-
dungs- und Forschungseinrich-
tungen, urheberrechtlich ge-
schützte Werke ohne Zustim-
mung der Rechteinhaber in ih-
ren Netzwerken zu verwenden.
„Die Art und Weise, in der Re-
gierungsfraktionen, Grüne und
Linkspartei den umstrittenen
§ 52a wie in einer Geheimakti-
on verlängert haben, spricht für
sich“, sagte der Vorsteher des
Börsenvereins des Deutschen
Buchhandels, Dr. Gottfried Hon-
nefelder.

Die Vorschrift des § 52a UrhG
ist vom Bundestag im Früh-
sommer 2003 beschlossen wor-
den. Aufgrund heftiger Proteste
von Urhebern und Verlagen war
ihre Geltung zunächst bis zum

31.12.2006 befristet worden. Vor
Ablauf der Gültigkeitsdauer
sollte eine Evaluation der Aus-
wirkungen der Vorschrift erfol-
gen. Diese Evaluation ist aller-
dings aus Sicht des Börsenver-
eins unzureichend, da sie bis
heute nicht erfasst, wie viele und
welche Werke in das Intranet
von Schulen, Hochschulen und
sonstigen Bildungs- und For-
schungseinrichtungen eingestellt
werden. Trotz einer gesetzlich
verankerten Pflicht zur Zahlung
einer „angemessenen Vergü-
tung“ für Nutzungen unter
§ 52a UrhG ist bislang über die
Verwertungsgesellschaften kein
Cent an die Urheber, Verlage und
Produzenten geflossen.

Die Kultusministerkonferenz
hat gegenüber den Verwertungs-
gesellschaften deutlich gemacht,
dass sie für die Vergangenheit
maximal zu einer Pauschalzah-
lung von 200.000 Euro pro Jahr
für die Netzwerknutzungen in
sämtlichen Schulen und Bil-
dungseinrichtungen außerhalb
des Universitätsbereichs bereit
sei. Für Hochschulen und For-
schungseinrichtungen gibt es
bislang kein Angebot. Damit ist
es den Verwertungsgesellschaf-
ten unmöglich, diejenigen Be-
rechtigten zu honorieren, deren
Werke in den Netzwerken tat-
sächlich genutzt werden.

Urheberrecht II
DIE WELT vom 25. November
2005 macht darauf aufmerksam,
dass die „angemessene und red-
liche“ Honorierung von Autoren
genau da angekommen sei, was
zuvor bereits von allen wichti-
gen Verlagen bezahlt wurde. Nur
mit den Übersetzern ist eine Ei-

nigung bisher nicht möglich ge-
wesen. Die Unklarheiten des seit
2002 geltenden Urheberrechts
haben 2005 zu ersten Prozessen
zwischen Verlagen und Überset-
zern geführt. Erstinstanzlich ha-
ben die Gerichte derzeitige Sei-
tenpreise zwischen 17 und 20
Euro für angemessen erklärt; die
Übersetzer wollen aber ab dem
ersten Exemplar eine Honorar-
beteiligung von 3 Prozent statt
wie bisher einem 1 Prozent, je-
weils ab zu verhandelnder Auf-
lagenhöhe, und einen bis zum
Zwölffachen gesteigerten Anteil
an den Verkaufserlösen; die Ge-
richte haben bislang immerhin
bis zu 2 Prozent und ein Viertel
der Nebenrechtserlöse zugestan-
den; s. den Bericht in der FAZ
vom 11. Januar 2006:

„Eine Machtprobe steht bevor:
die Frage nach ‚Redlichkeit’ und
‚Angemessenheit’ wird bis vor
den Bundesgerichtshof kommen
– und diese Lösung scheint we-
nig sinnvoll.“

Nach Schätzungen des Bör-
senvereins könnte sich die Zahl
von pro Jahr 9.000 übersetzten
fremdsprachlichen Titeln in etwa
halbieren (SZ vom 23. Novem-
ber 2005). Das gehe vor allem
zu Lasten bislang unbekannter
Autoren; s. auch den Bericht in
der NZZ vom 28. Januar 2006.

Urheberrecht III
DIE WELT vom 29. März 2006
kommt zu dem Ergebnis, dass
das Urheberrecht im Inhalt die
Industrie stärke, aber das Un-
rechtsbewusstsein der Kopierer
keineswegs schärfe, auch wenn
die Bagatellklausel für Raub-
kopierer im so genannten „zwei-
ten Korb“ der Urheberrechts-
novelle per Kabinettsbeschluss
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gestrichen wurde. Privatkopien
sind weiterhin zulässig aber
nicht bei Kopierschutz oder ille-
gal hergestellter Kopiervorlage.
Damit ist die Privatkopieklausel
praktisch verschwunden. Denn
die Produzenten dürfen beinah
beliebig Kopierschutz und Rech-
te im Managementsystem einset-
zen und damit eine Privatkopie
verhindern. Der Wegfall der Ba-
gatellklausel bedeutet: Wer eine
Musik-Datei o.ä. bei der Tausch-
börse herunterlädt, kann theore-
tisch mit bis zu 3 Jahren Gefäng-
nis bestraft werden, also ähnlich
wie ein Vergewaltiger oder ein
Einbrecher (Konkret 5/06).

Mehrausgaben für Kultur
Die ostdeutschen Länder haben
2004 mehr für Kultur ausgege-
ben als die westdeutschen Flä-
chenländer. An der Spitze liegt
Sachsen mit 156,30 Euro pro
Einwohner (1002: 167,20 Euro).
Ebenfalls ganz vorne liegen in
2004 Thüringen (106) und Sach-
sen-Anhalt (104). In West-
deutschland führt Baden-Würt-
temberg mit knapp 96 Euro pro
Einwohner. Am Schluss liegen
Niedersachsen mit 55 Euro,
Rheinland-Pfalz mit 52 Euro und
Schleswig Holstein mit über 51
Euro pro Einwohner. Insgesamt
haben die Bundesländer von
2001 bis 2004 6,8 Prozent im
Kulturbereich eingespart. Der
Bund sparte im gleichen Zeit-
raum 3,7 Prozent ein (DIE
WELT vom 31. März 2006).

Subjektförderung
Rolf Kroker, Geschäftsführer
des Instituts der deutschen Wirt-
schaft (IW) in Köln, hat gefor-
dert, an die Stelle einer Objekt-
förderung, in der das Geld in ein-

zelne Theater gegeben wird, zu
einer Subjektförderung zu kom-
men für die Menschen die be-
dürftig sind. Zwei Milliarden
Euro aus öffentlichen Kassen,
die jährlich in die Theater flie-
ßen, sind nach Krokers Ansicht
„eine Umverteilung von unten
nach oben“. Der Kostendek-
kungsgrad sei mit 16 Prozent
sehr niedrig, nutzen würden das
Angebot die „eher Besserverdie-
nenden“; „Bedürftigkeit“ werde
nicht erfasst (DIE WELT vom 5.
Dezember 2005; FAS vom 4.
Dezember 2005).

Der Präsident des Deutschen
Bühnenvereins, Klaus Zehelein,
hat solche Forderungen zurück-
gewiesen: „Kostendeckend kann
Kunst nie sein.“ (DIE WELT vom
8. Dezember 2005). Unter der
Überschrift „Kultur – Deutsch-
lands teures Hobby“ berichtet
auch die FAS vom 11. Dezem-
ber 2005 über die 2 Milliarden
Euro, mit denen die deutschen
Bühnen im Jahr gefördert wer-
den. Gerade mal 16,3 Prozent
ihrer Ausgaben spielen die deut-
schen Theater im Durchschnitt
selbst ein. Renommierte Häuser
liegen bei bis zu 30 Prozent, der
Rest muss über die Länder- und
Gemeindehaushalte finanziert
werden. An der Spitze der Zu-
schüsse liegt mit 124,36 Euro je
Besucher Thüringen, am Ende
steht Niedersachsen mit 82,53
Euro pro Besucher.

Weitergefördert
Die Ministerpräsidentenkonfe-
renz beschloss im Oktober 2005,
die Stiftung Kuratorium junger
deutscher Film weiterhin zu för-
dern. Das Kuratorium muss al-
lerdings seinen Etat in den kom-
menden drei Jahren jeweils um

5 Prozent kürzen (SZ vom 22.
Oktober 2005).

Preise an Unternehmen
Auf der Basis einer von der SZ
und dem Handelsblatt gemein-
sam durchgeführten Umfrage
bei deutschen Unternehmen und
in Kooperation mit dem Kultur-
kreis der deutschen Wirtschaft
wurden am 1. Juni 2006 Preise
an deutsche Unternehmen ver-
teilt, die sich besonders für die
Kulturförderung einsetzen. So
die Allianz-Kulturstiftung, die
Deutsche Bank, BASF, das
Bankhaus Metzler, HCI Capital
und Grenkeleasing (SZ vom 2.
Juni 2006).

Gemeinnützigkeit I:
Steinbrück schlägt zu
Das Bundesministerium der Fi-
nanzen hat in einem Rundschrei-
ben vom 19. Januar 2006 an die
Obersten Finanzbehörden der
Länder zur Steuerlichen Berück-
sichtigung von Spenden und
Mitgliedsbeiträgen in Kulturför-
dervereinen erlassen, dass Mit-
glieder von Kulturförderverei-
nen ihren Mitgliedsbeitrag nicht
mehr steuerlich absetzen kön-
nen, sofern sie eine so genannte
geldwerte Gegenleistung erhal-
ten. Unter dieser geldwerten Ge-
genleistung ist z.B. der freie Ein-
tritt in ein Museum oder aber der
Erlass der Jahresgebühr von Bi-
bliotheken zu verstehen. Diese
Vorteile sind bei Fördervereinen
allgemein üblich und stellen eine
Anerkennung des geleisteten
Engagements dar. Regelmäßig
ist die Leistung von Förderver-
einsmitgliedern wesentlich hö-
her als die gewährte Anerken-
nung. Der Deutsche Kulturrat
hat dagegen protestiert.
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Gemeinnützigkeit II:
Steinbrück schlägt
nochmal zu
 Politiker aller Parteien haben
sich gegen möglich Einschnitte
bei der steuerlichen Förderung
der Gemeinnützigkeit ausge-
sprochen. Der wissenschaftliche
Beirat des Finanzministeriums
hatte sich 8. August 2006 in ei-
nem Gutachten zum Gemein-
nützigkeitsrecht dafür ausge-
sprochen, Steuervergünstigun-
gen für gemeinnützige Zwecke
erheblich einzuschränken. Nach
den Vorstellungen des Wissen-
schaftlichen Beirats sollten die
steuerbegünstigten Zwecke u.a.
auf folgende Bereiche reduziert
werden:

die Wissenschaft,

die Pflege des kulturellen Erbe
unter der Voraussetzung, dass
die Kosten durch eigene Einnah-
men wie Eintrittsgelder nicht
nachhaltig gedeckt werden kön-
nen,

die Mildtätigkeit in einem eng
verstandenen Sinne,

die Förderung von Bildung
und Erziehung, soweit sie den
Staat von Aufgaben entlastet, die
er sonst selbst wahrnehmen
müsste. Die Entlastungen koste-
ten derzeit den Staat jährlich
mehr als 10 Milliarden Euro.
Steinbrück versicherte, die Re-
gierung wolle hier keinen einzi-
gen Euro Mehreinnahmen erzie-
len, der Beirat habe ein unabhän-
giges Gutachten vorgelegt, des-
sen Schlussfolgerungen er „nicht
alle teile“, so Steinbrück (SZ
vom 11. August 2006). „Lasst
die Vereine in Ruhe!“ fordert da

auch zu recht die BILD vom 9.
August 2006: „Sparen ja – aber
bitte nicht an der falschen Stel-
le! Wer Vereinen und Stiftungen
die finanzielle Basis entzieht,
trifft unsere Bürgergesellschaft
ins Mark.“; vom 25. September
2006: „Unsere Vereine stehen
für Bürgersinn, Heimat, Mitein-
ander … Deshalb darf man den
Vereinen die finanzielle Basis
nicht entziehen.“

Auch Ministerpräsident Stoi-
ber hat das Vorhaben als „welt-
fremd“ bezeichnet (BILD ebd.).

Stiftungen auf Rekordhoch
Die Zahl der neu errichteten Stif-
tungen ist deutschlandweit auf
ein Rekordhoch gestiegen: 880
selbstständige Einrichtungen
wurden 2005 gegründet, eine
Steigerung von 3,3  Prozent ge-
genüber 2004. Derzeit gibt es
13.490 rechtsfähige Stiftungen
bürgerlichen Rechts. Allerdings
besteht im Westen ein deutliche-
rer Anstieg um 4  Prozent, im
Osten hingegen sank die Quote
um etwa 10  Prozent. Dort wur-
den 2005 nur 58 neue selbst-
ständige Stiftungen ins Leben
gerufen. Leider geht aus dem
Bericht nicht hervor, wie es um
die kulturellen Stiftungen steht.

Einen Blick auf die Lage der
Stiftungen in Deutschland wirft
auch die FAZ vom 30. Juni 2006.
Immerhin habe die die Bundes-
regierung mit der Reform des
Stiftungsrechts 2000 dem Stif-
tungsgedanken zu einer Renais-
sance verholfen. Seither wurden
4.000 Stiftungen neu gegründet.
Derzeit behinderten allerdings
eine überbordende Bürokratie
und das Steuerrecht die Grün-
dung weiterer Stiftungen. Der

Bundesverband der deutschen
Stiftungen hat jüngst Vorschlä-
ge zur Reform der immer noch
benachteiligenden Steuerregeln
vorgelegt; es sollen bis zu einem
Betrag von 1 Million Euro an
alte wie neue Stiftungen steuer-
lich geltend gemacht werden
können. Der Bundesverband
schlägt zudem vor, dass künftig
Spenden bis zu 20 Prozent des
Einkommens steuerlich abzugs-
fähig sein sollten.

Die Politik will 2008 das neue
Stiftungssteuerrecht in Kraft set-
zen. Bemerkenswert noch, dass
nur 6 Prozent der Stiftungen bür-
gerlichen Rechts sich in Ost-
deutschland befinden.

Soziale Zwecke vorn
Bei den Stiftungen liegen deut-
lich soziale Zwecke vorne.
Zweithäufigster Stiftungszweck
ist Bildung und Erziehung, dicht
gefolgt von den Bereichen Kunst
und Kultur sowie Wissenschaft
und Forschung. Für Kunst und
Kultur sind 14,1 Prozent zu ver-
anschlagen, gegenüber 32,7 Pro-
zent für soziale Zwecke und 14,9
Prozent für Bildung und Erzie-
hung (WamS vom 27. August
2006).

„Wie man sich Freunde
schafft“
Unter der Überschrift „Freunde
mit Geld gesucht“ berichtet die
FAZ vom 28. Januar 2006 über
das Symposion „Wie man sich
Freunde schafft“ in Berlin, bei
dem es um die Frage von Freun-
deskreisen für Theater oder Mu-
seen ging.

Die FAZ kommt zum Ergeb-
nis, es hapere am Einfachsten.
Das Problem sei die Öffentlich-
keitsscheu der meist als einge-
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tragene Vereine agierenden
Kreise. Auch der Nachwuchs ist
ein Problem. Die meisten Förde-
rer stehen in ihrer Laufbahn oder
an deren Ende. Einig waren sich
die Teilnehmer, dass der Auf-
wand, einen Förderverein zu
führen, durch Vorgaben des Ge-
setzgebers unnötig erschwert
werde. So sei die Unterschei-
dung zwischen Förderung und
Sponsoring einer der kniffligsten
Fragen, die es zu klären gelte.

In den Vereinigten Staaten
kennt man Fördervereine dage-
gen nicht. Dort wenden sich die
Geldgeber direkt an die Kultur-
einrichtung. Allerdings wurde
von einem englischen Referen-
ten auch der Rat erteilt, nicht al-
les Staatliche zu verdammen:
„Seid stolz auf die öffentliche
Finanzierung. Das ist euer Mo-
dell. Also bleibt dabei.“

EU-Richtlinie umgesetzt
Eine EU-Richtlinie über die Be-
teiligung Bildender Künstler am
Verkauf ihrer Werke ist in
Deutschland in nationales Recht
umgesetzt worden. Künstler,
deren Werke hierzulande von
Händlern, Galerien oder auch
Auktionshäusern verkauft wer-
den, erhalten beim Verkaufser-
lös zwischen 1.000 und 50.000
Euro eine Beteiligung von 4 Pro-
zent. Bei höheren Beiträgen
sinkt der Prozentsatz. Maximal
erhält ein Künstler 12.500 Euro
pro Verkauf. Die Vergütung ent-
fällt, wenn der Verkaufspreis
(ohne Steuern) unter 400 Euro
liegt. Kritiker warnen vor dem
Abwandern des Kunsthandels
nach Amerika und die Schweiz,
wo es keine vergleichbaren Re-
gelungen gibt (FAZ vom 27. Ja-

nuar 2006; SZ vom 23. Septem-
ber 2006).

Denkmal: Besteuerung droht
Nach einem Bericht der FAZ
vom 9. Januar 2006 hebeln die
von der Bundesregierung ge-
planten Steuerbeschlüsse, in de-
ren Rahmen Missstände in der
Abschreibungsbranche beteiligt
werden sollen, auch die Denk-
malabschreibung für Investitio-
nen aus, wenn sie zusätzliches
Kapital von privaten Geldgebern
beschaffen und dafür einen Pro-
spekt einsetzen. Im Ergebnis
verlieren sie die Denkmalschutz-
abschreibung, außerdem drohe
eine gewaltige Besteuerung bei
einem Verkauf.

Auswärtige
Kulturpolitik

IfA: Workshop zur „Evalua-
tion in der Auswärtigen
Kulturpolitik“
Wie misst man, ob Ziele wie
„Freunde für Deutschland zu
gewinnen“ oder ein „positives
Deutschlandbild zu erzeugen“
erreicht wurden? Wie lässt sich
der Erfolg von Austauschpro-
grammen, der Förderung der
deutschen Sprache im Ausland
oder von Theater- und Musik-
veranstaltungen überprüfen?

Mit diesen Fragen haben sich
Evaluationsforscher aus ganz
Deutschland gemeinsam mit
Vertretern von Kultureinrichtun-
gen wie dem Goethe-Institut und
der Alexander von Humboldt-
Stiftung am 24. und 25. Juni 2006

am Centrum für Evaluation der
Universität des Saarlandes be-
schäftigt. Die gemeinsam mit
dem Institut für Auslandsbezie-
hungen (IfA)und dem Wissen-
schaftlichen Initiativkreis Kultur
und Außenpolitik durchgeführ-
te Tagung zeigte, dass die Eva-
luation von außenkulturpoliti-
schen Programmen und Strate-
gien noch unterentwickelt ist.

Der Leiter des Centrums für
Evaluation, Reinhard Stock-
mann, machte deutlich, dass kei-
neswegs neue Konzepte oder
Methoden notwendig seien, son-
dern vor allem der politische
Wille, diesen Aktionsbereich zu
überprüfen. Der Generalsekretär
des Instituts für Auslandsbezie-
hungen, Kurt-Jürgen Maaß, wies
darauf hin, dass die Bundesre-
gierung immerhin über eine Mil-
liarden Euro pro Jahr für die
Außenkulturpolitik ausgebe und
die letzte großflächige Evalua-
tion über 25 Jahre zurückliege.

Obwohl die Mittlerorganisa-
tionen teilweise umfangreiche
Einzelevaluationen umsetzen,
waren sich ihre Vertreter darin
einig, dass das Thema insgesamt
zu wenig Beachtung finde. So
widmet der Deutsche Akademi-
sche Austauschdienst als eine
von wenigen Organisationen der
Erfolgsüberprüfung seiner Pro-
gramme sogar ein eigenes Refe-
rat, wendet aber nur 0,1 Prozent
seiner Mittel dafür auf. Bei an-
deren Organisationen ist es noch
weniger.

Deshalb plädierten die Teil-
nehmer der Tagung für eine neue
und offene Einstellung und be-
fürworteten zugleich eine Ge-
samtevaluation der Auswärtigen
Kultur- und Bildungspolitik.
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Goethe-Institute

Spekulationen
Wenn man einem Interview der
„Augsburger Allgemeinen“ mit
der Präsidentin des Goethe-In-
stituts Jutta Limbach Ende Juni
2006 Glauben schenkt, hat das
Auswärtige Amt Instituts-
schließungen abgelehnt und
möchte stattdessen ein Viertel
des Personals der Münchener
Zentrale eingespart sehen. Auch,
die in der Bundestagsanhörung
angehörten Sachverständigen,
wollten die Zweigstellen in Eu-
ropa erhalten wissen. (FAZ vom
28. Juni 2006). Allerdings hält
die Präsidentin an ihrer Ansicht
fest, dass „Einschnitte im Insti-
tutsnetz“ unvermeidlich sind,
sollte das Budget nicht um 30
Millionen erhöht werden (FAZ
vom 3. Juli 2006), wofür Frau
Limbach allerdings „kaum
Chancen“ sah.

Damit scheint der zwischen-
zeitlich angedrohte Abbau von
europäischen Goethe-Instituten
zunächst einmal vom Tisch zu
sein (siehe auch FAZ vom 20.
April 2006/13. April 2006).

Große Aufregung und eine in-
tensive Debatte in den Feuille-
tons hatte die Ankündigung der
Präsidentin des Goethe-Institu-
tes Jutta Limbach in der „Süd-
deutschen Zeitung“ vom 11.
April 2006 ausgelöst. Sie hatte
in einem Zeitungsgespräch er-
läutert, der Schwerpunkt der
auswärtigen Kulturpolitik solle
in Weltregionen verlagert wer-
den, wo die Aussicht bestehe,
durch Projektarbeit die gewalt-
freie Lösung von Konflikten zu
befördern (FAZ vom 13. April
2006). Seitdem hat sich die De-

batte über Sinn, Umfang und
Schwerpunkte der auswärtigen
Kulturpolitik in den Feuilletons
weiter intensiviert.

Rückblick
Über die Zukunft der auswärti-
gen Kulturpolitik, speziell der
Goethe-Institute, hat man immer
wieder einmal spekuliert, so
etwa Thomas Steinfeld in der SZ
vom 5. Dezember 2005: („Ewi-
ger Dialog“), der damit eine Be-
standsaufnahme der auswärtigen
Kulturarbeit verbindet: Über
Jahrzehnte hinweg bis in die
70er Jahre habe die auswärtige
Kulturpolitik keiner Rechtferti-
gung bedurft, sie sollte die drit-
te Säule der Außenpolitik sein.
Also in Abgrenzung vom Natio-
nalsozialismus und zur DDR die
neuen demokratischen Tugen-
den eines neuen Deutschland
exemplarisch darstellen und
zwar durch die Sphäre der Kul-
tur. Die Abgrenzung zum Tota-
litarismus sei in der Ära Kohl zu-
nehmend entfallen. Aus dem
Bedürfnis nach einer Legitima-
tion entstand der Kult des „Dia-
logs“.

Dazu Steinfeld: „Der Dialog
produziert vor allem eines: neue
Dialoge. Er muss dauernd etwas
neues versprechen, weil er sei-
ne alten Versprechen nie zu hal-
ten imstande ist.“

In dieser Entwicklung stecke
ein gravierendes Missverständ-
nis auswärtiger Kulturarbeit,
denn diese lasse sich weniger
durch das Bild definieren, das
die Bundesrepublik von sich
selbst in anderen Ländern abge-
ben möchte, als durch die Erwar-
tung, die von außen an die deut-
sche Kultur gestellt werden.
Sind, so fragt Steinfeld, alle Dia-

loge geführt, alle Brücken ge-
schlagen, kann man die kulturel-
len Beziehungen zu Italien oder
zu Großbritannien ab acta legen,
wie steht es um Osteuropa?, und
kommt zu dem Schluss: „Eine
auswärtige Kulturarbeit, die
Kultur mit Dialog verwechseln
will, um politisch und ökono-
misch den Interessen hinterher
zu laufen, sollte die Konsequen-
zen ziehen und sich ein neues
Statut als staatliche Agentur
schaffen. Wer das nicht will, soll-
te von vorne beginnen und sich
überlegen, worin Sinn und Un-
sinn von Lyrikertreffen beste-
hen. Denn eine solche Veranstal-
tung ist nicht deshalb falsch, weil
sie sich dem Austausch von
Dichtern widmet. Sondern vor
allem, weil die Begründung
fehlt. Der ‚Dialog’ ist doch hier
kein Argument. Eine solche Be-
gründung aber erhält man nicht
durch ein ‚Projekt’, sondern nur
über ein Programm und, das
heißt: durch eine Vorstellung
davon, was Kultur ist und was
man von ihr haben will.“

Ijoma Mangold stellte hinge-
gen in der SZ vom 13. Januar
2006 fest, die deutsche Kultur im
Ausland sei „erfolgreich“. Wo-
mit Deutschland auf die Welt-
märkte vorstoße das sei die „Ge-
brochenheit seiner Nationalge-
schichte“, Drittes Reich, Ausch-
witz, Teilung, Mauerfall und die
Sonderwegstradition von 1933:
„Mentalitätsgeschichtlich hatte
die alte Bundesrepublik konse-
quent den Anschluss an den
Westen gesucht. Alles Ritterhaf-
te an Deutschland wurde gründ-
lich exorziert. Aber im Bewusst-
sein des Auslandes lebte das im
Guten wie im Bösen viel unge-
brochener fort.“
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Am 30. März 2006 berichtete
Thomas E. Schmidt in der ZEIT,
im Unterschied zu früheren
Überlegungen, die auch mit
Schließungen und Kürzungen
der Etatmittel verbunden waren,
gebe es jetzt Vorüberlegungen
für eine umfassende Goethe-Re-
form, „und zwar eine, die nicht
nur einen neuen Finanzrahmen
absteckt, sondern im besten Fall
auch das gesamte System bun-
desdeutscher Kulturarbeit im
Ausland der veränderten Welt-
lage anpasst“. Immer seien noch
50 Prozent aller Mittel des Goe-
the-Instituts in Europa gebun-
den, „das ist ein Anachronis-
mus“. Es sei „absurd“, dass etwa
für Programme in New York
ganze 30.000 Euro zur Verfü-
gung stünden. Nicht überall
müsse – so Schmidt weiter –
Goethe mit einem eigenen
„Dreispartenhaus“ vertreten
sein, mit Kultur, Bibliothek und
Sprachkursen. Viel wichtiger sei
in Zukunft die Kooperation mit
der lokalen Kulturszene.

Am 5. April 2006 (SZ) melde-
te sich Thomas Steinfeld erneut
zu Wort („Agenten auf der
Flucht“): „Was will das Goethe-
Institut?“ Er moniert zunächst,
dass das Goethe-Institut selbst
an der öffentlichen Debatte gar
nicht teilnehme. So werde be-
kannt, dass die Filiale in Kopen-
hagen zu einem „Büroinstitut“
reduziert werden soll, und die
Präsidentin Jutta Limbach strei-
te ab, je von einer solchen Ent-
scheidung gehört zu haben. Zu-
dem antwortet Thomas Steinfeld
Thomas Schmidt in der ZEIT es
sei schlichtweg nicht richtig,
dass Europa aus der Nachkriegs-
zeit entlassen worden sei. Viel-

mehr scheine ein politisch und
kulturell auch nur halbwegs ge-
eintes Europa viel weiter entfernt
zu sein, als das in den 90er Jah-
ren der Fall war. Das gelte nicht
nur für West-, sondern auch und
vor allem für Osteuropa. Dort
sollen nur „Büroinstitute“ übrig
bleiben: „Einsame Menschen an
einsamen Schreibtischen, die ei-
ner Art nicht weiter zu spezifi-
zierenden kulturellen Agenten-
tätigkeit nachgehen“.

Und er fährt fort: „Statt des-
sen sei man davon überzeugt,
dass man in der Kulturabteilung
des Auswärtigen Amtes schon
lange darauf wartet, dass das
Goethe-Institut nach Dutzenden
Konzepten und Strategiepapie-
ren, Programmkonferenzen und
Expertenbefragungen, selber ein-
mal sagt was es will, was es kann
und was es unter Kulturarbeit
versteht. Und was nicht. Dass so
etwas nicht geschieht und offen-
bar auch nicht verlangt wird, ist
jammerschade. Denn Deutsch-
land ist immer noch eine Kultur-
nation ... Den Reichtum dieser
Vielfalt im Ausland nicht wahr-
zunehmen, es nicht in auswärti-
ge Kulturarbeit umzusetzen ...
wäre reine Verschwendung. Sie
wiegt umso schwerer, als an Po-
sitivem, was Deutschland im
Ausland besitzt, die Kultur im-
mer noch mehr als andere zählt.“

Auch Eckhard Fuhr (DIE
WELT vom 6. April 2006) ver-
weist darauf, dass die Verlage-
rung zwar aus globaler Perspek-
tive plausibel erscheinen mag,
allerdings die Perspektive auch
das „Trugbild“ hervorbringe, der
Westen sei sich seiner selbst si-
cher, die innerwestliche Verstän-
digung höchstens noch zweit-

rangige Aufgabe: „Wie man in
Europa beobachten kann, ist
dem nicht so. Europa wächst
nicht von allein zusammen. Und
an der Oberfläche des Groß-
marktes klaffen politische und
kulturelle Risse, die eher größer
als kleiner werden...“.

Am 11. April 2006 nahm die
Präsidentin des Goethe-Instituts
Jutta Limbach zur Debatte Stel-
lung, ohne dass das Interview al-
lerdings erkennen ließ, worauf
es denn letztendlich hinausläuft:
ein Satz sei allerdings hervorge-
hoben: „Des Goethe-Instituts
vornehmste Funktion besteht
aber darin, in Regionen und
Staaten kulturell zu wirken, wo
überhaupt erst ein gemeinsamer
Verständigungshorizont erarbei-
tet werden muss, um Konflikte
gewaltfrei zu lösen.“

Zugleich kündigte die Präsi-
dentin auch an, dass die finanzi-
elle Dringlichkeit das Nachden-
ken beschleunigen und zwingen
werde, schneller als ursprünglich
geplant, ein Konzept zur Zu-
kunftssicherung des Goethe-In-
stituts zu entwickeln (SZ vom
11. April 2006).

Immerhin sicherte Bundesau-
ßenminister Frank Walter Stein-
meier lt. FAZ vom 20. April
2006 und bezogen auf Kopen-
hagen zu, das Goethe-Institut
werde dort ebenso wie die „Qua-
lität der Arbeit“ erhalten bleiben
(s. zur Lage der deutschen Kul-
turpolitik in Nordeuropa s. auch
Bernd Henningsen in der FAZ
vom 18. Mai 2006. Es sieht nicht
sehr positiv aus). Wie aber, - so
fragt die FAZ weiter – sei seine
Zusage zu erfüllen bei einer Hal-
bierung der Räumlichkeiten und
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der Mittel und deutet an, dass
nächste Ziel der Sparpolitik
könnten deutsche Auslandsschu-
len sein.

Am 28. April 2006 griff noch
einmal Thomas Steinfeld in der
SZ in die Debatte ein und unter-
stellte: „Das Goethe-Institut geht
an seiner Pädagogisierung zu-
grunde ... man müsse dem Um-
stand dass man miteinander rede,
eine größere Bedeutung zumes-
sen als dem, was man dabei rede.
Es ist das fast hypertroph gewor-
dene Ideal der Vermittlung, das
nicht nur den befremdlichen
Wunderglauben hervorbringt,
Kommunikation sei der erste, ja
aber möglichst schon der zweite
oder dritte Schritt zur Überwin-
dung eines jeden Konfliktes,
sondern auch einen ebenso bü-
rokratischen wie anmaßenden
Jargon.“ Für die intellektuelle
Verwahrlosung des Goethe-In-
stituts gebe es einen einfachen
Grund: „Die allmähliche Erset-
zung von Kultur durch Kultur-
politik.“ Man habe jetzt den „Eu-
rozentrismus“ als Vorwurf ent-
deckt, als ob die eigene Bildung
ein Verrat an der Weltoffenheit
wäre.

In der ZEIT vom 18. Mai 2006
hielt sich Außenminister Frank
Walter Steinmeier insgesamt
eher zurück, betonte aber die
Mitbewerber „British Council“
oder „Institut Francais“ hätten
sich schon stärker auf die ver-
änderte außenpolitische Lage,
besonders in Asien, eingestellt.
Man führe in Deutschland eine
etwas ängstliche Diskussion.
Man brauche jetzt ein „zukunfts-
fähiges Konzept“.

Welcher Kulturbegriff hinter

Steinmeiers Ausführung steht,
versucht Ijoma Mangold in der
SZ vom 19. Mai zu analysieren.
Sie bezieht sich auf seinen Satz:
„Wir haben mit der auswärtigen
Kulturpolitik einen Werkzeug-
kasten mit Instrumenten, der sich
international sehen lassen kann
und für den es sich zu kämpfen
lohnt.“ Dazu Mangold: „Be-
kenntnis und Standardisierung
gehen in diesem Satz Hand in
Hand. Dahinter steht die Vorstel-
lung der Kultur als friedensstif-
tender Maßnahme, die ange-
sichts des clash of civilisations
konfliktentschärfend wirke.
Vielleicht besitzen Kunst und
Kultur tatsächlich dieses Poten-
tial. Wenn sie es aber entfalten,
dann langsam und langfristig
über Gegenstände, gemeinsame
Interessen, über Tradition und
Vertrauen, nicht als fliegendes
Einsatzkommando zur Herstel-
lung von interkulturellen Dialo-
gen.“

Für eine Umkehr des Spar-
trends bei der „dritten Säule der
deutschen Außenpolitik“ hat
sich Bundesaußenminister Frank
Walter Steinmeier in der FR vom
27. Mai 2006 eingesetzt. Stein-
meier kommt zu dem Schluss:
„Mein Appell lautet: Mittelfristig
sollten wir für eine Trendumkehr
der in den letzten Jahren sinken-
den Ausgaben für die auswärti-
ge Kultur- und Bildungspolitik
sorgen. Gerade angesichts der
großen globalen Herausforde-
rungen, vor denen wir stehen,
bin ich fest davon überzeugt,
dass unsere Investition in die
‚dritte Säule’ deutscher Außen-
politik eine wichtige ist, für die
an Konsolidierung und Stärkung
es sich lohnt zu kämpfen“.

Patrick Bahners macht in der
FAZ vom 29. Mai 2006 auf die
unter der Regierung Brandt for-
mulierten Leitsätze für die aus-
wärtige Kulturpolitik von 1970
aufmerksam, die Ralf Dahren-
dorf formulierte: „Kulturpolitik
sollte sich in einer „Welt, die sich
ökonomisch mehr und mehr in-
tegriert“, mit den „zivilisatori-
schen Gegenwartsproblemen“
befassen.“ Damit sei eine Rela-
tivierung des Anspruchs einher-
gegangen: „Was wir geben ist,
nur so viel wert wie unsere Be-
reitschaft, zu nehmen.“

Dazu Bahners: „Der Satz ist
eine fromme Lüge des schlech-
ten Gewissens, und der Wert
zum Beispiel des Studiums in
Stadtplanung an einer Hambur-
ger Universität ist durchaus nicht
von unserer Bereitschaft abhän-
gig, ägyptische Studienbewerber
zuzulassen, die dann hierzulan-
de für ihren Glauben werben…
Dahrendorf habe die Kultur der
„Logik des Marktes“ unterwor-
fen: „Wer eine Lebensweise an-
erkennt, nur weil es jemanden
gibt, der sie sich vielleicht nicht
ausreden lassen wird, streicht
durch, was im deutschen Sprach-
gebrauch mit dem Begriff der
Kultur gemeint ist: Die Unter-
scheidung des Wertvollen vom
Wertlosen… Frau Limbach blik-
ke bei ihren Plänen auf die Welt
mit den Augen der früheren Ver-
fassungsrichterin: „Wo der
Rechtsstaat sich etabliert hat, da
sieht sie den ewigen Frieden
walten: Verfassungspatrioten
führen keine Kulturkriege, Kul-
turdiplomatie innerhalb der eu-
ropäischen Union erübrigt sich.“

Jan-Hendrik Wulf kommt in
der TAZ vom 7. Juni 2006 zu
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dem Schluss das Auswärtige
Amt sei an Autonomie nicht in-
teressiert, die Arbeit des Goethe-
Instituts habe vielmehr in erster
Linie der Logik der Außenpoli-
tik zu folgen. Das bedeute Wirt-
schaftsförderung, nicht Kultur-
förderung. Und dazu passe auch,
dass es längst nicht mehr um
„Kultur für alle“ gehe oder um
die Wiederherstellung des ram-
ponierten deutschen Rufes als
Kulturnation; man glaube viel-
mehr im AA, dass Deutschland
über ein attraktives Kultur- und
Bildungsangebot verfüge und
ausländische „Kunden“ bereit
wären für dieses Angebot auch
zu bezahlen, und dass man staat-
liche finanzierte Kulturarbeit
sogar ganz einstellen könne, so-
bald private Unternehmer oder
internationale Organisationen
dafür Ersatz böten.

Am 8. Juni 2006 (FAZ) griff
Berthold Witte die („Mühen der
Ebene“) in die Debatte ein: „Wer
– wie die frühere leider auch die
gegenwärtige Bundesregierung
– meint, Deutschland sei … von
längst gewonnenen Freunden
umgeben und braucht diese
Freundschaften gar nicht mehr
zu pflegen, könne also Kultur-
institute problemlos auflösen
und ihre Mitarbeiter in die isla-
mischen Länder zur dortigen
Konfliktbewältigung versetzen,
der hat schlicht nicht begriffen
wie langfristig auswärtige Kul-
turpolitik arbeiten muss, soll sie
auch dauerhaften Erfolg haben.“
Nötig sei vielmehr ein gelasse-
nes nationales Selbstbewusst-
sein, und die Nation bleibe die
wichtigste Bezugsgröße im Kon-
flikt und Austausch der Kultu-
ren. Das sei eine in Deutschland

von manchem wieder zu lernen-
de Wahrheit. Nicht Kürzung,
sondern Erhöhung müsse die
Parole sein. Nur durch institutio-
nelle Präsenz vor Ort gewinne
man in der grenzüberschreiten-
den Zusammenarbeit Profil.

Siehe auch die Übersicht über
die derzeit laufende Debatte in
den „Kulturpolitischen Mittei-
lungen“ 3/2006, S. 21ff.

Deutsche Welle: Positive
Signale
Schon im Haushalt 2006 wollte
Kulturstaatsminister Neumann
für die Deutsche Welle ein an-
deres Signal als in der Vergan-
genheit setzen. Es wurden mehr
Mittel zugebilligt, als im rot-grü-
nen Haushaltsentwurf vorgese-
hen war. Dazu Neumann: „Nur
eines ist klar. Eine solche Redu-
zierung wie unter Rot-Grün wird
es mit mir nicht geben.“ Dabei
kann sich Neumann auf den

Koalitionsvertrag berufen, in
dem sich die Regierung ver-
pflichtet hat, die Deutsche Wel-
le zu stärken (FAZ vom 6. Juni
2006).

Dass das „politische Umfeld“
für den deutschen Auslands-
rundfunk nach dem Regierungs-
wechsel deutlich „freundlicher“
geworden sei, bemerkt auch die
FAZ vom 18. Mai 2006: Laut
Intendant Erik Bettermann sei
die Bedeutung des Auslands-
rundfunks „in der politischen
Wahrnehmung deutlich gestie-
gen“.

Am 23. Juni 2006 hat der Bun-
destag der Deutschen Welle ein-
stimmig grünes Licht für die ge-
plante Ausweitung der Präsenz
im arabischen Raum gegeben.
Das arabischsprachige Fernse-
hen soll von drei auf sechs Stun-
den ausgeweitet, Radio- und
Internetangebote sollen ausge-
baut werden.
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Kulturpolitik im
Ausland

EU

Unterstützung
Mit rund 33 Millionen Euro wird
die EU bis Ende 2006 mehr als
700 Organisationen und 200
Kulturprojekte in 30 Staaten för-
dern. Unterstützt werden neben
darstellenden und bildenden
Kunstprojekten oder Arbeiten,
die sich mit dem Kulturerbe be-
schäftigen, auch Übersetzungs-
arbeiten sowie als Kulturstädte
2005 und 2006 das irische Cork
und das griechische Patras. Im
Programm für die Jahre 2007 bis
2013 will die EU-Kommission
Projekte zugunsten der Mobili-
tät von Künstlern, ihrer Werke
sowie des interkulturellen Dia-
logs fördern (DIE WELT vom
28. Dezember 2005).

UNESCO

Kulturgüterschutz
Das Bundeskabinett hat die Ra-
tifizierung des Unesco-Überein-
kommens vom 14. November
1970 über „Maßnahmen zum
Verbot und zur Verhütung der
rechtswidrigen Einfuhr, Ausfuhr
und Übereignung von Kultur-
gut“ eingeleitet, allerdings nur
für zukünftige Sachverhalte (s.
den Bericht in der SZ vom 18.
Februar 2006: „Die Hehler wer-
den sich freuen“; s. weiter FAZ
vom 17. Februar 2006; NZZ
vom 22. Oktober 2005).

Der aktuelle Gesetzentwurf

beschränkt sich auf „nationales
Kulturgut von künstlerischem,
geschichtlichem oder archäolo-
gischem Wert“ das „individuell
identifizierbar“ ist; außerdem
muss das Objekt einen gewissen
Wert haben, bei Skulpturen
50.000 Euro, bei Bildern 150.000
Euro. Und zurückgefordert wer-
den kann nur das, was eine Li-
ste geschützten Kulturgutes ver-
zeichnet, die allgemein zugäng-
lich und „in einer international
geläufigen Sprache – vorzugs-
weise Englisch oder Französisch
– abgefasst ist“ (Bericht in der
WamS vom 5. März 2006).

Am 27. September 2006 war
die Konvention das zentrale
Thema einer öffentlichen Anhö-
rung des Ausschusses für Kul-
tur und Medien des Deutschen
Bundestages.

UNO

Kulturelle Vielfalt
Im Februar 2006 haben die Ver-
einten Nationen mit 148 gegen
2 Stimmen eine Konvention zum
Schutz und Förderung der kul-
turellen Vielfalt verabschiedet,
die den Mitgliedsländern er-
laubt, „alle Maßnahmen zu er-
greifen, ihre kulturelle Eigenart
zu schützen“. Heftigster Gegner
der Konvention bleiben die
USA.

Nach einer Studie der
UNESCO hat der Weltkultur-
handel ähnliche Wachstumsraten
wie der Welthandel an sich. Das
Gesamtvolumen des Welthan-
dels aus Literatur, Musik, Film,
Fotografie, Sport sowie Radio-
und Fernsehsender-Programmen

in den letzten 20 Jahren des 20.
Jahrhunderts ist von rund 95
Milliarden auf fast 400 Milliar-
den Dollar gestiegen. 1990 wa-
ren die führenden Kulturexpor-
teure noch die USA, Großbritan-
nien, Deutschland und Frank-
reich. Acht Jahre später wurden
40  Prozent der Kulturgüter von
Großbritannien, den USA, auf
dem dritten Rang von China ex-
portiert (SZ vom 10. Februar
2006).

WTO

Patent- und Copyschutzrecht
Die WTO lässt 50 ärmeren Län-
dern bis 2013 Zeit, entsprechen-
de WTO-Regeln zum Schutz
von Marken, Patenten, Copy-
rights und anderem geistigen
Eigentum umzusetzen, für phar-
mazeutische Produkte bis 2016
(November 2005).

China

Neue Kulturinstitute
Nach dem Konfuzius-Institut in
Berlin (August 2005) wurde in
Nürnberg ein zweites Institut
nach dem Vorbild der Goethe-
Institute eröffnet; zudem eröff-
nete China im November 2005
ein chinesisches Kulturzentrum
ebenfalls in Berlin: Spekulatio-
nen zu den Zielen der chinesi-
schen Kulturpolitik in der FAZ
vom 11. November 2005: „Die
Zukunft ist gelb“: „Die Einsei-
tigkeit, die bisher den Warenaus-
tausch begleitete, hat etwas Un-
wirkliches: daß nur China den
Westen kennenlernt, nicht aber
der Westen China, bedarf der
Korrektur.“
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Nordeuropa

Erfolgreich
„Die erfolgreichsten Kulturlän-
der liegen im Norden“ titelt die
SZ vom 25. Januar 2006. Nir-
gendwo auf der Welt werden so
viele Bücher und Filme pro Ein-
wohner hergestellt wie im euro-
päischen Norden. Schweden ist,
berechnet auf die Anzahl in
fremde Sprachen übersetzter
schwedischer Bücher pro Ein-
wohner und Jahr das erfolgreich-
ste Verlagsland überhaupt.

Schweiz

Buchpreisbindung
Die Buchpreisbindung bleibt
vorläufig bestehen (FAZ vom
22. September 2006).

Spanien

Erfolgreiche Kulturpolitik
Das „Geheimnis von Spaniens
erfolgreicher Kulturpolitik“ be-
schreibt die FAZ vom 15. Febru-
ar 2006: die Kulturindustrie in
Spanien beschäftigt rund eine
halbe Million Menschen bei ei-
ner Gesamtbevölkerung von
rund 40 Millionen. Dem liegt
allerdings, wie die FAZ auch
bemerkt, ein sehr weiter Kultur-
begriff zugrunde. Nicht weniger
als 60.000 Firmen – 2 Prozent
des spanischen Gesamtbestan-
des – haben sich der Aufgabe
verschrieben, Kulturelles, Kul-
turnahes oder Kulturverwandtes
zu produzieren, zu befördern
oder zu propagieren. Denn da
liegt – so die FAZ weiter – die
„tiefste Wahrheit der spanischen
Kulturindustrie: Da es ja eine

spanische Industrie ist und kei-
ne deutsche. Die: Wir sind stolz
auf die spanische Sprache, die
spanische Kunst, die spanischen
Sitten, die spanischen Landschaft
und die spanische Gastronomie,
für völlig natürlich hält … Die
Spanier mögen sich.“

Türkei

Verbot
Die Erziehungsbehörde der Pro-
vinzstadt Silifke hat das Stück
„Maximilian Pfeiferling“ vom
Gripstheater für ihren Schulbe-
reich verboten. Es sei „typisch
deutsch“, also frech und rotzig,
und lasse typisch türkische Tu-
genden wie Toleranz, Liebe, Re-
spekt und soziale Solidarität ver-
missen. Dafür laufen in Beirut
im dortigen Al-Madina-Theater
die Vaginamonologe von Eve
Ensler unbeanstandet vor aus-
verkauftem und begeistertem
Haus (FAZ vom 13. Mai 2006).

Ungarn

Kulturjahr
Das ungarische Ministerium für
nationales Kulturerbe veranstal-
tet sein Kulturjahr 2006/2007 in
Deutschland mit zahlreichen
Konzerten, Filmvorführungen,
Ausstellungen und Lesungen
(FAZ vom 23. April 2006).

Personalien

• Fritz Schaumann ist Präsi-
dent der „Kunststiftung NRW“
(WamS vom 13. August 2006).

• Vicky Leandros meinte zum
Senatorenamt in Berlin, das ihr
CDU-Kandidat Pflüger angebo-
ten hat, das passe nicht in ihr
Lebenskonzept, obwohl sie sich
natürlich dafür qualifiziert fühle
(SZ vom 25. August 2006).

• Am 15. Dezember 2005 trat
der Präsident der inzwischen
vom Bund getragenen Berliner
Akademie der Künste (jährlich
18 Millionen Euro Zuschüsse,
davon 80 Prozent Personalko-
sten) Adolf Muschg vorzeitig
und überraschend von seinem
Amt zurück (vgl. NZZ vom, 17.
Dezember 2005: „Schlechtes
Klima“; DIE WELT vom 17. De-
zember 2005). Muschg verband
damit Kritik am geringen öffent-
lichen und politischen Einfluss
der Akademie und an der inter-
nen Zusammenarbeit. Klaus
Staeck ist neuer Präsident.

Dazu siehe die FAS vom 30.
April 2006. Nach seiner Wahl
habe er erklärt: „Was sind das für
Zeiten, in denen ein Satiriker
zum Präsidenten gewählt wird?“
„Ja, das wüsste man dann auch
gerne. Würden Sie diesem Mann
eine Akademie anvertrauen?“
fragt die FAS.

Positiver urteilt die FAZ vom
2. Mai 2006: „Manches spricht
nun dafür, dass es den mit Ost-
und Westzunge redenden, als
Jurist, Parteipolitiker und Agi-
tationskünstler sturmerfahrenen
Staeck besser als dem Schwei-
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zer Schriftsteller Muschg gelin-
gen kann, die Egoismen der
Sektionsleiter zu bändigen.“

Zur Wahl von Klaus Staeck
(zur Wahl stand auch Udo Zim-
mermann) siehe auch den Be-
richt in der FAS vom 13. April
2006.

• Die Theologin Dr. Petra
Bahr ist die erste hauptamtliche
Kulturbeauftragte der EKD.

• Der CSU-Politiker Peter
Gauweiler ist Vorsitzender des
neuen Unterausschusses für
„Auswärtige Kultur und Bil-
dungspolitik“.

• Elmar Weingarten, vormals
u.a. Intendant der Berliner Phil-
harmoniker, ist seit dem 1. Mai
2006 neuer Kurator des Haupt-
stadtkulturfonds (jährlich 10,2
Millionen Euro Bundeszuschuss).

• Dr. Stephan Frucht hat am
1. Juni 2006 die Geschäftsfüh-
rung des BDI-Kulturkreises über-
nommen; er war bislang für die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion
im Bereich der Kulturpolitik tä-
tig.

• Ursula Seiler-Albring ist
neue Präsidentin des Instituts für
Auslandsbeziehungen (IFA). Sie
löst Alois Graf von Waldbrück-
Zeil ab (Stuttgarter Zeitung von
1. April 2006).

• Der Chef der Düsseldorfer
Staatskanzlei Hans-Heinrich
Grosse-Brockhoff wird sich
künftig ganz auf seine Aufgabe
als Staatssekretär für Kultur kon-
zentrieren und wird sich insbe-
sondere um das Projekt Europäi-
sche Kulturhauptstadt Essen

2010 kümmern (FAZ vom 6. Juli
2006).

• Der Historiker Prof. Dr. Her-
mann Schäfer, Stiftungspräsi-
dent des Bonner „Hauses der
Geschichte der Bundesrepublik
Deutschland“, hat als Abtei-
lungsleiter in der Behörde von
Kulturstaatsminister Bernd Neu-
mann, den vorigen Abteilungs-
leiter Knut Niedermann abge-
löst. Mit „Schäfer kommt ein in
der Kulturverwaltung ausgewie-
sener Fachmann in das Amt“, so
die FAZ vom 16. Januar 2006.

• Hortensia Völckers bleibt
weitere fünf Jahre künstlerische
Direktorin der Kulturstiftung des
Bundes. Kulturstaatsminister
Neumann hat die Entscheidung
begrüßt (FAZ vom 10. Juni
2006).

Zitate

„Verrückt, lächerlich, inakzep-
tabel“
Bundesinnenminister Wolfgang
Schäuble, MdB.

„Bedrückend und beschä-
mend“
SPD-Innenexperte Dieter Wie-
felspütz, MdB.

„Vorauseilender Gehorsam“
Unions-Fraktionsvize Wolfgang
Bosbach, MdB.
Alle Zitate lt. BILD vom 27.
September 2006 zur Absetzung
des „Idomeneo“ an der Deut-
schen Oper Berlin.

„Ekelhaft“
Rolf Hochhut über Günther
Grass, lt. FAZ vom 15. August
2006.

„Das wäre eine gute Gelegen-
heit gewesen zu sagen: ‚Hier
hätte ich auch liegen können.’“
Erich Loest über Bitburg und
Günther Grass, lt. FAZ vom 15.
August 2006.

„Es wäre gut, wenn es eher ge-
wesen wäre.“
Franz Müntefering über Grass,
lt. FAZ vom 15. August 2006.

„Hiervon will unser Bundes-
kanzler Kiesinger nichts gewusst
haben!“
Günter Grass im Besucherbuch
der Gedenkstätte Dachau über
den damaligen Bundeskanzler,
lt. FAS vom 21.August 2006.

„Guido verkörpert Kultur.“
Hans-Joachim Otto, Kultur-
medienpolitischer Sprecher der
FDP-Fraktion im Deutschen
Bundestag, über Guido Wester-
welle, lt. GA vom 26. August
2006.

„Ins Sprechtheater gehe ich
überhaupt nicht mehr, außer
wenn mir ein wirklich guter
Freund Entwarnung gibt.“
Ein österreichischer Opern-
kritiker, lt. DIE WELT vom 19.
August 2006.

„Meine erste Bitte geht dahin
sich, sobald es nur geht, von der
Verbeamtung der Kultur zu ver-
abschieden. Die Tätigkeiten, um
die es sich hier handelt, stehen
dem Dienstrecht fern; sie kennen
keine Pensionsansprüche, kei-
nen Bundesangestelltentarif und



IM GESPRÄCH Heft 18 - Oktober 2006

57

keine Garantien. Lassen Sie des-
halb in ihrer ministeriellen Güte
Zeitverträge walten, vertreiben
Sie die Gewerkschaften aus den
Museentempeln, geben Sie ihren
Leuten Autonomie und verab-
schieden Sie sich von dem häss-
lichen Laster des Kameralismus.
Meine zweite Bitte schneidet hof-
fentlich weniger tief und
schmerzhaft in die Geflogenhei-
ten deutscher Behörden ein. Wo
es an Mitteln fehlt, sollte man es
denke ich, unterlassen, das Geld
zum Fenster hinaus zu werfen.
Das geschieht tagtäglich in ei-
nem Marathon von Veranstal-
tungen, Weltausstellungen, Po-
diumsgesprächen und Kongres-
sen, für die sich in unserer Spra-
che die Bezeichnung Event ein-
gebürgert hat … Produziert wird
normalerweise wenig oder
nichts … Mit der Kultur verhält
es sich wie mit dem Brötchen.
Gewöhnlich sind es die kleinen,
die am besten schmecken.“
Aus einer „Tischrede“ von
Hans-Magnus Enzensberger
(„Kulturpolitik“), lt. FAZ vom
31. August 2006.

„Manchmal, wenn ich auf ei-
ner Ausstellung abschreckende
Skulpturen sehe, denke ich mir:
‚Aha, das ist also der gegenwär-
tige Reifestand des Künstlers’.
Grundsätzlich habe ich da einen
großen Toleranzrahmen. Schließ-
lich ist ein Exkrement ein Teil der
Schöpfung. Glücklicherweise je-
doch gibt es Toiletten, wo man
es verschwinden lassen kann.
Für den Schöpfer dieses Kunst-
werks freilich wäre es traurig,
wenn er sich langfristig nicht
weiterentwickeln würde. Dann
müsste man sich fragen, ob es
wirklich Kunst ist, was er macht.“

Jens Höpke, Bronzeschmied,
über eine Bronze in einer New
Yorker Galerie, die das erste
Häufchen der Tochter von Tom
Cruise und Katie Holmes zeigt.
Das Werk von Daniel Edwards
soll bald versteigert werden, lt.
SZ vom 1. September 2006.

„Gewiss kann Kulturarbeit
der Verständigung zwischen den
Kulturen dienen und damit dem
Frieden. Aber Kultur auf dieses
Potential zu reduzieren wäre fa-
tal. Kunst schafft das Gegenteil
von Verständigung. Sie verstört,
sie macht ratlos und führt zu
völlig gegensätzlichen Lesarten;
sie ist voller Abgründe, Konflik-
te, voller Gewalt – sie führt ins
Dunkel. Wollte man die Kultur
vorrangig mit Blick auf ihr frie-
densstiftendes Potential fördern,
müßte man die meisten Kunst-
werke – vor allem ein Großteil
der Literatur und des Dramas –
aus dem Kulturaustausch ver-
bannen und statt dessen jede
Woche einmal ‚Nathan den Wei-
sen’ aufführen.“
Navid Kermani zur Debatte um
das Goethe-Institut, lt. SZ vom
1. Juni 2006.

„In deutschen Städten macht
sich eine überraschende Alt-
begier breit, nicht als Freude an
vorhandenen Altertümern, son-
dern als Sehnsucht nach dem
Verlorenen.“
Eberhard Straub in DIE WELT
vom 30. Dezember 2005.

„Man kann über vieles disku-
tieren, nur nicht über eine Brük-
ke neben der Loreley. Die Fra-
ge ist, ob die außerordentliche
Bedeutung der Kulturlandschaft
erhalten bleibt. Hinter dem star-

ken Drang, auf die Welterbeliste
zu kommen, stehen im übrigen
oft handfeste wirtschaftliche In-
teressen, vor allem jene des
Fremdenverkehrs.“
Michael Petzet, Präsident von
Icomos International, im Ge-
spräch mit der FR vom 5. Ja-
nuar 2006.

„Es gehört zu meinen fürchter-
lichsten Erfahrungen, wenn die
Leute mir klarmachen wollen, es
sei nichts Besonderes, Künstler
zu sein. Wer so redet, hat den
Druck von Gottes Finger, der auf
einem ruht, nie gespürt, der weiß
nichts von dem beklemmenden
Unglück, das den Künstler heim-
sucht, verbunden mit jenem
Elend des Ehrgeizes, in Konkur-
renz zu zweitausend, dreitausend
Jahren Kultur sein Leben an ei-
nen Traum zu verschwenden. All
das ist nur zu ertragen, wenn
man sich als Teil eines giganti-
schen Mysteriums weiß, als
Streiter einer unlösbaren Aufga-
be.“
Markus Lüpertz in einem Inter-
view-Band, hier zitiert nach Li-
teraturen 9/2005.

„Die Berlinlastigkeit, der hi-
storische Narzismus Berlins, das
ist das Problem. Die Akademie
muss urbaner werden und ein
europäisches Kulturorgan wer-
den. Es kann nicht schlecht sein,
wenn die Deutschen sich eine
europäische Akademie der Kün-
ste leisten.“
Jochen Gerz, Präsidentenkandi-
dat 2003, über die Berliner Aka-
demie der Künste, lt. DIE WELT
vom 17. Dezember 2005.

„Ich halte es für eine offenkun-
dige Fehlentwicklung in der ge-
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samten Kulturpolitik, dass wir
uns in den letzten Jahrzehnten
zu stark für immer neue Institu-
tionen engagiert haben, wäh-
rend die Bildung als Vorausset-
zung für diese Einrichtungen,
immer notleidender geworden
ist. So haben wir heute in
Deutschland eine der vitalsten
Kulturszenen der Welt und
gleichzeitig einen lausigen Zu-
stand der kulturellen Bildung.“
Norbert Lammert, damals noch
als Kulturstaatsminister gehan-
delt, lt. Focus 36/2005.

„Das Kinojahr 2005 wird si-
cher nicht als erfolgreichstes in
die Annalen eingehen, aber auch
nicht als schlechtestes.“
Johannes Klingsporn, Ge-
schäftsführer des Verbandes der
Filmverleiher (VDF), lt. FAZ
vom 14. Dezember 2005.

„Wir leiden nicht an einer
Kinokrise, sondern an einer
Filmkrise.“
Oliver Fock, General Manager
des Greater Union Filmpalast, lt.
DIE WELT vom 13. Oktober
2005.

„Wir haben .. keine Krise des
Films, wir haben eine Kinokrise,
die allerdings mit deutschen Fil-
men wenig zu tun hat.“
Kulturstaatsminister Bernd Neu-
mann im Gespräch mit der SZ
vom 11. März 2006.

„Wird kulturelle Bildung an öf-
fentlichen Schulen einge-
schränkt, werden Privatschulen
dieses Defizit ausgleichen. Für
kulturelle Bildung muss dann
bezahlt werden. Da jedoch Kul-
tur den Menschen zivilisiert und
ihn eigenständig macht, wird die

Schere der Lebensentwürfe grö-
ßer werden. Hier wird neben
sozialen Verwerfungen ein we-
sentlicher Unterschied zwischen
Arm und Reich liegen.“
Bildhauer Stefan Huber über die
Bayerische Verordnung, Musik-
lehrer an Bayerischen Gymna-
sien dürften ihr Fach nur noch
in Verbindung mit einem Haupt-
fach lehren, in der SZ vom 4. Ja-
nuar 2006 („Sieg der Technokra-
ten“).

„Klassik ist kein Geschäft.
Klassik ist ein Markt, der stark
rückläufig ist. Kinder erhalten
heute keine klassische Musik-
ausbildung an der Schule, das
ist eines der Kernprobleme, das
Bildungsdefizit kommt hinzu.
Leute, die sich mit Klassik be-
schäftigen, um des Werkes wil-
len, die sterben einfach weg... In
China fängt Klassik gerade an
zu boomen.“
Klaus-Peter Schulenberg, Chef
von CTS Eventim, im Gespräch
mit der FAS vom 17. September
2006.

„Eine sich heute abzeichnen-
de kleine Schwierigkeit wird sich
deutlicher bemerkbar machen:
Hochkunst ist teuer, Opern, Mu-
seen, Bibliotheken, Archive kön-
nen niemals wie Betriebe geführt
werden, die sich durch ihre Ge-
winne selbst tragen. Die große
Kunst und die große Bildung
muss durch ein Gesetz, das sich
durch alle Jahrhunderte bestä-
tigt hat, mehrheitlich von denen
bezahlt werden, die nichts oder
nur sehr mittelbar etwas davon
haben. ... Kulturvölker haben
das akzeptiert, weil die Kunst als
Ausformung des Kultischen, also
des Lebensnotwendigen, begrif-

fen wurde. Wie es gelingen wird,
diejenigen die nicht nur von der
Kunst nichts haben, sondern die
außerdem noch von deren kul-
turellen Voraussetzungen ausge-
schlossen sind, zum Bezahlen zu
bewegen, das wird eine Aufga-
be sein, die die Gründerväter zu-
künftiger Gesellschaftsformen
beschäftigen wird.“
Schriftsteller Martin Mosebach
in der FAZ vom 15. Februar
2006 („Sind die Deutschen noch
ein Kulturvolk?“).

„Des Goethe-Instituts vor-
nehmste Funktion besteht ... dar-
in, in Regionen und Staaten kul-
turell zu wirken, wo überhaupt
erst ein gemeinsamer Verständi-
gungshorizont erarbeitet werden
muss, um Konflikte gewaltfrei zu
lösen.“
Jutta Limbach, Präsidentin des
Goethe-Instituts, über die Aufga-
be der Goethe-Institute, lt. SZ vom
11. April 2006.

„Das Goethe-Institut ist keine
Reserve-UN.“
Peter Gauweiler, Vorsitzender
des Unterausschusses für aus-
wärtige Kultur und Bildungspo-
litik des Auswärtigen Ausschus-
ses, lt. FAZ vom 3. Juni 2006.

„Die auswärtige Kultur- und
Bildungspolitik ist kein Luxus,
sondern eine Notwendigkeit.“
Monika Griefahn, kulturpoliti-
sche Sprecherin der SPD-Bun-
destagsfraktion, lt. DIE WELT
vom 1. August 2006).

„Von der Akademie der Kün-
ste wird erwartet, zu allen wich-
tigen Dingen, zu jedem aktuel-
len Ereignis ihren Senf dazu zu
geben. Zudies soll es ein beson-
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derer Senf sein, möglichst ein
grand cru classé, aber das
macht die Sache nicht besser.
Senf dazu zu geben passt zu
Würstchen und zu Buletten, nicht
aber zu einer Akademie ... Ge-
genüber der Berliner Akademie
der Künste herrscht ein diffuser
und zugleich aggressiver Defizit-
verdacht. Schon wieder hat sich
die Akademie zu einem künstle-
rischen oder gesellschaftlichen
Großproblem nicht geäußert!
Unmut kommt auf. Was tut sich
eigentlich hinter der Glasfassa-
de? Warum herrscht Schweigen
am Pariser Platz? Wir sind wie-
der beim Senf.“
Wolf Leppenies zur Berliner
Akademie der Künste, lt. DIE
WELT vom 14. Februar 2006.

„Bei uns dauert es noch ein
bisschen... Eine Verfassungsän-
derung kann man nicht übers
Knie brechen.“
Monika Griefahn, Kulturpoliti-
sche Sprecherin der SPD-Frak-
tion im Deutschen Bundestag,
zum Staatsziel Kultur im Grund-
gesetz (FR vom 8. März 2006).

„Auch wenn die Politik
manchmal etwas länger braucht
– die Kultur kann nicht warten.“
Hortensia Völckers, Leiterin der
Bundeskulturstiftung, lt. „Tages-
spiegel“ vom 13. Juni 2006.

„Wir fördern ausschließlich
Projekte, die mit den Werten von
BMW, Nachhaltigkeit, Glaub-
würdigkeit, Innovation, verein-
bar sind. Die Förderung hängt
nicht vom Aktienkurs oder/und
Affinitäten einzelner Personen
im Unternehmen ab.“ Thomas
Kirst, Leiter des Kulturreferats

bei BMW, lt. SZ vom 5. April
2006.

„Damit nähern wir uns in der
Kultur US-amerikanischen Ver-
hältnissen“
Ulrich Cartellieri, ehemals Auf-
sichtsratmitglied der Deutschen
Bank, über den Streit über den
Rückzug des Staates aus der Fi-
nanzierung der Kultur, lt. DIE
WELT vom 22. März 2006.

„Die Tendenz zu immer größe-
ren Eventausstellungen und die
mangelnden finanziellen und
personellen Ressourcen gefähr-
den das Sammeln, Bewahren
und Forschen.“
Michael Eissenhauer, Präsident
des Deutschen Museumsbundes,
zur Lage der Museen, lt. GA
vom 17. Juni 2006.

„Mitunter würde man sich
wohl wünschen, die Republik
wäre zur Markierung solcher
Volten der Geschichte zu etwas
stärkeren Gefühlen, wenigstens
zu einem gebremsten Pathos der
Freiheit fähig.“
Die FAZ vom 3. Juni 2006 zur
Eröffnung der Dauerausstellung
im Deutschen Historischen Mu-
seum in Berlin.

„Die Auszeichnung Peter
Handkes mit dem Heine-Preis ist
eine empörende Beleidigung und
Verhöhnung des Dichters Hei-
ne.“
Marcel Reich-Ranicki, lt. FAZ
vom 27. Mai 2006.

„Wir haben hier keinen Mehr-
wert, der sich pekuniär erwiese.
Jener Mehrwert, den wir produ-

zieren, ist die Eröffnung der
Möglichkeit, über eine prekäre
Wirklichkeit hinaus zu denken –
illusionslos, aber mit der star-
ken Sehsucht nach anderen Ver-
hältnissen...

SZ: Woran liegt es, dass wir heu-
te noch diese alten Sachen ver-
stehen.

Zehelein: Uns wird durch alles,
was uns umgibt, gesagt, dass wir
nur leben, um zu konsumieren,
zu verbrauchen. Was wir durch
die Werke erfahren, ist, dass es
etwas jenseits des Verbrauchens
gibt. Was uns tiefer trifft, dass
etwas Unverbrauchtes spricht,
das bis heute Ausdruck einer tie-
fen Verletzung ist und uns diese
Verletzung in einer wunderbaren
formalisierten Weise verständ-
lich macht. Es ist dieser emotio-
nale Vorgang, der Fassung von
Emotionen, der Kunst grund-
sätzlich von dem unterscheidet,
was sonst Welt heißt.

SZ: Und das passiert nur in  der
Kunst!

Zehelein: Ich glaube ja. Das
macht Kunst zu einem unver-
zichtbaren Bestandteil von Le-
benserfahrung.“
Staatsopernintendant Klaus
Zehelein im Gespräch mit der SZ
vom 17. Juni 2006.

„Wir haben einen Kulturmini-
ster, und das ist der Ministerprä-
sident.“
NRW-Staatssekretär Hans-Hein-
rich Grosse-Brockhoff zur Fra-
ge nach einem eigenständigen
Kulturministerium in NRW, lt.
GA vom 7. August 2006.
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„Ich prüfe erst einmal was für
ein Buch der Mensch geklaut
hat … wenn es ernste und gute
Literatur ist spreche ich ihn frei.“
Marcel Reich-Ranicki über den
Bücherklau anlässlich der Frank-
furter Buchmesse, lt. DIE WELT
vom 20. Oktober 2005.

„Dort arbeiten 1.000 Men-
schen, es würden aber 400 ge-
nügen.“
Der vormalige italienische Mi-
nisterpräsident Silvio Berlusconi
über Einsparungen an der Sca-
la, lt. SZ vom 20. Oktober 2005.

„Was ich rundum so höre und
auch schon mitgekriegt habe –
in Wien soll es sogar eine ‚Cosi
fan tutte’-Aufführung gegeben
haben, wo alle Rollen mit schwu-
len Männern besetzt waren –
müsste man eigentlich nur da-
vonlaufen und versuchen, sich
ein Beispiel an den Chinesen
und Japanern zu nehmen. Denn
die haben den Sinn für die Mu-
sik und nicht für den ganzen
‚Zauber’ der sich bei uns ab-
spielt … Es ist wirklich eine
Krankheit, die die deutsche
Kunst einmal ausrotten wird,
ganz sicher.“
Die verstorbene Sängerin Elisa-
beth Schwarzkopf, lt. FAS vom
4. Dezember 2005.

„Neumann kann als erster
Amtsinhaber den Länderkolle-
gen die Hand geben, ohne dass
diese befürchten müssen, dass
ihnen anschließend ein oder
mehrere Finger fehlen.“
Der bayerische Kunst- und Kul-
turminister Thomas Goppel, lt.
DIE WELT vom 2. Dezember
2005.

„Es wird eine Bereinigung des
Marktes geben, wenn es uns
nicht gelingt, jüngeres Publikum
zu binden.“
Michael Russ, Präsident des Ver-
bandes der Deutschen Konzert-
direktionen, zur Zukunft der
Branche bei sinkenden Abon-
nentenzahlen, lt. DIE WELT
vom 30. November 2005.

„Heute aber herrscht in der
Politik anscheinend verbreitet
die Meinung, dass Kultur ver-
zichtbar ist.“
Klaus Bachler, Intendant des
Wiener Burgtheaters, in einem
offenen Brief an den Bremer
CDU-Kultursenator Kasten-
dieck anlässlich der Finanzkrise
um das Bremer Theater mit ei-
nem Defizit von 4,2 Millionen
Euro, lt. SZ vom 26. Oktober
2005.

„Man muss sich wirklich die
Frage stellen, ob man in einem
Land gerne lebt, das die kultu-
relle Erziehung seiner Kinder
nicht zum Hauptthema macht,
sondern beiseite schiebt. Es ist
doch peinlich, wenn man sieht,
dass heute sehr viele hoch be-
gabte Komponisten und Diri-
genten aus Finnland kommen
und der deutsche Nachwuchs rar
ist. Ist es Zufall, dass Finnland
an der Spitze der PISA-Studie
stand?“

SZ: „Da soll es einen Zusam-
menhang geben?

Da gibt es einen Zusammen-
hang! Musikförderung und Lei-
stungsbereitschaft. Wer sich früh
die Musik erarbeitet, ist später
auch ein besserer Schüler. Er ist

kreativer und zeigt eine höhere
soziale Kompetenz.“
Anne-Sophie Mutter im Inter-
view mit der SZ vom 15. Okto-
ber 2005.

„Kultur ist nun mal nicht
marktfähig.“
Klaus Siebenhaar, Leiter des In-
stituts für Kulturmanagement an
der FU Berlin, lt. FAS vom 11.
Dezember 2005).

„Ich habe mich entschieden
dagegen verwahrt. Allerdings ist
die Klagemauer nicht mein Ort.
Hätte ich versuchen sollen, das
Feuilleton zu mobilisieren? So
lange ich Hoffnung hatte, hielt
ich das für eher kontraproduk-
tiv.“
Die Präsidentin des Goethe-In-
stituts Jutta Limbach zu den Ein-
sparungen, lt. FAZ vom 3. Juli
2006.

„Wer hier nicht Selbstbetrug
betreibt, weiß genau, dass die
Zeitungen von Anzeigen leben
und dass sie Rücksicht darauf
nehmen, was bestimmte wirt-
schaftliche Kräfte diktieren. Die
Presse selbst ist Teil enormer
Unternehmensgruppen, welche
die öffentliche Meinung mono-
polisieren. Sie haben das Recht
verloren, unter dem Recht auf
freie Meinungsäußerung Schutz
zu suchen.“
Der Beitrag von Schriftsteller
Günter Grass zur politischen
Szene, lt. DIE WELT vom 11.
Februar 2006.

„Ich hatte bei dieser Diskus-
sion eine Berliner Operninsze-
nierung im Kopf, bei der die Ge-
fühle des Christentums mit einer
penetranten überheblichen Art
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und Weise dargestellt worden
sind. Maria steht zuerst als Sta-
tue da und steckt sich plötzlich
eine Fluppe ins Gesicht – die
Raucherszene war insbesonde-
re für Katholiken sehr anstö-
ßig.“
Der Berliner Bischof und EKD-
Ratsvorsitzende Wolfgang Hu-
ber über die Inszenierung von
Puccinis „Il Trittico“ durch Ka-
tharina Wagner an der deutschen
Oper in Berlin, lt. DIE WELT
vom 15. April 2006.

„Damit ist jetzt Schluss.“
Kulturstaatsminister Bernd Neu-
mann zu den Kürzungen für die
Deutsche Welle in der vergange-
nen Legislaturperiode, lt. FAZ
vom 6. Juni 2006.

„Die Kultusminister wissen
längst, dass die Rechtschreibre-
form falsch war … Aus Gründen
der Staatsräson ist sie nicht zu-
rückgenommen worden.“
Brandenburgs Kulturministerin
Johanna Wanka, lt. FAZ vom 27.
Februar 2006.

SZ: Und was erleichtert den Zu-
gang?

Bildung ist das A & O. Die
Chance zur Bildung, das ist das
Glück meines Lebens. Obwohl
ich aus einer Arbeiterfamilie
stamme, wurde ich zum Abitur
mit Müh und Not geprügelt.
Dann bin ich auf die Uni gegan-
gen. Danach konnte ich plötzlich
nur das tun, was ich schön finde.

SZ: Und wer hat Ihnen als Kind
geholfen?

„Ein bisschen meine Mutter,
eine einfache Frau. Aber sie hat

immer geschaut, dass das Kind
liest und hat mir Bücher ge-
schenkt. Geholfen hat mir eine
Bibliothekarin der Stadtbüche-
rei, die mir die richtigen Bücher
geliehen hat. Eine Lehrerin, die,
wenn die anderen Schreibarbei-
ten aufgaben, mir befahl, dieses
oder jenes Buch zu lesen. Die
wusste, wie sie mich leiten muss.
Auf einmal hatte ich kapiert, so
wie eine Explosion, auf einmal
wusste ich, Bücher sind meine
Welt. Ich wusste, dass mich das
hält, dass mich das weiterbringt,
dass das nicht Schullektüre ist,
sondern Lebenshilfe.“
Elke Heidenreich im Gespräch
mit der SZ vom 11. März 2006.

„Und wie die Zukunft aussieht,
braucht man auch ein paar uto-
pische Gedanken dazu. Nicht
zurück zur DDR.  Ich lass mir
die aber nicht nehmen. Und da
waren auch Ideen vorhanden.
Vielleicht braucht man solche
Ideen … erneut.“
Schauspieler Peter Sodann im
Gespräch mit der FAS vom 24.
September 2006.

Das politische Gedicht

Das Lied der Deutschen,
ältere Fassung

„Schröder, Schröder über alles, /
Über alles in der Welt, / Wenn er
sich zum Schutz und Trutze /
Gegen böse Amis stellt, / Von dem
Rhein bis an die Oder, / Und in
Clausthal-Zellerfeld – / Schröder,
Schröder über alles, / Über alles
in der Welt! // Schröders Frauen,
Schröders Treue, / Schröders
Show und Schröders Sang / Sol-
len in der Welt behalten / Ihren
alten schönen Klang. / Uns zu
edler Wahl begeistern – / Dieses
Mal vier Jahre lang – / Schröders
Frauen, Schröders Treue, / Schrö-
ders Show und Schröders Sang! //
Einig gegen Paul und Oskar /
Denn die bauen nur auf Sand! /
Darum laßt uns Gerhard wählen /
Mit dem Herz, nicht dem Ver-
stand! / Einig gegen Paul und
Oskar / Denn die fahr’n uns an
die Wand – / Blüh im Glanze
dieses Glückes, / Blühe, Schröders
Vaterland.“

neokomplott.7kant.org/2005/09/
20/das-lied-der-deutschen

Das Schrödergedicht, abge-
druckt in DIE WELT vom 25.
September 2005.
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Aus kulturpolitische Beiträgen

– Die Beilage aus Politik und
Zeitgeschichte 34/35 2006 vom
21. August 2006 widmet sich
dem Thema „Kulturwirtschaft“
u. a. mit Beiträgen von Andreas
Wiesand und Olaf Zimmermann.

– Die Zeitschrift „politik und
kultur“ des Deutschen Kultur-
rates, September/Oktober 2005
enthält u.a. die Wahlprüfsteine
der im Bundestag vertretenen
Parteien; die Nr. Januar/Februar
2006 enthält u.a. Beiträge zur
Kultur im Koalitionsvertrag und
zum Gemeinnützigkeitsrecht;

die Nr. März/April 2006 wid-
met sich insbesondere dem The-
ma Leitkultur, u.a. mit einem
Beitrag von Norbert Lammert
und den kulturpolitischen Schwer-
punkten in der KMK und im
Deutschen Bundestag;

die Nr. Mai/Juni 2006 behan-
delt u.a. die Themen Leitkultur,
Föderalismusreform, internatio-
nale Kulturpolitik, Urheberrecht
und Kulturkompetenz-Bildung;

im Zentrum der Ausgabe Sep-
tember/Oktober 2006 steht das
Thema „Kultur und Kirche“.

– Die Zeitschrift „Kulturpoli-
tische Mitteilungen“ der Kultur-
politischen Gesellschaft Nr. IV/
2005 enthält u. a. ein Interview
mit Kulturstaatsminister Bernd
Neumann und den Koalitions-
vertrag der Bundesregierung
vom 11. November 2005;

Nr. I/2006 Gesellschaft setzt
einen Themenschwerpunkt bei
Kultur und Integration. Außer-
dem sei verwiesen auf den Bei-
trag von Bernd Wagner zum

Thema „Leitkultur“, Seite 70ff.;
die Nr. II/2006 bietet u.a. das

Unesco-Übereinkommen über
den Schutz und die Förderung
der Vielfalt kultureller Aus-
drucksformen im Wortlaut
(71ff.).

Hinzuweisen ist auf den Bei-
trag von Harald Hartung über
„Die Kraft der Kulturen für Eu-
ropa nutzen“ (16ff.) und den
Kommentar von Oliver Scheytt:
„Föderalismusreform gefährdet
kooperativen Kulturföderalis-
mus“.

– Die Zeitschrift „Musik in
Sachsen“ 1/2006, hg. vom Säch-
sischen Musikrat, behandelt das
Thema „Musik in der Ganztags-
schule, auch im Freistaat Sa-
chen“, Nr. 3/2005 berichtet über
ein EU-Sokrates-Programm
auch für Musikschulen, das Er-
wachsene einschließt

– Die Zeitschrift „kultur
politik“ 3/2005, hg. vom Bun-
desverband Bildender Künstle-
rinnen und Künstler, enthält u.a.
systematisch gegliederte Aussa-
gen der Parteien zur Kulturpoli-
tik vor der Bundestagswahl;

die Nr. 4/Dezember 2005 wid-
met sich u.a: dem Thema: Die
wirtschaftliche und soziale Si-
tuation bildender Künstlerinnen
und Künstler mit den Ergebnis-
sen der BBK-Umfrage 2004/5;

die Ausgabe Nr. 1/März 2006
widmet sich u.a. der Harmoni-
sierung des Folgerechts und des
Urheberrechts in der Informati-
onsgesellschaft, dem neuen
Kulturförderprogramm für die

EU und der Künstlersozialkasse;
die Ausgabe 2/Juni 2006 bringt
u.a. Beiträge zu Künstlerinnen
und Künstlern in Ganztagsschu-
len und Schulen mit Ganztags-
angeboten und zur sozialen Lage
der bildenden Künstlerinnen und
Künstler, mit einer Umfrage des
sächsischen Künstlerbundes.

– Erschienen ist das 6. „Jahr-
buch für Kulturpolitik 2006“,
hrsg. vom Institut für Kulturpo-
litik der Kulturpolitischen Ge-
sellschaft, in diesem Jahr keinem
besonderen Schwerpunkt ge-
widmet, sondern aus Anlass des
30jährigen Bestehens des Insti-
tuts dem „Diskurs Kulturpoli-
tik“, einer tour d’horizon nam-
hafter Kulturpolitiker,  Verbands-
vertreter und Künstler durch alle
Bereiche der Kulturpolitik; da-
her stellt der Sammelband ein
wertvolles Kompendium für kul-
turpolitische Debatten dar. So
äußert sich Norbert Lammert
über „Verfassungspatriotismus
und Leitkultur“, Karin  von
Welck über „Kunst und Kultur
als Standortfaktoren“, Hans-
Heinrich Grosse-Brockhoff zu
„Partnerschaften“, Peter Ben-
dixen zu „Kultur und Kunst – öf-
fentliches Gut oder kommerzi-
elle Dienstleistung“, um nur ei-
nige Beiträge zu nennen. Die
Kulturstatistik von Michael Sön-
dermann bis 2005 ist wie immer
erhellend; die systematisch ge-
gliederte Übersicht über erschie-
nene Literatur zeigt auch in die-
sem Jahr, wie lebendig sich  der
kulturpolitische Diskurs hierzu-
lande präsentiert.

Man nimmt auch diesen Band,
wie schon seine Vorgänger, im-
mer wieder gern zur Hand.
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AUS DER ARBEIT
DER KONRAD-ADENAUER-STIFTUNG

a) Neuerscheinungen

Position beziehen
Erschienen ist der Sammelband
„Kunst und Kultur verpflichtet.
Beiträge zur aktuellen Diskussi-
on“, hrsg. von Jörg-Dieter Gau-
ger/Günther Rüther (Sankt Au-
gustin 2006).

AUS DEM VORWORT:
„Die Kultur ist die Substanz der
Gesellschaft“, mit diesen Worten
führt Udo di Fabio in sein viel
diskutiertes Buch „Die Kultur
der Freiheit“ ein. Neben der Ge-
sellschaft ist jedoch die Politik
ein besonderer Bezugspunkt für
die Kultur. Diese Verbindung
manifestiert sich am deutlichsten
in dem Wort „Kulturpolitik“.

Kultur und Politik stehen im
Mittelpunkt dieser kleinen
Schrift. Die Konrad-Adenauer-
Stiftung fühlt sich durch ihren
satzungsgemäßen Auftrag bei-
den Feldern unmittelbar verbun-
den. Sie will die Demokratie
stärken und Kunst und Kultur
fördern. Wenn wir nachfolgend
von Kunst sprechen, beziehen
wir dabei die Literatur, die Mu-
sik, den Tanz, die Malerei etc.
mit ein, wir verwenden Kunst als
Sammelbegriff für die schönen
Künste.

Prägend für die Konrad-Ade-
nauer-Stiftung und die Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben ist ihr
christlich-demokratisches Werte-

verständnis. Angesichts der viel-
fältigen gesellschaftlichen Um-
brüche beteiligt sich die Stiftung
an grundsätzlichen Debatten
über die zukünftige Entwicklung
unsrer Gesellschaft und unseres
Gemeinwesens. Zum 50. Ge-
burtstag der Stiftung führte der
Vorsitzende Bernhard Vogel da-
zu aus: ‚Der Auftrag der Kon-
rad-Adenauer-Stiftung besteht
darin, die Zukunft – die Zukunft
unseres freiheitlichen und demo-
kratischen Gemeinwesens – zu
ihrem Thema zu machen.’

Die großen Volksparteien,
CDU/CSU und SPD, sind gera-
de dabei, eine neue Grundsatz-
programm-Debatte anzustoßen;
nach den 70er und den frühen
90er Jahren wird es der dritte,
über Parteigrenzen hinausgehen-
de Versuch sein, ihr jeweiliges
politisches Profil angesichts der
weitreichenden gesellschaftli-
chen Veränderungen nicht nur in
Deutschland aufs neue zu schär-
fen. Zwar hat es in früheren Jahr-
zehnten auch bedeutsame Pro-
grammdiskussionen der im
Deutschen Bundestag vertrete-
nen Parteien gegeben. Diese
richteten sich aber stets vor al-
lem an die Parteimitglieder
selbst und weniger, wie bei den
Grundsatzprogramm-Diskussio-
nen, darauf, eine breitere Öffent-
lichkeit daran zu beteiligen.

Die vorgelegte Schrift möchte
zu dieser Debatte einen kleinen
Beitrag leisten, indem sie einlei-

tend einige Gedanken, Positio-
nen und Thesen zu Kultur und
Politik zur Diskussion stellt, und
in einem dokumentarischen Teil
aus programmatischen Äußerun-
gen der CDU zitiert sowie aus-
gewählte Beiträge führender
Repräsentanten der Union in
Erinnerung ruft.

Der Band ist zu beziehen über:
Prof. Dr. Joerg-Dieter Gauger
Tel.(02241)246-2 302
e-mail:joerg.gauger@kas.de

Vorankündigung

Cadenabbia-Anthologie

Die Villa La Collina, Konrad
Adenauers ehemaliges Ferien-
domizil in Cadenabbia, ist eine
kulturpolitische Begegnungs-
stätte von europäischer Aus-
strahlung. Dort findet seit 1995
die Autorenwerkstatt der Konrad-
Adenauer-Stiftung statt. In ge-
meinsamer, wettbewerbsfreier
Runde von Autoren, Kritikern,
Germanisten und Politikern wie
Dr. Norbert Lammert (Präsident
des Deutschen Bundestages,
stv. Vorsitzender der Konrad-
Adenauer-Stiftung) und Prof.
Dr. Bernhard Vogel (Vorsitzen-
der der Konrad-Adenauer-Stif-
tung, Ministerpräsident a.D.)
werden unveröffentlichte Texte
gelesen und diskutiert.

Ausgehend von diesen jährli-
chen Zusammenkünften und in-
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spiriert von den Reizen des Co-
mer Sees sind zahlreiche Ge-
dichte, Prosastücke und Tage-
buchaufzeichnungen entstanden,
u.a. von C.W. Aigner, Elisabeth
Borchers,  Ulrike Draesner, Elke
Erb, Durs Grünbein, Kerstin
Hensel, Daniel Kehlmann, Uwe
Kolbe, Johannes Kühn,  Hartmut
Lange, Andreas Maier, Thomas
Hürlimann, Burkhard Spinnen,
Arnold Stadler. Ihre in dieser
Anthologie gesammelten Texte
zeigen Cadenabbia mit seiner
reichen kulturellen Tradition als
literarischen Ort. Vier einleiten-
de Beiträge würdigen die Villa
La Collina als Forum eines eu-
ropäisch offenen Dialogs zwi-
schen Literatur und Politik.

Kontakt:
Prof. Dr. Michael Braun
e-mail: michael.braun@kas.de.

CADENABBIA

ALS LITERARISCHER ORT

Schriftsteller am Comer See
Hrsg. v. Bernhard Vogel
Münster, LIT Verlag 2006.

Bezugsmöglichkeit
Falls das Buch Ihr Interesse fin-
det, bieten wir Ihnen an, das
Buch gegen eine Schutzgebühr
von 10,00 Euro (inkl. Bearbei-
tungs- und Portogebühr) zu be-
stellen.

Bei größeren Bestellungen ge-
währen wir Ihnen gerne Sonder-
konditionen.

Konrad-Adenauer-Stiftung e.V.
Robert Bischoff
E-Mail: robert.bischoff@kas.de

b) Veranstaltungen

Kulturabteilung: Ort des
kontroversen Kulturdialogs
Die Kulturabteilung der Konrad-
Adenauer-Stiftung hat mit meh-
reren Großveranstaltungen ihren
Ruf als Ort des kontroversen
Kulturdialogs in den letzten Mo-
naten weiterhin gefestigt.

Das „Kulturjahr“ wurde tradi-
tionsgemäß mit einer großen
Soloschau beendet, die 2006
Christian Hahn gewidmet war.
Der ehemalige Stipendiat des
Else-Heiliger-Fonds der Kon-
rad-Adenauer-Stiftung begei-
sterte mit fulminanter Technik
und gesellschaftspolitisch aufge-
ladener Thematik: In zahlreichen
Variationen spürte er den Aus-
drucksformen von Gewalt nach.
Hahn gehört zu den Ausnahme-
erscheinungen in der jungen
deutschen Malerei und reüssiert
inzwischen international – zu-
letzt auf der ART Basel.

EHF 2010
Die Bildende Kunst stand auch
im Mittelpunkt der Sonderaus-
stellung EHF 2010, mit der ein
neues Trustee-Programm aus der
Taufe gehoben wurde, um den
Fortbestand der erfolgreichen
Künstlerförderung des Else-Hei-
liger-Fonds (EHF) der Konrad-
Adenauer-Stiftung nach 2009 zu
garantieren.

Drei Gründungstrustees gaben
mit jeweils 30.000 Euro den
Startschuss für ein Programm,
das nachhaltig bürgerschaftli-
ches Engagement für junge Bil-
dende Kunst dokumentiert. In
einer großen Ausstellung stell-
ten 45 Künstler und Künstlerin-

nen der Stiftung Arbeiten zur
Verfügung, die für höchstens
2010 Euro angeboten wurden,
aber auf dem Kunstmarkt zu
ungleich höheren Preisen gehan-
delt werden. Die Schau war
schon am Eröffnungsabend aus-
verkauft. Der Gesamterlös wur-
de zu hundert Prozent der
Künstlerförderung EHF 2010
zugeführt. Inzwischen sind neue
Trustees gefunden und formie-
ren den Fonds zu einer wichti-
gen Instanz für die junge Kunst.

ART FORUM Berlin
Schon sind die neuen Weg-
markierungen im Blick: Am 27.
September präsentierten sich
pünktlich zur Eröffnung des
ART FORUM Berlin die aktu-
ellen Stipendiaten des Else-Hei-
liger-Fonds und machten die
KAS wieder einmal zur Talent-
börse aufstrebender Künstler.
Vertreten sind neben der Bilden-
den Kunst auch die Sparten Tanz,
Komposition und Literatur. Die
ausgewählten Stipendiaten konn-
ten sich in einem Feld von über
600 Bewerbern durchsetzen.

Literaturpreisverleihung
Die Literaturarbeit der Kulturab-
teilung findet ihren alljährlichen
Höhepunkt in der Literaturpreis-
verleihung in Weimar. Selten
gab es mehr Öffentlichkeit für
einen Preisträger als in diesem
Jahr bei der Verleihung an den
Schriftsteller Daniel Kehlmann.
Noch bevor Kehlmann durch die
Medien zum Shootingstar der
aktuellen deutschsprachigen Li-
teratur gekürt wurde, hatte sich
die Jury für diese Wahl entschie-
den. Die Laudatio hielt Roland
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Bulirsch. Erstmalig fiel Kehl-
mann der KAS im Rahmen ei-
ner Literaturwerkstatt in Cade-
nabbia auf, als er – noch gänz-
lich unbekannt – aus seinen Ma-
nuskripten las.

Hommage
Das literarische – in diesem Fall:
gesprochene – Wort steht auch
im Mittelpunkt des Lebens von
Jutta Lampe. Der gefeierten Schau-
spielerin, die nicht nur an allen
großen Bühnen Triumphe erleb-
te, sondern auch im Film erfolg-
reich wirkte, galt die Hommage
2006 für herausragende Persön-
lichkeiten der deutschsprachigen
Kultur. Mehr als 500 Gäste ehr-
ten gemeinsam mit dem Lau-
dator Peter Raue und Bundes-
tagspräsident Norbert Lammert
die große Mimin mit minuten-
langen stehenden Ovationen.

Internationaler Kulturabend
Zu den Highlights des Frühlings
zählte auch 2006 der internatio-
nale Kulturabend, der sich in
diesem Jahr der Schweiz zu-
wandte. 800 Vertreter aus Poli-
tik, Diplomatie und Kultur
drängten sich auf Einladung des
Schweizerischen Botschafters
Dr. Werner Baumann (jetzt als
Botschafter in Kanada) und des
KAS-Generalsekretärs Wilhelm
Staudacher in der Akademie und
genossen das vielfältige Spek-
trum der dreisprachigen Schweiz.
Neben der Literatur von Guy
Krneta und des Jazz des Jérôme-
Berney-Trios fand die Ausstel-
lung mit Arbeiten der internatio-
nal renommierten Künstlerin
Annelies Štrba, die dem photo-
graphischen Impressionismus
zuzuordnen sind, besondere
Aufmerksamkeit.

Denkmalschutzforum 2006
Neben den feierlichen Anlässen
sind es auch die kulturpolitisch
brennenden Themen, die die
Kulturarbeit der Konrad-Ade-
nauer-Stiftung prägen. Im Rah-
men des Denkmalschutzforums
2006 widmete sich die Stiftung
in einer großen dreitägigen Kon-
ferenz und Exkursion der Um-
widmung von städtischen und
ländlichen Kirchenbauten. Unter
dem Titel „Die Vertreibung aus
dem Tempel“ spürte die Tagung,
den kulturpolitischen, gesell-
schaftspolitischen und kulturge-
schichtlichen Implikationen
nach, die sich daraus ergeben,
dass immer mehr Kirchenbauten
leer stehen oder einer Fremd-
nutzung zugeführt werden. Ver-
treter der Kirchen, der Politik,
der Kunstwissenschaft und des
Denkmalschutzes trafen sich zu
dieser Konferenz in Berlin.

Die Kulturarbeit der Konrad-
Adenauer-Stiftung wird auch in
den kommenden Monaten nach-
haltige Akzente in der Kultursze-
ne der Hauptstadt setzen.

Information:
Dr. Hans-Jörg Clement,
Leiter Kultur,
HA Begabtenförderung und Kultur
e-mail: hans-joerg.clement@kas.de

Literatur als
Erinnerungskultur
X. Literarisch-Politisches
Symposium der Konrad-
Adenauer-Stiftung (16.11.2006)

Im Zuge der Gedenkjahre (60
Jahre Kriegsende) und der
Denkmaldebatten ist die öffent-
liche Erinnerungskultur zum
wichtigen Thema geworden. Als

Anwälte und Hüter der Erinne-
rung sind die Schriftsteller be-
sonders gefragte und zugleich
fragende Gedächtnisinstanzen:
Wem die Geschichte gehört, ob
und wie man aus ihr lernen kann,
inwiefern Erinnerung die Gesell-
schaft zusammenhält, wieviel
Erinnerung eine Wissensgesell-
schaft und Gedächtniskultur im
21. Jahrhundert benötigt, und auf
welche Weise die Literatur einen
Beitrag zu einer europäischen
Kultur leisten kann, in der man
über Opfer und Täter ohne ge-
genseitige Verdächtigungen und
Schuldaufrechnungen sprechen
kann: Darüber geben Autobio-
graphien und Romane von Au-
toren verschiedener Generatio-
nen Auskunft.

Dem Thema „Literatur als
Erinnerungskultur“ widmet sich
die Konrad-Adenauer-Stiftung
in ihrer Reihe Literarisch-Poli-
tischer Symposien am 16. No-
vember 2006 in ihrer Akademie
am Tiergarten. Harald Weinrich
(Collegé de France, Paris) refe-
riert über Gebote und Verbote
des Erinnerns und Vergessens,
Stefan Neuhaus (Innsbruck)
über den Streit um die Erinne-
rung in der deutschen Gegen-
wartsliteratur. Eine von Hajo
Steinert (Deutschlandfunk) mo-
derierte Podiumsdiskussion
stellt die Frage Wem gehört die
Erinnerung? an Teilnehmer ver-
schiedener „Erinnerungskultu-
ren“: Julia Franck (Autorin, Ber-
lin), Christian Meier (Historiker,
München), Ernst Pöppel (Neuro-
wissenschaftler, München), Her-
mann Schäfer (Kulturpolitiker,
Berlin) und Harald Weinrich.
Die Veranstaltung wird be-
schlossen mit einer Autorenle-
sung von Uwe Timm, der aus
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ist zum einen eine Verankerung
im rechtlichen Sinne gemeint.
Die andere ist die „Verankerung
der Notwendigkeit“ kommunal-
staatlicher Kulturfinanzierung in
der Öffentlichkeit und den poli-
tisch-gesellschaftlichen Ausein-
andersetzungen. Daher haben
die Diskussionen um Grundver-
sorgung, Kulturstaat und Pflich-
tigkeit eine rechtliche und  eine
inhaltlich konzeptionelle Di-
mension.

Eine mehr oder weniger kon-
kret formulierte Staatszielbe-
stimmung Kultur teilt mit ande-
ren Staatszielbestimmungen das
rechtliche Schicksal eher wei-
cher, relativer und jedenfalls un-
klarer Normativität. Ihr Sinn und
Nutzen ist demnach umstritten.
Ihre Effektivität liegt wesentlich
auch in den Händen der zustän-
digen Verfassungsgerichtsbar-
keit (Verfassungskonkretisie-
rung durch die Verfassungs-
rechtssprechung).  Auszuschlie-
ßen sind normative Verpflich-
tungsgehalte einer neuen Staats-
zielbestimmung Kultur gegen-
über Ländern und Kommunen
also keineswegs. Eine auf die Si-
cherung  tradierter öffentlicher
Kulturinstitutionen bedachte
Schutz- und Förderaufgabe fän-
de in einer kulturstaatlichen Ver-
fassungsgewährleistung  durch-
aus eine ernstzunehmende recht-
liche Stütze. Allerdings bleibt
auch ein Kulturstaatsziel immer
eine relative Verpflichtung, die
in ihrer Abhängigkeit von fakti-
schen Möglichkeiten und der
rechtlichen Konkurrenz anderer
Aufgaben gesehen werden muss.
Daraus ergibt sich eine realisti-
sche Perspektive auf die norma-
tive Bindungskraft einer Staats-

zielbestimmung Kultur, die so-
gar auch mit Bezug auf die Ge-
meinden unmittelbare Verpflich-
tungswirkung im Rahmen des
Möglichen und Vernünftigen
entfalten kann.

Das Mögliche und Vernünfti-
ge hin wiederum macht nun den
wesentlichen Teil der inhaltlich
konzeptionellen Dimension ei-
ner kulturellen Grundversor-
gung aus. Welche neuen Aufga-
ben stellen sich der kommuna-
len Kulturarbeit unter veränder-
ten wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Rahmenbedingun-
gen?

Zu den klassischen Bereichen
„verwalten,  veranstalten, för-
dern“ gesellen sich neue Aufga-
ben die unter dem Obertbegriff
„Kulturarbeit als Vermittlungs-
und Ermutigungsarbeit“ zusam-
mengefasst werden könnten. Im
Einzelnen seien genannt: Kultur-
information, Angebotsdarstel-
lung im Internet, „aufsuchende
Kulturarbeit“, Definition von För-
derkriterien, Auseinanderset-
zung mit Betriebsformen, Be-
schäftigungsformen, Sponsoring
sowie Planung und Steuerung
innerhalb von Verwaltung und
Politik.

Kultur als wirtschaftliche
Wertschöpfung
Im zunehmenden Konkurrenz-
kampf der Politikfelder in den
kommunalen Haushaltsberatun-
gen ergibt sich auch die Notwen-
digkeit, der Kulturförderung ei-
ne zusätzliche Legitimationsba-
sis zu verschaffen. Gute Argu-
mente liefert dazu die Kultur-
statistik, die beweist, dass mitt-

seinen Erinnerungsbüchern „Am
Beispiel meines Bruders“ (2004)
und „Der Freund und der Frem-
de“ (2005) liest. Das Symposi-
um beginnt um 17:00 (bis 21:00
Uhr) und wird eröffnet von Bun-
desministerin a.D. Dr. Dorothee
Wilms.

Information:
Prof. Dr. Michel Braun
HA Begabtenförderung und Kultur
e-mail: michael.braun@kas.de

Kommunalpolitische
Themenseminare im
Bildungszentrum Schloss
Eichholz zum Schwerpunkt
Kultur

Kommunale Kulturförderung
und Kulturarbeit – in welcher
Form, für wen und warum über-
haupt?  Das  sind die immer wie-
der auftauchenden  Fragen an
kommunale Kulturpolitik und
Kulturverwaltung. Ernsthaft
wird der kommunale Kulturauf-
trag nicht grundsätzlich infrage
gestellt, aber ein gewisser Le-
gitimationsbedarf ist in der öf-
fentlichen Diskussion nicht zu
übersehen. Vor diesem Hinter-
grund wurden die Seminar-
schwerpunkte 2006 ausgewählt:
„Kultur als Staatsziel“ und „Kul-
tur als wirtschaftliche Wert-
schöpfung“.

Kultur als Staatsziel
Bei der Auseinandersetzung dar-
über, ob die Kulturförderung
eine „freiwillige“ oder eine
„Pflichtaufgabe“ ist, sind die
kommunale Kulturförderung
und die Gemeindeordnungen
Gegenstand der Debatte. Damit
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lerweile mehr Menschen in der
Kulturwirtschaft tätig sind als in
der Automobilindustrie.

Lokale und regionale Strategi-
en zur Nutzung und Förderung
von Kultur und Kulturwirtschaft
erfordern allerdings visionäre
und engagierte Persönlichkeiten,
die sich für dieses Segment loka-
ler Ökonomien interessieren.
Die Kulturwirtschaft ist bisher in
der öffentlichen Wahrnehmung
eher unterrepräsentiert. Regel-
mäßige Kulturentwicklungs-
und Kulturwirtschaftsberichte
auf kommunaler und auch regio-
naler Ebene wären allerdings ein
gutes Instrument, die zunehmen-
de Bedeutung des kulturellen
Sektors vor allem im Hinblick
auf die grundlegenden Wandlun-
gen der Arbeitsgesellschaft zu
dokumentieren.

Information:
Ursula Gründler
HA Politische Bildung (Eichholz)
e-mail: monika.gruendler@kas.de

Letzte Meldungen

„Idomeneo“
Die Abesetzung des des „Idome-
neo“ zieht weitere Kreise. Inten-
dantin Harms kann sich auf War-
nungen des LKA Berlin berufen
(s. den Bericht in der FAZ vom
28. September:  „Spielplanände-
rung“). Trotzdem legt BILD
noch mal nach (28. September
2006): „Nehmen wir zuviel
Rücksicht auf den Islam?“; s.
weiter FAS vom 1. Oktober;
WamS vom 1. Oktober 2006:
„’Idomeneo’ oder der Mullah im
Kopf“; DIE WELT vom 30. Sep-
tember 2006: „Kameras aus!;
DIE ZEIT vom 5. Oktober 2006:
„Die Stunde der Feiglinge“
u.v.a.m.

Grass und die FAZ
Die FAZ vom 29. September
2006 veröffentlicht und kom-
mentiert einen Brief von Günter
Grass an den damaligen Wirt-
schaftsminister Karl Schiller, er
solle sich doch zu seiner (be-
kannten) Mitgliedschaft in der
SA bekennen: „Beichten Sie, es
wäre eine Erleichterung!“.

Kommentar überflüssig, „dop-
pelte Moral einens Moralisten“
nennt das der GA vom 30. Sep-
tember 2006. Jetzt klagt Grass
gegen die FAZ (7. Oktober
2006).

Baden-Württemberg

Verkauf gestoppt
Dass es sich bei den Hands-

schriften, die nach dem Willen
der Landeregierung aus dem
Bestand der Badischen Landes-
bibliothek zum Verkauf angebo-
ten werden sollen, um angebli-
che Rechtsansprüche des Hau-
ses Baden zu umgehen (mit dem
geplanten Erlös von 70 Mio
Euro soll Schloss Salem restau-
riert und in in eine gemeinnützi-
ge Stiftung überführt werden),
allein um Besitz des Landes,
nicht „um ein „Reservevermö-
gen der (badischen) Markgra-
fen“, handelt, behandelt ein Gut-
achten des Heidelberger Finanz-
und Steuerrechtlers Reinhard
Mußgnug in der FAZ vom 29.
September 2006, der in der FAZ
vom 10. Oktober noch einmal
nachlegt, s. weiter SZ vom 29.
September: „Unter Kulturbanau-
sen“; FAZ vom 7. Oktober 2006.

Auch Kulturstaatsminister
Neumann hat sich gegen den
Verkauf ausgesprochen („natio-
nales Gewicht“).

 Letzter Stand: Ministerpräsi-
dent Oettinger hat ein „Drei-
Säulen-Modell“ vorgeschlagen:
Sponsoren und Mäzene sollen
geworben, Gelder aus dem Lan-
deshaushalt verwendet und an-
dere „Kulturgüter“ sollen“ ver-
kauft werden (FAZ vom 10.
Oktober 2006).

Dieses Modell scheint sich
jetzt zur realisieren, s. den Be-
richt in der FAZ vom 11. Okto-
ber 2006: Dem Haus Baden wer-
den zunächst 30 Mio Euro im
Rahmen eines außergerichtli-
chen Vergleichs zur Verfügung
gestellt, weuitere 30 Mio gehen
in eine Stiftung für Schloss Sa-
lem, in die Mittel der Landes-
stiftung, ein „Solidarbeitrag des
Kunst- und Bibliotheksbereichs“
und Spenden einfließen sollen.
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Finanzierung/
Sponsoring

Dresden: Museen
Wegen Einsparmaßnahmen (Ab-
bau von 459 auf 259 Mitarbei-
ter) der sächsischen Staatsregie-
rung sieht der Generaldirektor
der Staatlichen Kunstsammlun-
gen, Martin Roth, den Betrieb
gefährdet und rechnet mit
Schließungen (BZ vom 21. Sep-
tember 2006).

Buch

„Das Buch lebt!“
mit dieser Einschätzung eröffnet
die FAZ vom 30. September
29096 ihren Vorabkomnnetar
zur Frankfurter Buchmesse
2006: Immerhin 100.000 Neuer-
scheinungen. Probleme der Ver-
lage sieht die FAZ in der Verwer-
tungsproblematik, auf dem
Schulbuchmarkt und in der zu-
nehmenden Konzentration im
Buchhandel. Dass sich der Um-
satz belebt hat, berichtet auch die
WamS vom 1. Oktober 2006, al-
lein in den ersten 8 Monaten ein
Umsatzplus von 2,2 %. Dabei
gehe „der Trend zum billigen
Buch“; mit 54,8 % liegt der Sor-
timentsbuchhandel immer noch
weit vorne; Internetshops halten
derzeit erst 6,9 %.

Musik/Oper

Opernhaus des Jahres
Die Staatsoper Stuttgart ist zum
sechsten Mal „Opernhaus des
Jahres“ (GA vom 5. Oktober
2006).

Sprache

Kein Denglisch
NRW-Ministerpräsident Jürgen
Rüttgers will seinen Ministern
empfehlen, weniger englische
Begriffe zu verwenden (GA vom
5. Oktober 2006).

Theater

Don’t smoking
Der Deutsche Bühnenverein will
ein Rauchverbot auf den Bühnen
verhindern, weil in vielen Dra-
men das Rauchen Bestandteil
des Stückes sei (SZ vom 6. Ok-
tober 2006).

Zitate

„Es ist erschreckend, wie we-
nig Geschichtsbewusstsein vie-
le Jugendliche haben.“
Schauspieler Hajo Ferch anläss-
lich des Films „Die Mauer – Ber-
lin 61“, lt. GA vom 23. Septem-
ber 2006.

Die ZEIT: „Herr Beck, wir
haben gehört, Sie lesen Gedich-
te. Welche denn?

Kurt Beck: Ich bin da nicht fest-
gelegt. Ich lese moderne Gedich-
te, aber auch Brecht.“
Ministerpräsident Kurt Beck im
Gespräch mit der ZEIT vom 5.
Oktober 2006.

„Unser Wunschminister“
Schauspielerin Senta Berger
über Kulturstaatsminister Bernd
Neumann, lt. BamS vom 15. Ok-
tober 2006.

HINWEIS DER
REDAKTION

Da wir im Rahmen unse-
rer Presseschau mög-
lichst viele Zeitschriften,
Presseerklärungen, Reso-
lutionen etc. auswerten
und aufnehmen wollen,
bitten wir auch in dieser
Nummer um entspre-
chende Zusendung.

Damit verbinden wir un-
seren herzlichen Dank für
die gute Resonanz auf
diese Bitte in der voran-
gegangenen Ausgabe.

Zugleich möchten wir be-
tonen, dass Meldungen in
der Presse nicht überprüft
werden können und Be-
richte und Diskussions-
beiträge nicht mit der Re-
daktion oder der Stiftung
zu identifizieren sind. Viel-
mehr ist es unser Ziel, die
öffentliche Debatte und
ihre Themen möglichst
umfassend, freilich auch
pointiert zu dokumentie-
ren.


